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Zu diesem Kompendium
Die Österreichischen Sozialpartner machen seit mehr als vier Jahren die
Beschäftigung von ArbeitnehmerInnen aller Altersgruppen zu einem
gemeinsamen Anliegen. Im Zentrum dieser Sozialpartner-Initiative steht
die Schaffung einer alternsgerechten Arbeitswelt. Die 2005 durchgeführ-
te Veranstaltung „Arbeit und Alter – Erfahrungen und Beispiele aus
Europa“ hat dazu viele wissenschaftlich fundierte Informationen und
Best Practice Beispiele aus den europäischen Ländern, die in diesem
Bereich eine Vorreiterrolle übernommen haben, geboten. Die Vorträge
sind hier in diesem Buch zusammengefasst. 
„Arbeit und Alter – Erfahrungen und Beispiele aus Europa“ ist die
Fortsetzung des ExpertInnenhearings „Arbeit und Alter“ der
Sozialpartner von 2004, in dessen Mittelpunkt die wissenschaftlichen
Erkenntnisse, die Empfehlungen, die praktischen Erfahrungen von 
österreichischen ExpertInnen standen. Alle Beiträge zu diesem
ExpertInnenhearing wurden im Tagungsband „Alternsgerechte
Arbeitswelt“ veröffentlicht. 
TeilnehmerInnen der Veranstaltungen 2004 und 2005 waren
ArbeitnehmerInnen, UnternehmerInnen, BetriebsrätInnen, 
PersonalistInnen, UnternehmensberaterInnen, ExpertInnen der 
Sozialpartner-Organisationen, ExpertInnen des Arbeitsmarktservices und
der Ministerien sowie VertreterInnen der Wissenschaft, die zu einer
„Alternsgerechten Arbeitswelt“ beitragen können und sich für dieses
Thema einsetzen. 
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Die Vortrags- und Diskussionsveranstaltung „Arbeit und Alter – 
Erfahrungen und Beispiele aus Europa“ beschäftigt sich mit einem Thema,
das in den letzten Jahren immer mehr an Bedeutung gewonnen hat und in
den kommenden Jahren und Jahrzehnten unsere Gesellschaft, unsere
Umwelt und insbesondere auch unsere Arbeitswelt entscheidend beein-
flussen wird: Die steigende Lebenserwartung einerseits sowie die rückläu-
figen Geburten andererseits und die daraus resultierenden Folgen für das
Arbeitsleben. 

So wird die Zahl der Personen über 60 Jahre von 21,1 Prozent im Jahre
2001 auf 32,1 Prozent im Jahre 2030 und auf 36 Prozent bis zum Jahr 2050
anwachsen. Die Zahl der bis 14-Jährigen beispielsweise wird hingegen von
16,8 Prozent im Jahr 2001 bis auf 13,2 Prozent im Jahr 2030 und auf 12,2
Prozent bis zum Jahr 2050 sinken. 

Weiters ist bis zum Jahr 2025 eine deutliche Veränderung in der Stärke
der Altersgruppen im Erwerbsleben prognostiziert: Die Altersgruppe 15-24
Jahre wird von 25 Prozent auf 17 Prozent im Jahre 2025 sinken, die Alters-
gruppe 50-64 Jahre wird von 25 Prozent auf 35 Prozent im Jahre 2025 steigen
Die Altersgruppe 50-64 wird also im Jahr 2025 doppelt so groß sein wie die
Altersgruppe 15-24! 

Diese Entwicklungen und die Suche nach geeigneten Lösungen stehen
also im Mittelpunkt der folgenden Referate. Die Gründe für die intensive
Auseinandersetzung mit diesem Themenkomplex liegen auf der Hand: Die
eben erwähnten demographischen Entwicklungen werden für die soziale
und wirtschaftliche Ausrichtung Österreichs und seiner Unternehmen
wesentliche Veränderungen bewirken, die da sind: 
�� Rückgang der Bevölkerung im Erwerbsalter; 
�� Abnahme des Anteiles an jungen Arbeitskräften; 
�� Anstieg des Durchschnittsalters der Erwerbsbevölkerung; 
�� Aus dem Erwerbsleben ausgeschiedene Menschen bilden die größte

Altersgruppe
Die Herausforderungen an die Arbeitswelt sind evident und der Handlungs-
bedarf ist entsprechend groß. Die Sicherung der Humanressourcen und die
Stabilität der Belegschaft sind zunehmend von wichtiger Bedeutung. Die
beteiligten Kräfte (insbesondere Arbeitgeber und Belegschaft, die Sozial-
partner sowie politisch Verantwortliche) haben sich zahlreichen Aufgaben

Lernen aus internationalen
Erfahrungen

Anna Maria Hochhauser, Generalsekretärin der
Wirtschaftskammer Österreich
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im Bereich „Arbeit und Alter“ zu stellen (z.B. Sicherung der Produktivität
und die Erhaltung und Verbesserung der Arbeitsbedingungen im Betrieb
und der Lebensqualität mit dem Ziel, dass die MitarbeiterInnen länger im
Unternehmen verbleiben; ein zentraler Punkt wird hier sein, dass auch jeder
Einzelne zur Erhaltung seiner Gesundheit ausreichend beitragen muss, etwa
durch gesunden Lebenswandel, sportlichen Ausgleich, Ernährung, etc). 

Den Sozialpartnern, die gemeinsam die hier dokumentierte Veran-
staltung vorbereitet haben, ist die produktive Beschäftigung älterer Arbeit-
nehmerInnen natürlich ein zentrales Anliegen. Die Schaffung einer alterns-
gerechten Arbeitswelt ist eine wesentliche Aufgabe für die kommenden
Jahre. Die Sozialpartner haben in jüngerer Vergangenheit bereits konkrete
und sehr gelungene Maßnahmen gesetzt, um unsere Betriebe und Mit-
arbeiterInnen für den Themenkomplex „Arbeit und Alter“ zu sensibili-
sieren: Am 27. und 28. Mai 2004 fand ein ExpertInnenhearing unter dem
Titel „Alternsgerechte Arbeitswelt“ in der Wirtschaftskammer Österreich
statt, in dessen Rahmen zahlreiche interessante Inhalte aus Wissenschaft
und Praxis dargestellt und diskutiert wurden. Die Referate wurden
zusammengefasst in einem Kompendium veröffentlicht. 

Weiters soll auf die Homepage http://www.arbeitundalter.at/ verwiesen
sein, die von den Sozialpartnern ins Leben gerufen wurde und unter
gemeinsamer Verantwortung betrieben wird. Auf den Sites werden viele
hilfreiche Informationen rund um das Thema „Arbeit und Alter“ zur
Verfügung gestellt. 

Schließlich sind unsere gemeinsamen sozialpartnerschaftlichen
Aktivitäten im Bereich der betrieblichen Gesundheitsförderung (BGF)
erwähnenswert. Auf Initiative der WKÖ wurde eine Arbeitsgruppe unter
den Sozialpartnern zur Förderung und Verbreitung der BGF eingerichtet.
Ergebnis dieser Arbeitsgruppe war die am 15. Mai 2002 durchgeführte
gemeinsame Veranstaltung: „Gesunde ArbeitnehmerInnen – Erfolgreiche
Betriebe / BGF – eine Unternehmensstrategie der Zukunft“ sowie die
Veranstaltung vom 29. April 2003 in Salzburg unter dem Titel „Mit BGF
stressfrei in die Zukunft – Innovative Ansätze für kleine und mittlere Unter-
nehmen“. 

Die WKÖ selbst ist unter anderem bei der betrieblichen Gesundheits-
förderung ebenfalls sehr aktiv. Als Beispiele seien das Österreichische
Netzwerk für BGF erwähnt, zu dem auch die WKÖ gehört, oder die WKÖ–
Studie „Gesund durchs Arbeitsleben“. Ziel dieser Studie war, konkrete
Ansätze und Modelle für BGF und Altersmanagement in kleinen und 
mittleren Unternehmen zu entwickeln, Argumente für die Verbreitung 
solcher Ansätze darzustellen sowie Empfehlungen für Handlungsschritte
auf interessenpolitischer Ebene zu geben. 

Die aktuelle Veranstaltung „Arbeit und Alter – Erfahrungen und
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Beispiele aus Europa“, mit der die Sozialpartner an ihre Aktivitäten im
Bereich „Arbeit und Alter“ anknüpfen, soll vor allem wichtige Inputs aus
jenen europäischen Ländern liefern, die auf diesem Gebiet schon jetzt
wesentliche Verbesserungen erreichen konnten. Besonders erfreulich ist,
dass es den Sozialpartnern gelungen ist, neben EU-Kommissar Vladimir
Spidla zahlreiche weitere internationale ExpertInnen für dieses Thema zu
uns zu bringen. Unser Bestreben ist, durch das Erfassen internationaler 
Erfahrungen ein Problembewusstsein auf allen Ebenen zu schaffen, sofern
noch keines gegeben ist. Ansonsten soll das Problembewusstsein geschärft
werden, und es sollen vor allem die Sozialpartner von Modellen aus anderen
Staaten lernen. 

Wir alle wissen, dass Arbeit zentral für die menschliche Entfaltung ist.
Die menschliche Entfaltung wiederum ist Grundlage von Gesundheit und
Sinnfindung. Nicht zuletzt deshalb versucht die WKÖ mit den Sozial-
partnern ihren Beitrag zu leisten, um auf die künftigen Entwicklungen im
Bereich „Arbeit und Alter“ gut vorbereitet zu sein und um die Voraus-
setzungen und Rahmenbedingungen für eine humane und produktive
Arbeitswelt zu schaffen. In diesem Sinne möchte ich mich bei den Verant-
wortlichen der Veranstaltung sowie bei den ExpertInnen, die gekommen
sind, sehr herzlich bedanken.



14

Wir haben eine gute Nachricht zu überbringen: Wir leben länger und
sind auch länger gesund!

Die steigende Lebenserwartung kombiniert mit einer sinkenden
Geburtenrate führt jedoch zu massiven Veränderungen in der altersspezifi-
schen Zusammensetzung unserer Gesellschaft. Die Gründe dafür sind viel-
fältig:
�� Sozioökonomische Entwicklung der Industriestaaten 
�� Errungenschaften der Medizin und der Wissenschaften
�� Verbesserung der Lebensqualität und Gesundheitssicherung
�� Wandel der Arbeitswelt
�� Ende des Baby Booms in der Nachkriegszeit und der sog. Pillenknick
�� Steigender Wert von Ausbildung und Bildung  

Betrachtet man die Gründe genauer, sieht man, dass es sich nicht um das
unbeeinflussbare Phänomen der „kippenden Alterspyramide“ handelt. Nein,
all diese Entwicklungen sind von uns angestrebt: Unsere Gesellschaft hatte
und hat zum Ziel, die Lebenserwartung ihre Mitglieder zu steigern. 

Heute aber, wo erste Erfolge dieser Anstrengungen sichtbar werden,
wird die Altersverteilung zum Ausgangspunkt für verschiedenste Horror-
szenarien und das Gefühl, diese Entwicklung überrumpelt uns von heute auf
morgen, macht sich breit. 

Warum freuen wir uns nicht, und warum erzeugt diese demografische
Veränderung tatsächlich Probleme? 

Wir unterliegen dem Jugendkult. Das verhindert zum einen adäquate
Reaktionen auf unsere eigene Errungenschaft, die steigende Lebenserwartung.
So ist der Arbeitsmarkt, aber auch die Arbeitsorganisation, in den meisten
Betrieben jugendzentriert. Zum anderen schafft diese Orientierung an der
Jugendlichkeit auch die Ausgrenzung und Abstempelung von allem, was
nicht jung ist: Ältere werden stigmatisiert und diskriminiert. 

Tatsache ist aber, dass wir reagieren müssen: Das jüngst erschienene
Grünbuch der Kommission „Demografischer Wandel“ zeigt, dass der EU im
Jahr 2030 20,8 Millionen Menschen im erwerbsfähigen Alter (6,8 Prozent)
fehlen werden. Diese demografischen Veränderungen werden sich u.a. massiv
auf die Situation in den Betrieben auswirken. 

Mit den jüngsten Pensionsreformen wurde das Pensionsantrittsalter 
heraufgesetzt und es wird ab dem Jahr 2014 im Regelfall keine Möglichkeit

Herausforderung für Wirtschaft 
und Gesellschaft 

Rudolf Hundstorfer, Vizepräsident des Österreichischen
Gewerkschaftsbundes
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mehr geben, vor dem gesetzlichen Pensionsalter (Frauen: 60 Jahre, Männer:
65 Jahre) in den Ruhestand zu gehen. 

Diese Maßnahmen aber alleine für sich gestellt, ohne dass flächen-
deckende begleitende Maßnahmen am Arbeitsmarkt gesetzt werden, führen
nicht automatisch zu einer höheren Beschäftigungsfähigkeit von älteren
ArbeitnehmerInnen. Das zeigt die seit den Pensionsreformen deutlich an-
gestiegene Arbeitslosigkeit bei älteren ArbeitnehmerInnen. Zudem gibt es
in zahlreichen Branchen ArbeitnehmerInnen, die aufgrund der Belastungen
lange vor dem Pensionsantrittsalter arbeitsunfähig werden. 

Hinzu kommen die Vorgaben der EU über die Beschäftigung von älteren
ArbeitnehmerInnen. Beim europäischen Rat zu Beschäftigung und Inno-
vation in Lissabon im März 2000 wurde ja bekanntlich beschlossen, die
durchschnittliche Beschäftigungsquote für ältere ArbeitnehmerInnen 
zwischen 55 und 64 Jahren bis zum Jahr 2010 auf 50 Prozent anzuheben.
Derzeit liegen wir in Österreich weit darunter. Im Jahr 2002 betrug die
Beschäftigungsquote älterer ArbeitnehmerInnen 30 Prozent. 

Wie kann man ältere ArbeitnehmerInnen länger in Beschäftigung halten?
Wie kann man produktive Arbeit im Alter ermöglichen? Oder anders gesagt,
wie kann man es älteren ArbeitnehmerInnen ermöglichen und wie kann man
sie auch dazu motivieren, produktiv und aktiv zu sein. Eine oberösterrei-
chische Studie des Instituts für Berufs- und Erwachsenenbildungsforschung
ging dieser Frage kürzlich nach und kam zum Schluss: Es sind 
�� die Arbeitsbedingungen, 
�� die gesundheitliche Situation, 
�� die berufliche Weiterbildung und 
�� der soziale Status älterer MitarbeiterInnen im Betrieb, 

welche die Möglichkeit und Motivation beeinflussen, länger – d.h. in den

Anzahl der jüngsten (15 bis 24-Jährige) und der ältesten ( 55 bis 
64-Jährige) Arbeitsgruppen 
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meisten Fällen über das 60. Lebensjahr hinaus – produktiv erwerbstätig zu
bleiben. Die Aktionsfelder, um Arbeit im Alter zu ermöglichen sind 
�� die Unternehmen selbst, die in diesem Bereich auch einen kulturellen

Wandel betreiben müssen,
�� die Arbeitsbedingungen, die verändert werden müssen, um körperliche

und psychische Beanspruchungen zu reduzieren (Verschleißreduktion),
�� und schließlich muss die berufliche Weiterbildung auf ein lebenslanges

Lernen hin orientiert werden. 
Die WissenschafterInnen des Instituts für Berufs- und Erwachsenen-

bildungsforschung haben dieses sehr komplexe und umfassende Programm
auf eine einprägsame Formel gebracht:

KV3L = 60+ (Kultureller Wandel, Verschleißminderung und 
lebensbegleitendes Lernen (lifelong learning) ermöglichen 
berufliche Aktivität über das 60. Lebensjahr hinaus).

„Kultureller Wandel“ soll bedeuten,
�� die Leistungsfähigkeit und das Erfahrungswissen älterer Arbeit-

nehmerInnen anzuerkennen, 
�� auf lebensphasenbezogene Zeitbedürfnisse zu reagieren, 
�� die beruflichen Karriereverläufe an einem längeren Verbleib der 

ArbeitnehmerInnen im Unternehmen orientieren und 
�� die Teilhabe der Älteren an der Unternehmensentwicklung sichern. 

„Kultureller Wandel“ bedeutet aber auch, dass die ArbeitnehmerInnen
selbst und aktiv ihre Chancen, im Erwerbsleben zu bleiben, wahrnehmen. 
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Homepage www.arbeitundalter.at – 
Beispiele guter Praxis

Markus Beyrer, Generalsekretär der Industriellenvereinigung

Es ist sehr erfreulich, dass die Initiative der Industriellenvereinigung mit
der website www.arbeitundalter.at nicht nur zu einer gemeinsamen Platt-
form der österreichischen Sozialpartner geworden ist, sondern auch zu
einem Forum für den ständigen Erfahrungs- und Meinungsaustausch von
ExpertInnen und der betrieblichen Ebene – den ArbeitgeberInnen und
ArbeitnehmervertreterInnen – zur alternsgerechten Arbeitswelt. Die
Sammlung der Beispiele hat inzwischen auch das Interesse der DUBLIN
Foundation, der europäischen Stiftung zur Verbesserung der Lebens- und
Arbeitsbedingungen gefunden und wird damit auch der Gemeinschaft
zugänglich gemacht.

Nach dem gemeinsamen ExpertInnenhearing mit österreichischen Teil-
nehmerInnen aus Unternehmen und mit BeraterInnen vor einem Jahr können
wir nun eine Reihe namhafter internationaler Vortragender zum diesjährigen
Symposium begrüßen. Um das europäische Ziel einer Beschäftigung von 
50 Prozent der Altersgruppe der 55- bis 64- Jährigen zu erreichen, haben wir
in Österreich ja auch noch viel Arbeit vor uns. Wir liegen erst bei knapp über
30 Prozent.

Es ist uns daher ein gemeinsames Anliegen, das noch durch die vor uns 
liegende demografische Entwicklung verstärkt wird, den Unternehmen mit
Beispielen guter Praxis und Unterstützung dabei zu helfen, die Beschäf-
tigung älterer Arbeitskräfte zu erleichtern und die Arbeitswelt so zu gestalten,
dass sie für alle Generationen der Erwerbstätigen sichere Arbeitsplätze bietet.
Einiges ist dabei schon geschehen, wie 
�� eine Entlastung von Arbeitszusatzkosten für ältere Mitarbeiter, 
�� neue Arbeitszeitmodelle wie die Altersteilzeit, 
�� eine Abflachung der Einkommenskurve durch neue Entgeltsysteme, 
�� Massnahmen des Arbeitsmarktservice für Betrieb und Arbeitskräfte

sowie neue Beratungsleistungen und
�� die technische Entwicklung, die dazu beiträgt, dass die physischen Be-

lastungen und damit altersbedingte Abnützungserscheinungen geringer
werden.

Die vielen Beispiele auf unserer website www.arbeitundalter.at zeigen
auf, wie sich Unternehmen auf älter werdende Belegschaften proaktiv ein-
stellen können. Die folgenden Vorträge sollen uns einen Überblick über die
Erfahrungen aus anderen europäischen Ländern geben und uns gleichzeitig
Beispiele betrieblicher Praxis näher bringen. Ich freue mich insbesondere, dass
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die Veranstaltung durch die europäische Ebene gewürdigt wird, und dass der
EU Kommissar für Beschäftigung, Soziales und Chancengleichheit,
Vladimir Spidla für den Gastvortrag gewonnen werden konnte. Seine
Ausführungen sowie die der ExpertInnen aus Deutschland, Schweden,
Finnland und Großbritannien werden uns mit Sicherheit bei unseren
Bestrebungen, die Rahmenbedingungen weiter zu verbessern und die
Arbeitswelt alternsgerecht zu gestalten, neue Erfahrungen und Impulse 
insbesondere zu Themen wie Rahmenbedingungen, Arbeitsorganisation,
Arbeitszeit, Qualifikation und Gesundheit bringen. 

Wir sind mit dieser gemeinsamen Aktivität der Arbeitgeber- und Arbeit-
nehmerInnenseite auch ein Beispiel guter Praxis für die Europäische Union.
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Warum beschäftigten wir uns überhaupt mit dem Themenkomplex Arbeit
und Alter, wenn wir ständig von der Hiobsbotschaft überrollt werden, dass
die Arbeitslosigkeit in Österreich ungebrochen steigt und steigt? 

Warum reden wir davon, dass ältere ArbeitnehmerInnen ihre Pension
später antreten sollen, wenn so viele Junge noch nicht einmal eine Lehr-
stelle finden können?

Warum sitzen wir als Sozialpartner über diesem Thema zusammen,
wenn sich die Regierung und mit ihr große Teile unserer Gesellschaft für
dieses Thema nicht interessieren – gar nicht zu reden von engagieren?

Diese Fragen höre ich oft – sehr oft aus den eigenen Reihen. Viele
ArbeitnehmerInnen fragen sich – zurecht wie ich meine – wieso sie vom
AMS als 57-, 58-jährige Arbeitslose in Bewerbungstrainings, in – wie es im
AMS-Jargon heißt – Jobcoachingmaßnahmen, geschickt werden, wenn die
Aussicht auf einen geeigneten Job äußerst zweifelhaft ist. 

Viele ArbeitnehmerInnen berichten mir über die Personalplanung in
ihrem Unternehmen, die vorsieht, sich sowieso von den älteren Arbeit-
nehmerInnen ein, zwei Jahre vor deren Pension zu trennen. 

Und nicht zuletzt wissen wir aus jüngst veröffentlichten Berichten zur
Resignation am Arbeitsplatz, dass besonders viele ältere ArbeitnehmerInnen
hochgradig frustriert sind und nichts lieber wollen als endlich in Pension zu
gehen.

Als Präsident der Arbeiterkammer sage ich darauf: ich bin der Ansicht,
dass Bedingungen für längeres Arbeiten geschaffen werden müssen.

Ich sage nicht: unsere Rekordarbeitslosigkeit können wir – wie es in der
Vergangenheit war – bekämpfen, indem wir die Älteren in Pension schicken.
Dieser Weg geht heute nicht mehr. Er geht nicht mehr, weil wir das Ab-
schieben von Problemen am Arbeitsmarkt und in der Arbeitswelt in die
Pensionsversicherung nicht mehr weiter zulassen können. Er geht auch
nicht mehr, weil sich Unternehmen und die Gesellschaft nicht weiter frei-
kaufen dürfen von der Herstellung arbeitnehmerInnenfreundlicher Arbeits-
bedingungen. 

Ich sage auch nicht: wegen der gestiegenen Lebenserwartung und der
damit verbundenen Kosten müssen alle länger arbeiten. Denn so grob und
ohne auf die reale Arbeitswelt zu achten sagt es zum Beispiel unsere
Regierung. Oder so sagt es in anderem Zusammenhang auch die EU, wenn
etwa am Gipfeltreffen der Staats- und Regierungschefs in Barcelona 

Heute bereits daran denken, wie
wir die Probleme von morgen lösen 

Herbert Tumpel, Präsident der Bundesarbeitskammer
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vereinbart wurde, dass das Pensionsantrittsalter innerhalb von acht Jahren
um fünf Jahre angehoben werden soll. 

Ich sage: es braucht ernsthafte Anstrengungen, um Bedingungen für ein
längeres Arbeiten zu schaffen. Es braucht in anderen Worten eine
Gegenströmung gegen die schonungslose Verwertung der Ware Arbeitskraft,
die entsorgt wird, wenn sie Probleme macht. Verantwortungsvolle Politik,
wie ich sie mir vorstelle, hat die Aufgabe, darauf zu achten, welche
Leistungen von welchen Menschen am Arbeitsmarkt erwartet werden 
können. Bauarbeiter zum Beispiel können heute nicht länger als bis zu
einem Lebensalter von 57, 58 Jahren in ihrer Branche arbeiten. Und Pflege-
helferinnen können mit 60 Jahren keine unbeweglichen Kranken mehr
heben und tragen. Viele Wissenschafter aber arbeiten gerne länger und 
sollen dies auch tun können.

So wie es heute ist, soll es nicht bleiben. Denn, dass Pflegehelferinnen
und Bauarbeiter nicht länger bleiben, liegt daran, dass sich die Arbeits-
bedingungen in den letzten Jahren verschlechtert und nicht verbessert
haben, dass körperlich und psychisch schwer belastende Berufe keine Er-
leichterung erfahren, sondern mehr Stress und mehr Anspannung. 

Wir brauchen alternsgerechte Arbeitsbedingungen und humane Arbeits-
bedingungen. Wir wollen eine lebenswerte Arbeitswelt. Um da hin zu kommen
müssen wir aber auch die Fakten sehen, an denen wir nicht vorbei können.

1) Die Arbeitswelt altert rasch, und wir können an den älteren 
Beschäftigten nicht länger vorbei.

2) Längeres Arbeiten wollen die Pensionsreformen in Österreich
erzwingen, aber Bedingungen dafür, wie dies auch gehen kann, 
fehlen weiterhin.

3) Eine alternsgerechte Arbeitswelt, die wir brauchen und wollen, kann
nicht von heute auf morgen entstehen 

zu 1.) Die Arbeitswelt altert rasch, und wir können an den älteren
Beschäftigten nicht länger vorbei.

Die einzige Altersgruppe unter den Beschäftigten, die bereits seit dem
Jahr 2001 deutlich anwächst, sind die über 45-Jährigen. Welche Szenarien
daher zur Beschäftigungsentwicklung bis zum Jahr 2030 auch immer 
herangezogen werden, eines bleibt aber gleich: bis dahin werden die über 
50-Jährigen um etwa 450. 000 Beschäftigte anwachsen. Was das für die Zu-
sammensetzung der Belegschaften bedeutet , liegt auf der Hand: das Gewicht
der älteren ArbeitnehmerInnen am Arbeitsmarkt und in der Arbeitswelt wird
ungemein bedeutsamer. Kurzfristig kann dies heißen, dass die Altersarbeits-
losigkeit steigen wird. Denn jetzt sind viele ältere ArbeitnehmerInnen
„zwischengeparkt“ in Altersteilzeit, in Pensionsvorschuss. Laufen diese
Regelungen aus, wird sichtbar, wer wirklich länger arbeiten kann.
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Längerfristig aber ist Faktum: Wir wollen Wirtschaftswachstum mit
Beschäftigungswachstum. Und Beschäftigungswachstum kann es im
Wesentlichen aus demografischen Gründen vor allem dann geben, wenn
deutlich mehr ältere ArbeitnehmerInnen länger im Arbeitsleben, und nicht
länger in der Arbeitslosigkeit bleiben können.

zu 2.) Längeres Arbeiten wollen die jüngsten Pensionsreformen 2003
und 2004 in Österreich erzwingen, aber Bedingungen dafür, wie dies
auch gehen kann, fehlen weiterhin.

Die Problemlagen älterer ArbeitnehmerInnen in der Arbeitswelt sind
weiterhin ungelöst. Zwei ganz entscheidende sollen herausgegriffen werden:

Da ist zunächst das Problem Gesundheitszustand körperlich und/oder
psychisch überbelasteter ArbeitnehmerInnen: Für männliche Arbeiter ist der
Zugang in die Invaliditätspension bereits zur vorherrschenden Form des
Pensionszutritts geworden. Drei von fünf männlichen Arbeitern gehen aus
Gesundheitsgründen in Pension. Jeder dritte männliche Angestellte eines
Pensionsjahrgangs ist Invaliditätspensionist. Der Kreis der gesundheitlich
beeinträchtigten ArbeitnehmerInnen ist dazu noch deutlich größer. Denn
mehr als die Hälfte der Anträge der Männer und 40 Prozent der Anträge der
Frauen werden abgelehnt. 

Und dann ist da das Problem aktuelle Qualifikation: Je höher der
Bildungsgrad und je höher der Berufsstatus und – im angesprochenen
Zusammenhang wesentlich – je jünger die Person, desto größer ist die
Chance für ArbeitnehmerInnen, vom Betrieb geförderte Schulungen bzw.
Weiterbildungskurse absolvieren zu können. Bei den über 50-Jährigen hin-
gegen konnte nicht einmal jeder dritte an einer betrieblichen Weiterbildung
teilnehmen. Und die mittel bis schlecht qualifizierten Älteren sind völlig
draußen aus der Weiterbildung.

Daneben steht die Tatsache, dass viele Arbeitsplätze älterer Arbeit-
nehmerInnen im Strukturwandel untergegangen sind. Die Nachfrage nach gut
qualifizierten Beschäftigten steigt. Da braucht es massive Intervention in die
Arbeitswelt, wenn die Älteren produktiv in Beschäftigung bleiben sollen. Das
alte Schlagwort der Humanisierung der Arbeitswelt ist angesichts alternder
Belegschaften aktueller denn je.

Aber es gibt auch eine gute Nachricht: Eine win-win Situation kann für
ArbeitnehmerInnen und Unternehmen entstehen, wenn Unternehmen er-
kennen, dass sich Investitionen in ihre ArbeitnehmerInnen lohnen.

zu 3.) Eine alternsgerechte Arbeitswelt, die wir brauchen und wollen,
kann nicht von heute auf morgen entstehen.

Sollen künftig ArbeitnehmerInnen gesund, aktuell qualifiziert und pro-
duktiv länger im Betrieb sein, so müssen wir uns auf die Gruppe 40+ 
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konzentrieren. Denn dies ist die Altersgruppe, bei der möglich erscheint,
dass ein deutlich größerer Teil von ArbeitnehmerInnen wirklich gesund und 
qualifiziert länger arbeitet. 

Für die Älteren müssen wir das tun, was wir jetzt tun können – nämlich
Unterstützung geben in der Arbeitswelt durch Wertschätzung, durch
Arbeitsplatzgestaltung, durch Schulungsprogramme, durch Antidiskrimi-
nierung. Und wir müssen zur Kenntnis nehmen, dass all dies bei vielen,
besonders belasteten Berufsgruppen doch nur Schadensbegrenzung sein
kann. 

Ein heute 57-jähriger Dachdecker wird am Dach nur selten bis 65 durch-
halten können, und eine 57-jährige Pflegehelferin auch nicht im ambulanten
Pflegedienst. Da wird der Zugang in einen vorzeitigen Pensionsantritt die
humanste und kostengünstigste Lösung sein.

Erfahrungen aus anderen europäischen Ländern zeigen, dass Förder-
programme für ältere ArbeitnehmerInnen jahrelanger Anstrengung bedürfen.
Dies ist etwa beim Beispiel Finnland in diesem Kompendium nachzulesen.

Die Erfahrungen zeigen aber auch, dass die Wirksamkeit von Maß-
nahmen nur schrittweise eintritt. Da muss vieles erst entwickelt oder erlernt
werden – ich nenne nur das Beispiel richtiges Heben und Tragen oder auch
wie sich Erfahrungswissen nützen lässt.

Wir haben den Stein der Weisen in dieser Frage noch nicht gefunden.
Und wie es heute ausschaut, wird es wohl eher ein Mosaik von Steinchen
sein, das eine komplexe Lösung herbeiführen kann. An vier Punkten wird
unser Mosaik jedenfalls ansetzen:
�� an einem gleitenden Übergang für ältere ArbeitnehmerInnen in die 

Pension,
�� an gesundheitlicher Vorsorge und gesundheitlicher Nachsorge in der

Arbeitswelt,
�� an der Einführung lebensbegleitenden Lernens für alle Arbeit-

nehmerInnen,
�� an der Schaffung alternsgerechter Arbeitsplätze, die es erlauben, moti-
viert und ohne Schaden länger im Arbeitsleben zu bleiben.
Wir bemühen uns als Arbeiterkammer in Zusammenarbeit mit dem

ÖGB, wir bemühen uns als Sozialpartner um die Einrichtung einer alterns-
gerechten Arbeitswelt. Weil wir heute die Probleme von heute lösen müssen.
Und weil wir heute denken müssen, wie wir die Probleme von morgen lösen
können.

Deshalb lautet mein zentraler Ansatz: Die Herausforderung ist groß.
Und sie ist besonders bemerkenswert, weil wir als Gesellschaft über die
Bekämpfung der Rekordarbeitslosigkeit von heute, der unbestritten die
allergrößte Priorität gelten muss, dennoch gleichzeitig auch hinaussehen
müssen, damit wir den kommenden Problemen rechtzeitig begegnen können.  
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Und weil wir im Umkehrschluss nicht – wie ebenfalls nicht selten
öffentlich zu hören – angesichts angeblich herannahendem Arbeits-
kräftemangels allein auf die großteils entmutigende Arbeitsmarktlage Älterer
schauen können und das heutige Desaster der Arbeitslosigkeit ignorieren
können. Wir müssen beides machen – gleichzeitig und wohldosiert.

Noch sind wir allein, denn die Bundesregierung hat sich noch nicht ent-
schließen können, an unseren Bemühungen teilzunehmen. Sie glaubt wohl
immer noch, dass sich mit Zwang komplexe Probleme lösen lassen. Wir
werden nicht nachlassen in unserer Bemühung, sie davon zu überzeugen,
dass der Bundesregierung die Aufgabe zukommt, ein so wichtiges und großes
Projekt zu steuern und zu koordinieren. 

Wir brauchen einen Nationalen Aktionsplan für die Einrichtung einer
alternsgerechten Arbeitswelt. Und der muss möglichst rasch einsetzen, um
nachhaltige Wirkung haben zu können und er muss möglichst breit angelegt
sein, damit der Komplexität der Ansprüche Genüge getan werden kann.

„Arbeit und Alter – Erfahrungen und Beispiele aus Europa“ ist eine
Veranstaltung, die wir dehalb machen, weil wir aus Nachbarländern beispiel-
gebende Erkenntnisse gewinnen wollen und weil wir keine wertvolle Zeit
damit verlieren wollen, das Rad neu zu erfinden.
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Gastreferat
aus der Sicht der 

Europäischen Kommission

Vladimir Spidla
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Wenn wir über „die EU-Politik als Motor zur Beschäftigung Älterer“ 
sprechen, muss zunächst voran gestellt werden: Die EU gibt einen koordi-
nierten Handlungsrahmen vor und bietet Unterstützung durch den Sozial-
fonds. Aber damit dieser Motor läuft, brauchen wir den Reformwillen und
die konsequente Umsetzung in den Mitgliedstaaten. Und so ist es besonders
erfreulich, dass die Konferenz zum Thema „Arbeit und Alter – Erfahrungen
und Beispiele aus Europa“ eine gemeinsame Initiative der österreichischen
Sozialpartner ist. Das Engagement der Sozialpartner ist – wie noch gezeigt
wird – ganz zentral, wenn wir eine umfassende Strategie aktiven Alterns
wirksam vorantreiben wollen!

Die demografische Entwicklung
Eine solche umfassende Strategie – die das gesamte Erwerbsleben ein-

bezieht und bei allen relevanten Politiken gleichzeitig ansetzt – steht weit
oben auf der sozialpolitischen Agenda, die die Europäische Kommission vor
kurzem vogelegt hat. Mit gutem Grund!

In den letzten vierzig Jahren ist die Lebenserwartung in der EU um 8 bis
10 Jahre gestiegen. Im selben Zeitraum jedoch ist die Zahl der älteren
ArbeitnehmerInnen kontinuierlich gesunken. Heute sind in Europa nur 40
Prozent der 55- bis 64-Jährigen erwerbstätig. Dies ist weit entfernt von 
dem beim Europäischen Rat von Stockholm gesetzten Ziel, eine Beschäf-
tigungsquote von 50 Prozent für diese Altersgruppe zu erreichen. 

In Österreich ist die Situation besonders krass. Die Beschäftigungsquote
älterer ArbeitnehmerInnen liegt hierzulande gar nur bei 30 Prozent, und für
Frauen ist sie mit 20 Prozent nur halb so hoch wie für Männer. Vor dem
Hintergrund der ansonsten im europäischen Vergleich traditionell günstigen
Arbeitsmarktdaten, ist die Beschäftigung älterer ArbeitnehmerInnen daher
in besonderer Weise eine vorrangige politische Herausforderung für Öster-
reich. Und sie ist vor allem akut, wenn wir die demografische Entwicklung
bedenken.

Drei Faktoren sind bestimmend: niedrige Geburtenraten, steigende
Lebenserwartung; sowie das Älterwerden der „Baby-Boom“-Generation.

Die Folgen sind absehbar: Zwischen den Jahren 2005 und 2030 wird die
Bevölkerung der EU im Erwerbsalter um 20 Millionen Menschen – oder
nahezu 7 Prozent abnehmen. 

Die EU-Politik als Motor zur
Beschäftigung Älterer

Vladimir Spidla, EU Kommissar für Beschäftigung, Soziales 
und Chancengleichheit
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Wir können die Konsequenzen aber schon heute ermessen, wenn wir unse-
re Ausgangsposition mit den USA vergleichen: Die amerikanische
Bevölkerung ist von 1994 bis 2004 um ganze 12 Prozent gewachsen, die
Bevölkerung Europas nur um 2,5 Prozent. Und die Beschäftigungsquote ist
in den USA wesentlich höher – gerade bei den älteren Menschen. Dies
erklärt – neben den Produktivitätsunterschieden – wesentlich das transat-
lantische Gefälle beim Wirtschaftswachstum. 

Die demografische Herausforderung wirksam anzugehen, ist deshalb
zentral für die wirtschaftliche und soziale Modernisierung Europas – und
somit für die erneuerte Lissabonner Strategie für Wachstum und Beschäf-
tigung. Ich habe im März ein Grünbuch zum demografischen Wandel und
einer neuen Solidarität zwischen den Generationen vorgelegt. Es soll erst-
mals auf europäischer Ebene zu einer umfassenden Debatte aller betroffenen
Akteure – und insbesondere der Sozialpartner – anregen. 

Strategien für aktives Altern
Vor diesem Hintergrund ist die konsequente Umsetzung der Politiken

aktiven Alterns unabdinglich. Bis zum Jahre 2010 wird die Zahl der 55- bis
64-Jährigen EU-weit um fast 10 Prozent steigen. Und von 2010 bis 2030 um
16 Prozent, während gleichzeitig die Zahl der Jüngeren bereits zurückgeht. 

Das heißt: Unsere Zukunft wird wesentlich davon abhängen, dass wir
das wachsende Potential aktiven Alterns nützen. Ältere ArbeitnehmerInnen
sind essentiell für nachhaltiges wirtschaftliches Wachstum, für steuerliche
Einnahmen und tragfähige Sozialschutz- und Pensionssysteme. Sie sind
somit nicht Teil des Problems in Europa – sie sind Teil der Lösung.

Die Mitgliedstaaten sind dabei zu beginnen, Maßnahmen für das aktive
Altern zu entwickeln. Und es gibt positive Anzeichen, wenn auch die
Resultate der einzelnen Länder noch sehr unterschiedlich sind. So hatten
etwa Dänemark, Schweden und das Vereinigte Königreich von vornherein
eine hohe Zahl von älteren Erwerbstätigen. Sie konnten die Beschäftigungs-
quoten älterer ArbeitnehmerInnen weiter steigern und das Ziel von
Stockholm übertreffen.

Auch andere Staaten haben in den letzten Jahren enorm aufgeholt. Im
Zeitraum von 1998 bis 2003 gelang es etwa Finnland, den Anteil älterer
Beschäftigter um mehr als 13 Prozentpunkte anzuheben. In den Nieder-
landen wurden ähnliche Fortschritte verzeichnet.

Eine Trendumkehr ist also möglich. Und ein ähnlicher Fortschritt ist
auch in Österreich nötig, wenn es im Wettlauf um Wachstum und Jobs nicht
zurückfallen will!

Wir haben in den letzten Jahren schrittweise einen europäischen
Handlungsrahmen entwickelt, der die Förderung aktiven Alterns ins Visier
nimmt. Neben dem genannten Stockholmer Ziel einer 50-prozentigen
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Beschäftigungsquote Älterer, hat der Europäische Rat von Barcelona im
Jahre 2002 dazu aufgerufen, das effektive Durchschnittsalter des Eintritts in
den Ruhestand um fünf Jahre anzuheben.

Die neue Sozialpolitische Agenda verstärkt nun die ganzheitliche
Strategie aktiven Alterns. So zielen die künftigen beschäftigungspolitischen
Leitlinien, die die Kommission Mitte April 2005 vorgeschlagen hat, darauf
ab, einen Politikansatz zu fördern, der auf das gesamte Erwerbsleben aus-
gerichtet ist. 

Konkret gilt es vier Bereiche hervorzuheben, bei denen eine wirksame
Strategie aktiven Alterns gleichzeitig ansetzen muss:

1.) Arbeit muss sich lohnen:
Es gilt zunächst, moderne Pensionssysteme zu schaffen, die angemessen

und finanziell tragbar sind und sich an wandelnde Erfordernisse anpassen,
um auf diese Weise die Erwerbsbeteiligung und die Verlängerung des
Erwerbslebens zu fördern.

Schweden bietet etwa ein interessantes Beispiel. Dort werden Beiträge
zwar nach dem Umlageverfahren, aber in individuellen Pensionskonten
angespart. Ab 61 Jahren kann man sich aus seinem Kontostand eine Pension
berechnen lassen, die davon abhängt, wie hoch die durchschnittliche
Lebenserwartung zu diesem Zeitpunkt ist. Aufgrund transparenter Infor-
mation über diese Berechnung sehen Arbeitnehmer bei steigender Lebens-
erwartung Anreize, länger im Erwerbsleben zu bleiben, um schließlich eine
angemessene Pension zu beziehen. 

Wesentlich ist aber auch die Beseitigung von Anreizen der Frühpensio-
nierung. Vorruhestandsregelungen sind eine kurzsichtige Antwort auf wirt-
schaftliche Abschwächung und Unternehmensumstrukturierung. Sie bringen
einen nachhaltigen Verlust an Humankapital und Wachstumspotential 
mit sich, der nur schwer umkehrbar ist, wenn sich die wirtschaftlichen
Bedingungen wieder bessern.

Österreich hat – so wie viele andere Mitgliedstaaten auch – begonnen, die-
ses Problem anzugehen. Die jüngsten Reformen fördern die Beschäftigung
Älterer, insbesondere durch Einschränkungen bei der Frühpensionierung.
Dies geht in Richtung unserer europäischen Zielsetzungen, die darauf beru-
hen, dass die Verlängerung des Erwerbslebens am besten dafür sorgt, dass
Pensionen angemessen und finanzierbar bleiben.

2.) Die Qualität des Arbeitsplatzes:
Sicherheit und Gesundheitsschutz sowie eine moderne Arbeits-

organisation sind für den Verbleib im Erwerbsleben von großer Bedeutung.
Die Zahl älterer Arbeitnehmer, die Arbeitsplätze schlechter Qualität verlassen,
ist viermal höher als die Zahl derjenigen, die einen Arbeitsplatz mit hoher
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Qualität innehaben. Folglich kommt der Anpassung der Arbeitsbedingungen
an die Bedürfnisse älterer ArbeitnehmerInnen ein hoher Stellenwert zu. Die
EU-Rechtsvorschriften im Bereich Sicherheit und Gesundheitsschutz leis-
ten hierbei einen wichtigen Beitrag.

Qualität bedeutet aber auch, den älteren ArbeitnehmerInnen den Über-
gang in den Ruhestand zu erleichtern, indem ihnen eine größere Auswahl an
Arbeitsformen geboten wird: zum Beispiel Teilzeitarbeit oder flexiblere
Arbeitszeiten in Verbindung mit der teilweisen Auszahlung einer Pension.
Dabei wäre auch nach Möglichkeiten für jene zu suchen, die einen solchen
gleitenden Übergang in den Ruhestand auch nach Erreichen des Pensions-
alters in Anspruch nehmen wollen. 

Um dem aktiven Altern während des gesamten Erwerbsleben vorzubauen,
ist es aber auch wichtig, dass die Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben
zunehmend den spezifischen Ansprüchen jeder Generation gerecht wird.

3.) Erhöhung der Beschäftigungsfähigkeit
Aber was nützen die Anreize für einen Verbleib im Erwerbsleben, wenn

nicht zugleich die Beschäftigungsfähigkeit und Anpassungsfähigkeit älterer
ArbeitnehmerInnen erhöht wird. Dies ist ein dritter Bereich, in dem wir
unsere Anstrengungen verstärken müssen. Das heißt zunächst, auch Älteren
Chancen zur Fortbildung zu eröffnen.

Der Europäische Sozialfonds – das Finanzinstrument der Beschäftigungs-
strategie – erfüllt mit seinen Investitionen in Humankapital einen wichtigen
Beitrag zur praktischen Umsetzung der Politik des aktiven Alterns. 

Lebenslanges Lernen muss aber möglichst früh ansetzen. Die mittlere
Altersgruppe muss sich ständig fortbilden, damit sie sich auf einen länge-
ren Verbleib im Berufsleben einstellen kann. Und unser Augenmerk muss
auch der Jugend gelten!

In diesem Zusammenhang soll der vom Europäischen Rat im März 2005
beschlossene europäische Pakt für die Jugend hervorgehoben werden. Er
bündelt Maßnahmen zur Beschäftigung, Bildung und sozialen Eingliederung
der Jugendlichen. Angesichts der hohen Jugendarbeitslosigkeit in der EU ist
dies besonders vordringlich.

4.) Verhinderung von Diskriminierung
Und schließlich müssen wir unsere Einstellungen und Vorurteile gegen-

über älteren ArbeitnehmerInnen und älteren Menschen im Allgemeinen
ändern. Wir müssen ein Umfeld fördern, in dem die Fertigkeiten und das
Wissen der älteren ArbeitnehmerInnen geschätzt werden. Darauf zielen
auch die EU-Rechtsvorschriften zur Verhinderung von Diskriminierung
aufgrund des Alters ab. 

Aber die Unternehmen sollten auch selbst verstärkt die Vorteile einer



31

diversifizierten Altersstruktur der Arbeitskräfte erkennen und ihre Personal-
politik entsprechend anpassen! Es wird uns nur dann gelingen, die Beschäf-
tigung Älterer zu erhöhen, wenn die von den Regierungen vorgelegten und
in der EU koordinierten Politiken von den ArbeitgeberInnen und Arbeit-
nehmerInnen selber in die Praxis umgesetzt werden.

Dafür brauchen wir vor allem ein starkes Engagement von Seiten der
Sozialpartner. Partnerschaft und sozialer Dialog sind von zentraler Bedeutung,
um die effektive Umsetzung der notwendigen Reformen an der Basis sicher-
zustellen.

Die österreichische Sozialpartnerschaft ist hier, aufbauend auf ihren
fundierten Strukturen, besonders aufgerufen. Ihre Initiative „Arbeit und
Alter“ stellt einen Schritt in die richtige Richtung dar.

Und generell gilt es anzufügen: Ihr Einsatz ist auch wichtig im Rahmen
des sozialen Dialogs auf europäischer Ebene, um den Beitrag der Sozial-
partner zur EU Strategie für Wachstum und Beschäftigung voranzubringen.

Fazit
Die Beschäftigung älterer ArbeitnehmerInnen und die Förderung aktiven

Alterns während des gesamten Erwerbslebens sind angesichts unserer
demografischen Herausforderungen kein Luxus. Sie sind eine vitale wirt-
schaftliche Notwendigkeit! Und sie sind ein wichtiger Beitrag für die
Modernisierung unseres europäischen Sozialmodells! 

Wir dürfen nicht vergessen: wenn auch die demografische Alterung
absehbar ist, so sind die konkreten Auswirkungen des Alterns auf unsere
Gesellschaft keineswegs vorherbestimmt. Es liegt vielmehr daran, heute
sowie auch in den kommenden Jahren zielgerichtet zu agieren, um den Älte-
ren die Chancen zu geben, damit sie selbst – und zugleich wir alle – ihr
Potential nützen können.
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Panel I
Der politische und 

wissenschaftliche Rahmen –
Beispielgebende Erkenntnisse aus

Finnland und Schweden

Jorma Rantanen 
(2. v. links) 
Eskil Wadensjö 
(2. v. rechts)



34



35

Vorausgeschickt sei, dass Finnland noch große Probleme vor sich hat
angesichts der effektiven Reaktion auf die Herausforderungen einer altern-
den ArbeitnehmerInnenschaft, in der sich schnell wandelnden Welt und
zunehmenden Globalisierung. Internationale Diskussionen sind für uns
daher eine sehr willkommene Möglichkeit zu lernen (vgl. Abb. 1). 

Mein Vortrag wird den finnischen Fall entsprechend der folgenden
Übersicht behandeln:

1. Politische Rahmenbedingungen
2. Wissenschaftliche Grundlage
3. Nationale Programme
4. Ergebnisse und Wirkungen
5. Schlussfolgerungen

Politische Rahmenbedingungen
Die finnische Politik zur Entwicklung des Arbeitslebens folgt in großem

Ausmaß den Linien in den anderen nordischen Ländern. Sie basiert auf den
folgenden Schlüsselprinzipien:

1) Die Qualität des Arbeitslebens wird als wichtiger Teil der gesamten
Lebensqualität der Menschen angesehen und daher muss die Qualität,
Sicherheit und Gesundheit der Arbeitsumgebung mit der Qualität, die in der
Gesellschaft insgesamt erreicht wurde, übereinstimmen. 

2) Finnland hat die so genannte Hochpreisstrategie im globalen Wett-
bewerb eingeschlagen. Wir wollen durch Innovation, Qualität und echte
Produktivität konkurrieren und nicht durch soziales oder ökologisches
Dumping. Das setzt voraus, dass wir die führenden Mitbewerber sorgfältig
beobachten und mit ihrer Entwicklung Schritt halten müssen. 

3) Wir betrachten Gesundheit, Sicherheit, gute Arbeitsbedingungen und
ein angenehmes Arbeitsleben als Aktivposten, nicht als Last für die Wirt-
schaft. Die Hochpreisstrategie kann in einer schlechten Arbeitsumgebung
oder in einem negativen psychosozialen Klima nicht erfolgreich sein.

4) Dies alles impliziert, dass wir die Arbeitsbedingungen der gesamten
sozioökonomischen Entwicklung entsprechend kontinuierlich verbessern 
müssen. Dass es eine Arbeitsfrage ist, ist keine Entschuldigung, eine gerin-
gere Qualität in Bezug auf die Bedingungen oder die Umgebung zu akzep-
tieren. 

Beispielgebende Erkenntnisse 
aus Finnland

Jorma Rantanen, Finnisches Institut für Gesundheit und
Sicherheit bei der Arbeit 
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5) Wir haben einen starken gesellschaftlichen Konsens bezüglich der
oben erwähnten Aspekte, daher arbeiten die Regierung, die Sozialpartner
und Forschungsinstitutionen zusammen und setzen sich dafür ein, solch
eine Politik zu implementieren. 

All diese genannten Punkte sind nicht zufällig aufgezählt, denn Finnland
stand im Vergleich zu anderen vielen Herausforderungen an der Frontlinie.
Erstens erfolgte der Wandel der wirtschaftlichen Strukturen sehr rasch,
unsere ArbeitnehmerInnenschaft altert früher als in EU-Ländern, wir haben
neue Technologien intensiv in das Arbeitsleben eingeführt und in sehr kur-
zer Zeit die Produktivität an die Weltspitze vorangetrieben. 

Andererseits sehen wir einem Mangel an Arbeitskräften entgegen, wir
haben zu hohe Ausstiegsraten von Menschen im arbeitsfähigen Alter, wir
haben noch immer eine unvernünftig hohe Arbeitslosigkeit und die
Menschen sind durch den Produktivitätsdruck stark belastet. Die
Unternehmen werden zersplittert, ausgegliedert und geschrumpft, viele
Arbeitsplätze werden in andere Länder verlagert und die Arbeitsverträge
sind befristet und unsicher. Ein wesentlicher Teil der arbeitenden Menschen
(rund 40 Prozent) ist kontinuierlich auf Arbeitsuche, wobei sie den Beweis
für ihre Kompetenz, Arbeitsfähigkeit und Verwendungsfähigkeit erbringen
müssen. Die neuen Managementsysteme messen jeden Einzelnen jeden Tag
in Hinblick auf Leistung, Anpassung an Veränderung und Motivation.
Glücklicherweise ermöglichen die neuen Technologien neue Möglichkeiten
für Studien und die Informationsgewinnung. Unser neues Wissen über
Erhaltung und Förderung der Arbeitsfähigkeit gibt uns einige neue Instru-
mente, um auf die Herausforderungen an die Arbeitsfähigkeit zu reagieren. 

Viele Länder haben neue politische Aktionen gestartet, um den Heraus-
forderungen in Zusammenhang mit dem Altern zu begegnen. Da wir uns in
Finnland dem Alterungsboom ungefähr 10 Jahre früher als der EU-15-
Durchschnitt gegenüber sahen, haben wir bereits wesentliche Reformen in
der Pensionsgesetzgebung vorgenommen, die in vielen anderen Ländern
noch in Planung sind. Wir haben bereits heute im Vergleich zum Bedarf
einen Mangel an 15.000 ArbeitnehmerInnen und die Kluft wird sich bis zum
Ende dieses Jahrzehnts kumulativ auf 100.000 vergrößern. Das Hauptziel
der obigen Reformen ist es, die Menschen auf positive Weise dafür gewinnen
zu wollen, für 2 bis 3 Jahre länger als bisher zu arbeiten (bis zum Alter von
68) und dadurch den Mangel an Arbeitskräften zu lindern. 

Als Reaktion auf die Herausforderung einer höheren Teilnahmerate und
eines verlängerten Berufslebens haben wir allgemein zwei Hauptstrategien:

1) Einen so hohen Anteil der Bevölkerung im arbeitsfähigen Alter wie
nur möglich dazu befähigen, am Erwerbsleben teilzunehmen. Das impliziert
eine Verringerung der Arbeitslosigkeit, die Integration von Menschen mit
Behinderungen in das Arbeitsleben, die Prävention von Ausschließung, 
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Schüsselprobleme angesprochen vom Finnischen Nationalen
Programm für Alternde Arbeitnehmer (FINPAW) 

(Ilmarinen 2004)

�� Hohe Frühpensionierungsraten und allgemeine Einstellungen, die 
Frühpensionierung begünstigen 

�� Niedrige Beschäftigungsrate

�� Geringe Wahrscheinlichkeit der Wiederbeschäftigung

�� Abnehmende Arbeitsfähigkeit

�� Geringes Bildungsniveau der älteren Geburtsjahrgänge

�� Mangelndes gesellschaftliches Bewusstsein hinsichtlich des Alterns und der
Situation der alternden Arbeitnehmer

��Altersdiskriminierung: Vorurteile und sogar Diskriminierung gegenüber alternden
Menschen, schufen ernste Gleichheitsprobleme im Arbeitsleben (v. a.Frauen im
mittleren Alter und ältere Frauen)

normale 
Pensionierung 27,8 %

persönliche Krankheit
oder 
Behinderung 15,3 %

Frühpensionierung 
29,4 %

Entlassung oder
überflüssig
geworden 11,9 %

andere
Gründe
7,3 %

persönliche oder
familiäre Gründe 4,1 %

befristete Arbeit 
endete 4,1 %

Ausbildung oder
Schulung 0,2 %

Abb. 2: Gründe, um aus der Arbeit auszuscheiden. EU 55 bis 64 Jahre 
(Quelle: Employment in Europe 2003)

Abb. 1
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eine bessere Mobilisierung in Richtung Arbeitsleben und eine höhere
Attraktivität des Arbeitslebens.

2) Das aktive Berufsleben an beiden Enden zu verlängern; durch einen 
früheren Eintritt in der Arbeitsmarkt und eine spätere Pensionierung.

Es wird vorausgesetzt, dass es allein mit Hilfe wirtschaftlicher Anreize
(höhere Pensionen) nicht möglich ist, die obigen Ziele zu erreichen, sondern
dass die tatsächliche Arbeitsfähigkeit, die Gesundheit und Arbeitskompetenz
verbessert werden müssen, um die Menschen zum längeren Arbeiten zu befä-
higen. Gleichzeitig müssen die Arbeit, die Arbeitsumgebung und die Arbeits-
bedingungen dem Arbeiten im höheren Alter förderlich sein. Dies verlangt
automatisch nach intensiven und landesweiten Aktionen zur Entwicklung des
Arbeitslebens, der Arbeitsumgebung, der Gesundheit und Sicherheit sowie
der Kompetenz der arbeitenden Menschen. Tatsächlich haben alle EU-
Länder mit Ausnahme von Irland das selbe Problem: Nur ein Drittel aller
ArbeitnehmerInnen geht mit dem „normalen“, vorgeschriebenen Alter in
Pension. Zwei Drittel gehen zu früh in Pension, entweder aus gesundheit-
lichen Gründen oder weil sie für den modernen Arbeitsmarkt nicht benötigt
werden (Abb. 2). Andererseits ist dadurch die Möglichkeit gegeben, mehr
Menschen aus der bestehenden Bevölkerung einzustellen.

Wissenschaftliche Grundlage
Die Altersforschung hat in den letzten zwei Jahrzehnten wichtige

Erkenntnisse gewonnen. Die möglicherweise wichtigste Erkenntnis ist, dass
es kein einzelnes Gen für Tod oder Alterung gibt. Genetik im Allgemeinen
spielt eine geringere Rolle in Hinblick auf Langlebigkeit und Alters-
management als früher angenommen. Tatsächlich gibt es sehr gut gemachte
Studien, die zeigen, dass nur 15 bis 20 Prozent des Altersmanagements von
den Genen bestimmt sind, die restlichen 80 bis 85 Prozent hängen vom
Lebensstil sowie von der physischen und sozialen Umgebung, einschließlich
der Arbeitsumgebung, ab (Abb. 3).

Andererseits haben neue finnische Studien damit überrascht, dass Arbeit
scheinbar eine große Rolle hinsichtlich der allgemeinen Morbidität in Form
von arbeitsabhängigen chronischen, nicht übertragbaren Krankheiten, wie
zum Beispiel Herz-Kreislauf-Erkrankungen, Erkrankungen des Bewegungs-
apparates, Asthma und andere Atemwegserkrankungen, Krebs und stressbe-
dingte Erkrankungen, spielt. Dasselbe gilt für die Mortalität. Daher haben
wir realistische Chancen etwas zu bewirken, indem wir die Arbeit und die
Arbeitsumgebung modifizieren.

Die moderne Arbeitswelt hat die Arbeitsbelastung und -risiken radikal
verändert. Im Allgemeinen ist diese Veränderung positiv, denn die schwersten
arbeitsbedingten Erkrankungen konnten beseitigt werden. Es gibt jedoch eine
Anzahl neuer Probleme, die größer sind, als wir zuvor gedacht hatten.
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Können wir das Altern verlangsamen? 

Ja, auf folgende Weisen:

� untergewichtig leben

� gesunde Ernährung: z. B. „dinner cancelling“

� moderate oder zügige, regelmäßige Bewegung

� Vermeidung von Lebensstilrisiken: Tabak, Alkohol, Fettleibigkeit, exzessives
Sonnenlicht, Schlafdefizit, unregelmäßiges Leben

� starke soziale Aktivität, viele Kontakte

� kontinuierliches Lernen

� den Moment genießen, Optimismus, Vision

� Früherkennung und Behandlung von chron. Erkrankungen

� Teilnahme am Erwerbsleben 

Beachten Sie! Nur 15 bis 20 Prozent unseres Lebensmanagements im Alter
wird von den Genen bestimmt; 80 bis 85 Prozent hängen vom Lebensstil und
unserer physischen und sozialen Umgebung ab. Es gibt kein „Todesgen“, das
die Länge unseres Lebens bestimmt.

Abb. 3
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Abb. 4: Hast und Zeitdruck unter EU-15-Arbeitern 
(Quelle: Merllie und Paoli, European Foundation, Dublin 2001)
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Handicaps
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Abb. 6: Alter vs. Leistung (Rantanen 2000)
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Abb. 8: Wichtige Gründe, um bis zum gesetzlichen Pensionsalter weiterzuarbeiten
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� Gute Kompetenz

� Unterstützung durch Vorgesetzten
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� Arbeitsmedizinische Dienste

� Interessante Arbeit

� Gute Gesundheit 
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Abb. 7
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Die moderne Arbeitswelt scheint etwa große Probleme in Bezug auf
Zeitmanagement und Organisation von Arbeitsstunden, die den physiologi-
schen Bedürfnissen der Menschen entsprechen, zu haben. Über 50 Prozent
der EU-ArbeitnehmerInnen leiden unter der Hast und dem großen
Zeitdruck am Arbeitsplatz, und der Trend steigt eher an, als dass er abnimmt
(Abb. 4). 

Aufgrund des Zeitmangels dehnen und modifizieren wir unsere Arbeits-
stunden. Nur mehr ein Drittel der finnischen ArbeitnehmerInnen hat die so
genannte „normale“ Arbeitszeit von 8:00 Uhr bis 4:00 Uhr. Eine Drittel hat
eine zu kurze Arbeitszeit, das andere Drittel arbeitet viel zu viele Stunden –
bis zu 60 bis 80 Wochenstunden (Abb. 5). Auch schlafen die Menschen
weniger als früher. Wir schlafen durchschnittlich rund 1 bis 1,5 Stunden
weniger als vor 100 Jahren. 42 Prozent der finnischen ArbeitnehmerInnen
leben mit einem chronischen Schlafdefizit von einer Stunde und 15 Prozent
mit einem Defizit von zwei Stunden. Das führt zu einer verminderten
Wachsamkeit bei der Arbeit, erhöht das Unfallrisiko, verändert unseren
Metabolismus und erhöht das Risiko von Fettleibigkeit und Diabetes II.
Außerdem lässt es das Risiko von chronischen Herzerkrankungen, sogar
von Herztod, ansteigen.

Die Hast, der Zeitdruck, die erhöhten Anforderungen der Arbeit, die
Unsicherheit, ob der Arbeitsplatz weiterbesteht und der harte Wettbewerb
resultieren auch in Stress, der in der normalen Arbeitswelt sehr häufig ist.
40 bis 50 Prozent der ArbeitnehmerInnen aller Altersstufen berichten darüber,
aber besonders auffällig sind die hohen Stressniveaus der Frauen im mittleren
(45-54 Jahre) und fortgeschrittenen (55-64 Jahre) Alter. Wenn der Arbeits-
stress erhöht ist, dann steigt auch die Mortalität aufgrund von Herz-
erkrankungen deutlich an. Höchst überraschend war, dass die Mortalität
aufgrund von Herzerkrankungen noch mehr ansteigt, wenn durch ein unfaires
Management zwischen der Leistung des Arbeitnehmers/der Arbeitnehmerin
und der Entlohnung, die er oder sie aufgrund der Leistung erhält, ein
Ungleichgewicht herrscht.

Kürzlich haben wir auch in Erfahrung gebracht, dass jede Form von
unkonventionellen Arbeitsstunden und die meisten aller Nachtschichten die
Mortalität aufgrund von Herzerkrankungen erhöhen. Es scheint auch eine
Korrelation zwischen Langzeitkrankenständen und Mortalität sowie zwi-
schen Arbeit während einer Erkrankung und Mortalität zu geben. Eine
andere große Überraschung war die Erkenntnis unserer Forscher, dass die
kardiovaskuläre Mortalität unter ArbeitnehmerInnen in Organisationen, die
den Personalbestand intensiv abgebaut hatten, während der ersten fünf Jahre
nach der Reorganisierung sehr anstieg. Also ist die Verringerung des
Personalbestandes nicht nur für jene gefährlich, die gehen, sondern auch für
jene, die am „geschrumpften“ Arbeitsplatz zurückgelassen werden.
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Die Arbeitsfähigkeit in Relation
zum Altern und zu den Arbeitsbe-
dingungen war während der letzten
20 Jahre ein Gegenstand intensiver
Studien. Wir haben viel aus diesen
Studien gelernt. 

Zuerst haben wir verstanden, wie
sich die Arbeitsfähigkeit während des
Alterungsprozesses verändert. Die
Ergebnisse sind sowohl negativ als
auch positiv. Im Durchschnitt ten-
diert die physische Arbeitsfähigkeit
dazu, konstant um rund 1 Prozent pro
Jahr abzunehmen, falls nichts zur
Vorbeugung unternommen wird. 

Es gibt aber eine große Schwan-
kung zwischen den Individuen, so-
dass etwa ein 65 Jahre alter Arbeit-
nehmer durchaus ein besseres Leis-
tungsvermögen als ein Arbeitnehmer
in den besten Jahren zwischen 35 und 45 haben kann. Die Entwicklung der
psychologischen und mentalen Arbeitsfähigkeit unterscheidet sich davon.
Gewisse Fähigkeiten nehmen ab, wie das Kurzzeitarbeitsgedächtnis, aber
andere wie die so genannte „kristallisierte Intelligenz“ steigen an. Das ver-
leiht alternden ArbeitnehmerInnen wichtige Stärken, mehr Erfahrung, reife-
res Urteilsvermögen, größere Weisheit (Abb. 6 und 9). 

Die Auswirkung von Arbeitsbedingungen auf die Arbeitsfähigkeit ist 
der Kernpunkt in der Diskussion über alternde ArbeitnehmerInnen. Zu die-
ser Frage gibt es eine Vielzahl von Forschungsdaten. Diese können folgen-
dermaßen zusammengefasst werden: Gefährliche, hektische, unregelmäßi-
ge, unkonventionelle Arbeitsstunden, die mit nicht unterstützender, sehr
anspruchsvoller und wenig einträglicher Arbeit ausgefüllt sind, beeinträch-
tigen die Arbeitsfähigkeit ernsthaft. Gut organisierte, unterstützende, gut
verwaltete und angepasste Arbeit fördert hingegen die Arbeitsfähigkeit.
Daher haben wir begonnen, von „gutem Arbeiten“ als ein Ziel der
Entwicklung des Arbeitslebens zu sprechen. 

Die Studien zeigen auch sehr gut auf, was alles getan werden sollte, um
ältere ArbeitnehmerInnen länger am Arbeitsplatz zu halten. Wenn den
Kriterien einer „guten Arbeit“ entsprochen wird, haben sie eine hohe
Tendenz zu bleiben, vor allem, wenn sie nicht unter ernsthaften Erkrankun-
gen leiden. In dieser Hinsicht gibt es ein großes Feld, um das Arbeitsleben
zu verbessern (Abb. 7, 8).

Mentale Arbeitskapazität
(Rantanen 2003)

� Einfaches Kurzzeitgedächtnis 

� Komplexes Kurzzeitgedächtnis 

� Räumliche & zeitliche Orientierung 

� Langzeitgedächtnis 

� Sprachverständnis 

� Numerische Fähigkeiten

� Sprachl. Ausdrucksvermögen

� Induktives Folgern 

� Lernfähigkeit 

� Evaluierungsfähigkeit 

� Synthese

Abb. 9
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Nationale Programme
Seit den frühen 1990er-Jahren erkennt die finnische Regierung die

Herausforderungen, denen wir uns durch alternde Belegschaften gegenüber
sehen werden. Das Finnische Institut für Gesundheit und Sicherheit am
Arbeitsplatz (FIOH) hat bereits zu Beginn der 1980er-Jahre mit ausgedehnten
Forschungsprogrammen zum Thema Altern und Arbeitsfähigkeit begonnen.

In jenen Jahren haben wir die grundlegenden Forschungserkenntnisse
gesammelt und teilweise selbst erbracht. 

Im Jahr 1996 initiierte der Regierungsausschuss für alternde Menschen
am Arbeitsplatz eine neue Entwicklung in der Politik, indem er zahlreiche
legislative, praktische und fördernde Aktionen für alternde Arbeit-
nehmerInnen vorschlug. Seit damals wurden rund 10 verschiedene von der
Regierung initiierte, nationale Programme implementiert, die alle mehr
oder weniger den Aspekt „alternde ArbeitnehmerInnen“ berücksichtigten.
Die zentralsten darunter sind:
� das „Nationale Programm für alternde ArbeitnehmerInnen“ 1998 bis

2002 (führende Rolle: Sozial- und Gesundheitsministerium)
� das Programm „Wohlergehen am Arbeitsplatz“ 2000 bis 2003 

(führende Rolle: Arbeitsministerium) 
� das Programm „Die Arbeit attraktiver gestalten“ 2003 bis 2007 

(führende Rolle: Sozial- und Gesundheitsministerium)
Daneben berücksichtigten, wenn angebracht, auch das „Nationale

Produktivitätsprogramm“, das „Nationale Volksgesundheitsprogramm“, das
„Arbeitsplatzentwicklungsprogramm“, die „Nationale Informationsgesell-
schaftsstrategie“ und das „Programm zur Prävention von Arbeitsunfällen“
(„Null Unfall“) die Aspekte der alternden ArbeitnehmerInnen. Obwohl die
führende Rolle einem einzigen Ministerium zugeordnet wird, sind alle
erwähnten Programme tatsächlich interministeriell und beinhalten auch
einen starken Einsatz der Sozialpartner und von Forschungsinstitutionen,
insbesondere des FIOH. 

Diese Programme wurden nicht nur auf nationaler Ebene, sondern auch
auf der Zwischenebene (arbeitsmedizinische Dienste, Arbeitsinspektorat)
und auf der örtlichen Arbeitplatzebene implementiert. Arbeitsmedizinische
Dienste wurden entwickelt, um auf das Thema „Altern am Arbeitsplatz“ in
der Form von „Aktivitäten zum Erhalt und zur Förderung der Arbeits-
fähigkeit“ (PMWA*) zu reagieren. Die Arbeitsinspektorate wurden darauf
abgestimmt, Ratschläge zu Fragen des Alterns zu geben. Die Sozialpartner
trafen bereits an der Wende zwischen den 1980er- und 1990er-Jahren eine
Kollektivvertragsvereinbarung in Bezug auf Aktivitäten zum Erhalt und zur
Förderung der Arbeitsfähigkeit, die später zu entsprechenden Verordnungen
in der Gesetzgebung betreffend Arbeitsmedizin, Gesundheit und Sicherheit
am Arbeitsplatz und Rehabilitation führte. 
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Nachdem die Kollektivvertragsvereinbarung im Jahr 1989 eingeführt
wurde, wurde das finnische Musterbeispiel für Aktivitäten zum Erhalt und
zur Förderung der Arbeitsfähigkeit vom Institut für Gesundheit und
Sicherheit am Arbeitsplatz auf der Basis von wissenschaftlicher Forschung
und praktischer Erfahrung der arbeitsmedizinischen Dienste entworfen. Es
hat, indem der traditionelle Risikopräventions- und Risikomanagement-
ansatz inkludiert wurden, dem Programm die Idee sowohl der guten
Arbeitsumgebung als auch der guten Arbeitsfähigkeit der Arbeit-
nehmerInnen hinzugefügt. Wir haben ein vereinfachtes Pyramidenmodell
erstellt, das einen ganzheitlichen Zugang zu Arbeitsumgebung, Arbeits-
organisation, Gesundheit der ArbeitnehmerInnen und Entwicklung von
Kompetenz zeigt (Abb. 10). Dieses Modell ist in den arbeitsmedizinischen
Diensten bestmöglich realisiert, und sogar die gegenwärtige Regierung setzt
es als Hauptaufgabe des arbeitsmedizinischen Dienstes und der Aktivitäten
zur Gesundheit und Sicherheit am Arbeitsplatz fest. Das Musterbeispiel
umfasst viele Instrumente zur Implementierung, die als „Good Practice“-
Richtlinie zur Gesundheit und Sicherheit am Arbeitsplatz zusammengefasst
wurden. Hier werden nur drei Beispiele für diese Instrumente erwähnt.
Erstens der Arbeitsfähigkeitsindex (WAI), ein aus sieben Dimensionen
bestehendes Messinstrument der Arbeitsfähigkeit, das die tatsächliche und

ARBEITSUMGEBUNG,
Risikobewertung,
Risikomanagement,
Ergonomie usw.

ARBEITSGEMEINSCHAFT,
Teilnahme,
Arbeitskulturen,
Arbeitsorganisation

GESUNDHEIT,
Arbeitsfähigkeit,
Arbeitsmedizinischer
Dienst (OHS*) & betriebliche
Gesundheitsförderung

* siehe Seite 49: Abkürzungen 

Entwicklung von
KOMPETENZ 
und Fertigkeit

Umfassender
OHS*

Abb. 10 Quelle: Rantanen 2003
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sogar die zukünftige Arbeitsfähigkeit sehr gut zu beschreiben scheint. (Abb.
11). Ein anderes Beispiel ist das Arbeitsfähigkeitsbarometer, eine landes-
weite Erhebung zur Messung des Inputs, des Outputs und der Wirkung der
praktischen Aktivitäten zum Erhalt und zur Förderung der Arbeitsfähigkeit.
Das dritte Beispiel ist der Leitfaden zu Aktivitäten zum Erhalt und zur
Förderung der Arbeitsfähigkeit für die Akteure auf Arbeitsplatzebene, um
die Aktivitäten zum Erhalt und zur Förderung der Arbeitsfähigkeit zu
implementieren und zu evaluieren.

Ergebnisse und Wirkungen
Bei der Evaluierung der Ergebnisse jeder Politik oder Intervention ist es

wichtig, zuerst zu sehen, ob die Inputs wie beabsichtigt getätigt wurden.
Daher wurde das Arbeitsfähigkeitsbarometer eingeführt, welches periodisch
sowohl die Aktivitäten zum Erhalt und zur Förderung der Arbeitsfähigkeit
im finnischen Arbeitsleben als auch deren Ergebnisse misst. Das Barometer
zeigt deutlich, dass rund 80 Prozent der finnischen ArbeitnehmerInnen an
Arbeitsplätzen beschäftigt sind, an denen die Aktivitäten zum Erhalt und zur
Förderung der Arbeitsfähigkeit eingeführt wurden. Die Lücke ist auch
bekannt: die Kleinstunternehmen, die Selbstständigen und ein Teil der
Bauern. 

Die arbeitsmedizinischen Dienste scheinen sowohl bei der Initiierung als
auch bei der Implementierung eine Schlüsselrolle gespielt zu haben.
Darüber hinaus wirkten auch viele andere Körperschaften und Personen, ein-
schließlich des Personalentwicklungs- und Personalführungsmanagements
von Unternehmen, bei der Implementierung mit. 

Da die Implementierung weit gehend stattfand, stellt sich nun die Frage,
ob sie eine Wirkung zeigte. Die Daten aus verschiedenen Quellen zeigen,
dass die Antwort positiv ausfällt. Das tatsächliche Pensionsalter stieg ab der
zweiten Hälfte der 1990er-Jahre an und steigt immer noch. Die Evaluation,

Arbeitsfähigkeitsindex 

1. Die aktuelle Arbeitsfähigkeit im Vergleich zur besten im Lebensverlauf 

2. Selbst beurteilte Arbeitsfähigkeit in Relation zu aktuellen Arbeitsanforderungen 

3. Anzahl der vom Arzt diagnostizierten Erkrankungen 

4. Wechselnde Arbeitsaufgaben aufgrund von Krankheit 

5. Krankenstände im letzten Jahr 

6. Voraussage der Arbeitnehmerin/des Arbeitnehmers bzgl. eigener Arbeitsfähigkeit
in den nächsten zwei Jahren 

7. Eigene Beurteilung des mentalen Meisterns der Arbeitsanforderungen 

Abb.11
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Wie lässt sich Altersdiskriminierung verhindern?

1. Auf nationaler Ebene 
�� Beschäftigungspolitik 
�� Ausbildungspolitik
�� Pensionspolitik
�� Sozialversicherung
�� Gesundheitspolitik
�� Nationale Programme

3. Auf Arbeitsplatzebene 
�� Altersstrategie als Teil 

der Personalpolitik
�� SchulungsmanagerInnen und 

AusbilderInnen zum Thema Altern
�� Anpassung der Arbeit und 

des Arbeitsplatzes
�� Prävention von

Altersdiskriminierung 

2. Auf Zwischenebene 
�� Förderung und Erhalt von 

Arbeitsfähigkeit
�� „OH & S*“-Strategie für PMWA*

�� Arbeitsmedizinische Dienste
�� Interventionen v.

Pensionsinstitutionen

4. Auf individueller Ebene 
�� PMWA*-Aktionen
�� Guter arbeitsmedizinischer Dienst
�� Gesundheitserziehung und -beratung
�� Früherkennung von Erkrankungen
�� Frühe Rehabilitation
�� Kompetenzbildung 

ALTERSMANAGEMENT
(Modifiziert von Ilmarinen 2004) 

* siehe Seite 49: Abkürzungen

Abb. 12

Abb. 13



48

die in Zusammenhang mit dem Arbeitsfähigkeitsbarometer durchgeführt
wurde, zeigte, dass insgesamt 90 Prozent der ManagerInnen, der Arbeit-
nehmerInnen und der arbeitsmedizinischen Dienste die Aktivitäten zum
Erhalt und zur Förderung der Arbeitsfähigkeit sowohl für die Arbeitsfähigkeit
als auch für die Wirtschaftlichkeit der Unternehmen zuträglich fanden. 

Lektionen und Schlussfolgerungen
Im Rahmen der Implementierung des finnischen Modells wurden einige

Lektionen, Stärken und Schwächen erkannt. Erstens benötigen die Kleinst-
unternehmen und Selbstständigen große Unterstützung, um die Aktivitäten
zum Erhalt und zur Förderung der Arbeitsfähigkeit umzusetzen. Viele der 
größeren Unternehmen haben die Programme einseitig umgesetzt, indem
sie zum Beispiel nur Sport als Teil des Programms eingeführt haben. Daher
wurden viele Schulungen durchgeführt und tausende von Menschen wurden
mit den korrekten Aktivitäten zum Erhalt und zur Förderung der Arbeits-
fähigkeit bekannt gemacht. Ein spezieller einfacher Leitfaden zu Aktivi-
täten zum Erhalt und zur Förderung der Arbeitsfähigkeit wurde für den
Gebrauch an Arbeitsplätzen erstellt. 

Das gesamte arbeitsmedizinische ExpertInnenpersonal (rund 3000
Personen) wurde in Praktiken hinsichtlich der Aktivitäten zum Erhalt und
zur Förderung der Arbeitsfähigkeit geschult. 

UnternehmensmanagerInnen erhielten Schulungen zum Alters-
management (vgl. Abb. 12). Die Arbeitsinspektoren wurden geschult, um
Ratschläge in Bezug auf die Aktivitäten zum Erhalt und zur Förderung der
Arbeitsfähigkeit zu erteilen.

Während dieser 15 Jahre andauernden Übung haben wir viel darüber
gelernt, wie man den Ausschluss von alternden ArbeitnehmerInnen aus dem
Arbeitsleben vermeiden und die nachhaltige Arbeitsfähigkeit am besten
gewährleisten kann (vgl. Abb. 13). Unsere Lektion ist, dass eine einzelne
Maßnahme keine Wirkung erzielt, sondern dass wir eine langfristige
Anstrengung und einen umfassenden Ansatz benötigen.

Auch wird eine aufrichtige Teilnahme auf allen Ebenen, auf nationaler,
Zwischen- und örtlicher Ebene, benötigt. Die kompetente Unterstützung
durch ExpertInnen ist unerlässlich. Theoretisch müssen wir die Karasek-
und Siegrist-Kriterien für ein gutes Gleichgewicht im Arbeitsleben erfüllen.

Schlussendlich sollte die Frage gestellt werden, warum das finnische
Modell in einem gewissen Ausmaß erfolgreich war. Vermutlich ist die
Schlüsselantwort, dass es politische und legislative Aktionen, sozialen Dialog,
forschungsbasierte Belege, Information, Schulung und Arbeitsplatzver-
fahren optimal kombinierte. Aber die Aktivitäten zum Erhalt und zur För-
derung der Arbeitsfähigkeit sind nicht nur ein zeitlich begrenztes Projekt.
Mit Hilfe der arbeitsmedizinischen Dienste entwickelte sich das Projekt zu
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einer Infrastruktur. Gleichzeitig wurden die finnischen arbeitsmedizinischen
Dienste auf eine vollkommen neue Ebene weiterentwickelt und darauf ab-
gestimmt, auf die größten Herausforderungen der modernen Arbeitwelt 
effektiv zu reagieren. Dasselbe gilt für das finnische Arbeitsinspektorat. 
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1. Herausforderung für die Beschäftigungspolitik
Seit mehreren Jahrzehnten nimmt in den Industrieländern der Anteil der

älteren Menschen in der Bevölkerung kontinuierlich zu. Diese Entwicklung
begann in den skandinavischen Ländern, vor allem in Schweden, frühzeitig.
Aber nun ist diese Entwicklung in allen Industrieländern und auch in vielen
anderen Ländern allgemein verbreitet. Tabelle 1 zeigt diese Entwicklung
zwischen 1975 und 2000 in einer Anzahl von Ländern und eine Prognose
hinsichtlich dieser Entwicklung bis zum Jahr 2003, die von den USA
erstellt wurde, Handelsministerium und Statistisches Bundesamt der USA. 

Hinter dieser Entwicklung stehen zwei Hauptfaktoren. Der erste Faktor
ist, dass die Reproduktionsrate niedrig ist und weiterhin abnimmt – die
durchschnittliche Anzahl der Kinder, die eine Frau gebärt, hat abgenommen
und daher nimmt auch die Anzahl der Kinder, die pro Jahr geboren werden,
ab. Die neuen Geburtenjahrgänge sind kleiner als es die früheren zur Zeit

Die Reform der Beschäftigungs-
politik für die alternde 
Bevölkerung in Schweden

Eskil Wadensjö, Universität Stockholm, Schwedisches Institut
für Soziale Forschung

Land 1975 2000 2015 2030
65+ 80+ 65+ 80+ 65+ 80+ 65+ 80+

Dänemark 13,4 2,4 14,9 4,0 18,9 4,4 23,0 7,1
Norwegen 13,7 2,5 15,2 4,4 17,4 4,6 22,0 6,6
Schweden 15,1 2,7 17,3 5,0 21,4 5,7 25,1 8,6
Österreich 14,9 2,3 15,4 3,4 18,8 4,9 25,2 7,0
Frankreich 13,5 2,5 16,0 3,7 18,8 5,8 24,0 7,5
Deutschland 14,8 2,2 16,2 3,5 20,2 5,4 25,8 7,2
Italien 12,0 1,9 18,1 4,0 22,2 6,8 28,1 9,0
Vereinigtes 14,0 2,4 15,7 4,0 18,4 4,9 23,5 7,0
Königreich
Japan 7,9 1,1 17,0 3,7 24,9 7,0 28,3 11,1
USA 10,5 2,1 12,6 3,3 14,7 3,8 20,0 5,3

Tabelle 1: Anteil der Bevölkerung über 65 Jahren und über 80 Jahren in einigen
Ländern (in Prozent) 

Quelle: U.S. Department of Commerce, Economics and Statistics Administration und 
U.S. Census Bureau, An Aging World 2001, Washington, D.C.
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der Geburt waren. In einigen Ländern sind die Babyboom-Generationen der
1940er- oder 1950er-Jahre noch immer am größten. In einigen Ländern
vollzog sich diese Entwicklung sehr schnell. So zum Beispiel in China mit
seiner Ein-Kind-Politik, aber auch in einigen europäischen Ländern wie
Deutschland, Italien und Spanien. In den ersten Jahrzehnten nach dem Krieg
wiesen die südeuropäischen Länder höhere Reproduktionsraten als die
nordeuropäischen Länder auf. Jetzt ist die Situation umgekehrt. Von den in
der Tabelle angeführten Ländern wird Italien den größten Anteil an älteren
Menschen aufweisen, falls sich die gegenwärtigen Tendenzen fortsetzen.
Aus europäischer Perspektive hat Schweden keine besonders niedrige
Reproduktionsrate, allerdings – wie in den meisten anderen Ländern –  liegt
diese unter dem Niveau, das zu einer stabilen oder wachsenden Bevölkerung
führt (wobei die Netto-Immigration nicht berücksichtigt wird).

Der andere Faktor, der hinter der Altersexplosion steht, ist die steigende
Lebenserwartung. Im 19. Jahrhundert und am Anfang des 20. Jahrhunderts
ist die Lebenserwartung gestiegen, vor allem da die Kindersterblichkeits-
raten sanken und teilweise weil die Sterblichkeitsraten der Menschen im
aktiven Alter niedriger wurden. Impfkampagnen und neue Medikamente
sind einige der Faktoren, die diese Entwicklung begünstigen. In den letzten
Jahrzehnten ist der für die ansteigende Lebenserwartung entscheidende
Faktor, dass Menschen im Vergleich zu früher länger über das Pensionsalter
hinaus leben 1. Diese Tendenz zu einer steigenden Lebenserwartung ist in
vielen Ländern sehr stark. Schweden gehört zu den Ländern mit der höch-
sten Lebenserwartung. 

Eine alternde Bevölkerung hat Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt und
auf die Wirtschaft eines Landes. Die Zahl der Menschen, die jede einzelne
Person im aktiven Alter unterstützen muss, steigt. Wenn der Standard derje-
nigen im aktiven Alter nicht reduziert wird, sondern auf dieselbe Weise
ansteigt, wie dies bei anderen Gruppen der Fall ist, dann müssen die Steuern
erhöht werden. Höhere Steuern haben Auswirkungen auf das Angebot an
und die Nachfrage nach Arbeitskräften.  

Das Problem wird dadurch verstärkt, dass es eine Tendenz zu einem vor-
zeitigen Ausscheiden aus dem Arbeitsmarkt gibt, das heißt, dass die Menschen
den Arbeitsmarkt verlassen, bevor sie das normale Rentenalter erreichen. In
einigen Ländern hat sich diese Tendenz aufgrund von speziellen Programmen,
die eingeführt wurden, um ein vorzeitiges Ausscheiden zu erleichtern, ver-
stärkt.  

Tabelle 2 zeigt den Anteil der arbeitenden Bevölkerung zwischen 55 und
64 Jahren in einigen Ländern. In den skandinavischen Ländern (mit Aus-
nahme von Finnland) ist dieser Anteil hoch. Die Teilnahmerate ist besonders

1 Cf. Statistics Sweden (2001)



52

hoch in Island, aber auch in den
USA und in Japan. Auf der
anderen Seite sind die Raten in
vielen Ländern in Süd- und
Zentraleuropa niedrig. Die
Tabellen 5 und 6 zeigen die
schwedische Entwicklung im
Detail. Es zeigt sich, dass der
Rückgang erst in der Alters-
gruppe 60-64 beginnt, und
nicht wie in vielen anderen
Ländern in der Altersgruppe
55-59. Das vorzeitige Aus-
scheiden beginnt in Schweden
relativ spät. 

Herbertsson und Orszag
(2003) haben die Kosten, die
aus dem vorzeitigen Aus-
scheiden in den OECD-Ländern
resultieren, als Anteil am poten-
tiellen Bruttoinlandsprodukt
geschätzt. Im Jahr 2001 betrug

der OECD-Durchschnitt 7,1 Prozent, der Wert für Schweden betrug im 
selben Jahr 5,2 Prozent. Innerhalb der EU-Mitgliedsstaaten ist der Wert für
Schweden am niedrigsten, niedriger als in Ländern wie Japan, Schweiz und
USA. Innerhalb der OECD- Länder haben nur die Türkei, Korea, Mexiko
und Island einen geringeren Schwund des potentiellen BIPs aufgrund des
vorzeitigen Ausscheidens (Island weist mit 1,6 Prozent den niedrigsten Wert
auf. Gemäß ihrer Voraussagen für das Jahr 2010 wird der BIP-Verlust in
allen Ländern – einschließlich in Schweden, das seine relative Position bei-
behalten wird – ansteigen. 

Die Unterschiede ergeben sich hauptsächlich aus den unterschiedlichen
Strategien in Hinblick auf das frühzeitige Ausscheiden. In Zeiten hoher
Arbeitslosigkeit haben in vielen Fällen Länder mit niedrigen Teilnahme-
raten versucht, den Eintritt in den Arbeitsmarkt für junge Menschen zu
erleichtern, indem sie ältere ArbeitnehmerInnen pensionierten. Dies brach-
te nicht das erwartete Resultat. Die jungen Menschen sind nicht in einem
erhöhten Ausmaß in den Arbeitsmarkt eingetreten, aber die älteren Arbeit-
nehmerInnen haben ihn verlassen und daher haben die höheren Kosten für
Einkommensersatzprogramme zu einem Anstieg der Steuern geführt. 

Das Problem hat sich auch durch die Tendenz zu einem immer späteren
Eintritt in den Arbeitsmarkt verschärft. Junge Menschen studieren länger als

Land Männer Frauen

Dänemark 68,0 53,1
Finnland 51,4 48,5
Island (2002) 89,9 84,4
Norwegen 73,5 63,9
Schweden 71,2 66,8
Österreich 39,2 19,1
Frankreich 44,2 34,6
(2002)
Deutschland 47,1 30,9
Niederlande 57,4 32,2
Portugal 61,6 41,8
Vereinigtes 65,0 46,4
Königreich
Japan 77,4 47,5
USA 65,6 54,5

Tabelle 2: Vorzeitiges Ausscheiden aus dem
Arbeitsmarkt. Anteil der Beschäftigten in der
Altersgruppe 55-64 im Jahr 2003 
Quelle: OECD (2004), Employment Outlook 2004,

Paris
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frühere Generationen und auch die Zeitspanne zwischen dem Verlassen der
Schule bzw. Universität und dem Beginn einer Vollzeitbeschäftigung ist
heute länger als vor einigen Jahrzehnten. Bei vielen Menschen ist die
Zeitspanne des schrittweisen Eintritts in den Arbeitsmarkt ziemlich lang.
Dieses Bild ist in den verschiedenen Ländern unterschiedlich. 

Tabelle 3 zeigt den Anteil der arbeitenden Bevölkerung zwischen 15 und
24 Jahren. Hier sind auch die Unterschiede zwischen den institutionellen
Einrichtungen der einzelnen Länder von Bedeutung. Die hohe Beschäf-
tigungsrate in einigen Ländern, wie z. B. im Vereinigten Königreich und in
den USA, kann teilweise dadurch erklärt werden, dass in diesen Ländern
viele Menschen teilzeitbeschäftigt sind, selbst wenn sie zur Schule gehen
oder studieren. Da selbst diejenigen, die nur wenige Stunden arbeiten, als
ArbeitnehmerInnen gezählt werden, führt dies zu höheren Raten. Eine andere
Gruppe von Ländern mit hohen Beschäftigungsraten sind diejenigen, die
Lehrverhältnis-Systeme haben, wie z. B. Österreich, Dänemark, Deutschland
und die Niederlande. Die Lehrlinge werden als beschäftigt gezählt. 

Die Situation wird dadurch noch zusätzlich verschärft, dass in vielen
Ländern die Teilnahmerate der Männer zwischen 25 und 54, also der Gruppe
mit der höchsten Teilnahmerate am Erwerbsleben, abnimmt. Bis zu einem
gewissen Grad liegt das daran,
dass Flüchtlinge und andere
ImmigrantInnengruppen beim
Eintritt in und beim Verbleib
am Arbeitsmarkt auf Probleme
stoßen. Ihre Teilnahmerate am
Erwerbsleben ist niedriger und
ihre Arbeitslosenrate höher, als
dies bei Inländern in einigen,
aber nicht in allen westeuro-
päischen Ländern der Fall ist.
(siehe Tabelle 4.). Es gibt jedoch
auch andere Faktoren, die unter
den Menschen im aktiven Alter
für die Entwicklung hin zu nie-
drigen Teilnahmeraten am
Erwerbsleben verantwortlich
sind, z. B. wird es für Menschen
mit gesundheitlichen Problemen
immer schwieriger eine Arbeit
zu bekommen und zu behalten. 

Den Tendenzen, die ich hier
beschrieben habe, wird durch

Land Männer Frauen

Dänemark 60,9 58,9
Finnland 38,0 39,0
Island (2002) 59,0 59,8
Norwegen* 55,2 55,4
Schweden* 44,2 46,0
Österreich 54,9 46,5
Frankreich 27,6 20,4
(2002)
Deutschland 43,8 41,1
Niederlande 68,7 68,0
Portugal 42,4 34,3
Vereinigtes 61,7 57,8
Königreich
Japan 40,0 40,5
USA* 55,3 52,5

Tabelle 3: Später Eintritt in den Arbeitsmarkt.
Anteil der Beschäftigten in der Altersgruppe
15-24 im Jahr 2003
Hinweis: * = 16-24 Jahre 
Quelle: OECD (2002), Employment Outlook 2002,

Paris
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Land Männer Frauen
Inländer Ausländer Inländer Ausländer

Dänemark 84,1 69,4 76,0 51,6
Norwegen 87,0 85,5 78,1 64,8
Schweden 79,1 70,5 73,4 52,9
Österreich 79,8 84,3 62,4 63,4
Deutschland 79,4 77,3 63,4 48,7
Niederlande 83,2 66,5 63,5 40,8
Schweiz 93,1 90,5 73,2 75,5
Vereinigtes 83,0 78,1 67,4 56,1
Königreich

Tabelle 4: Teilnahme von Aus- und Inländern am Erwerbsleben 1998 (in Prozent)
Quelle: OECD (2001), Employment Outlook 2001, Paris

Alter 1990 1995 2000 2004

55-59 78,8 77,3 79,1 79,4
60 69,0 65,7 67,1 69,9
61 62,2 59,5 58,7 67,0
62 54,5 48,6 52,1 58,0
63 46,7 37,7 35,1 49,3
64 37,3 31,2 25,2 40,7
16-64 82,6 76,1 75,5 75,7

Alter 1990 1995 2000 2004

55-59 87,4 82,2 83,9 83,8
60 74,2 71,6 73,7 76,1
61 70,9 64,9 66,5 72,5
62 65,9 55,9 57,4 66,1
63 58,0 51,3 43,6 58,9
64 48,8 41,9 38,0 48,2
16-64 87,0 80,2 80,2 79,7

Tabelle 5 : Teilnahme der Männer im Alter zwischen 55 und 64 am Erwerbsleben in
Schweden 1990-2004 (in Prozent)

Quelle: Statistics Sweden, Labour Force Surveys

Tabelle 6 : Teilnahme der Frauen im Alter zwischen 55 und 64 am Erwerbsleben in
Schweden 1990-2004 (in Prozent)

Quelle: Statistics Sweden, Labour Force Surveys
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eine steigende Teilnahme der Frauen am Erwerbsleben entgegengewirkt.
Diese Tendenz ist in allen Ländern vorzufinden, die Schnelligkeit dieser
Entwicklung variiert jedoch deutlich. In Dänemark und Schweden nehmen
annähernd gleich viele Männer wie Frauen am Erwerbsleben teil, die
Frauen arbeiten jedoch noch immer weniger Stunden. Die Tabellen 5 und 6
geben Auskunft über die Entwicklung der Teilnahme am Erwerbsleben von
Männern und Frauen im letzten Jahrzehnt in Schweden. 

Ein Vergleich der Zahlen in Tabelle 5 und 6 zeigt, dass der Unterschied
hinsichtlich der Teilnahme am Erwerbsleben zwischen Männern und Frauen
in Schweden gering ist. Die Tabellen zeigen auch, dass es in den frühen
1990er-Jahren eine Abnahme der Teilnahme am Erwerbsleben unter den
älteren Menschen im aktiven Alter gab, dieser Trend wurde jedoch in den
späten 1990er-Jahren umgekehrt, speziell was die Frauen betrifft. Es gibt in
Schweden die Tendenz zum frühzeitigen Ausscheiden, sie ist jedoch nicht
so stark wie in vielen anderen Ländern und wurde in den letzten Jahren
umgekehrt.  

2. Strategien, um den wirtschaftlichen Folgen einer
alternden Bevölkerung entgegen zu wirken 

Eine alternde Bevölkerung bedeutet (falls alles andere unverändert bleibt),
dass die Zahl der alten Menschen, die auf eine erwerbstätige Person fällt,
zunimmt. Das führt zu einem Bedarf an Beitrags- und Steuererhöhungen und
einem Einschnitt in öffentliche Ausgaben. Es gibt einige Methoden, die zur
Verminderung dieses Problems verwendet werden können. Eine solche
Strategie ist der Versuch, ältere ArbeitnehmerInnen im Erwerbsleben zu 
halten. Bevor ich mich auf die Strategien, die auf den Erhalt älterer
ArbeitnehmerInnen im Erwerbsleben abzielen, konzentriere, möchte ich
etwas zu anderen vorhandenen Maßnahmen zur Erhöhung der Teilnahme am
Erwerbsleben sagen. 

Ein höherer Produktionslevel entlastet die Menschen im aktiven Alter,
falls die Pensionen und die Altersfürsorge nicht als Antwort auf den
Produktivitätsanstieg angehoben werden. Andere Strategien sind solche, die
möglicherweise die Teilnahme am Erwerbsleben erhöhen. Eine Möglichkeit
ist es, das formale Rentenalter anzuheben. Andere Maßnahmen zielen auf
eine Erhöhung des tatsächlichen Pensionsalters ab, indem sie dem vorzeiti-
gen Ausscheiden entgegen wirken, z. B. durch Änderungen der Ent-
schädigungssätze und der Möglichkeiten des Zugangs zu verschiedenen
Sozialversicherungssystemen. Eine andere Möglichkeit könnten spezielle
Arbeitsmarktprogramme für ältere ArbeitnehmerInnen sein. Ebenso gäbe es
Methoden, um den Eintritt in den Arbeitsmarkt für junge Menschen zu
erleichtern, vor allem indem die Zeitspanne des Arbeitsuchens nach
Abschluss der Ausbildung verringert wird. Eine weitere Option wären
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Maßnahmen zur Erhöhung der Teilnahme der Frauen am Erwerbsleben und
zur Erhöhung der Arbeitsstunden. Des Weiteren könnten Maßnahmen für
eine bessere Integration von ImmigrantInnen und Menschen mit Behin-
derungen zu einer höheren Teilnahme am Erwerbsleben beitragen. 

3. Pensionsreformen 2

Der steigende Anteil der alten Menschen an der Population, eine niedrigere
Wachstumsrate als in den Jahren, in denen die Pensionssysteme geschaffen
wurden, sowie die Tendenzen in Richtung einer niedrigeren Teilnahmerate
am Erwerbsleben unter den Menschen im aktiven Alter haben die
Pensionssysteme in den Blickpunkt der politischen Debatte gerückt. Die
meisten Länder haben kleinere und größere Änderungen in ihren
Pensionssystemen vorgenommen und weitere werden erwartet. Ich werde
hier versuchen, die Hauptarten der Rentenreformen zu beschreiben.

Niedrigere Pensionen (höhere Beiträge)
Viele Länder haben ihre Pensionssysteme dahingehend geändert, dass es

in Anbetracht der früheren Verdienste und der Teilnahme am Erwerbsleben
niedrigere Renten gibt. Die Berechnungsmodalitäten der Renten haben sich
geändert. Solche Änderungen wurden in Kanada, Italien, Norwegen, Neu-
seeland, Portugal, im Vereinigten Königreich und in Deutschland durchge-
führt. Auch die Änderungen des schwedischen Systems führten für die
meisten Menschen zu niedrigeren Renten. 

Ein anderer Weg, um die Pensionskosten niedrig zu halten, ist es, das
Indexierungssystem auf eine Weise zu ändern, die es weniger günstig
macht. Finnland, Japan und Deutschland haben diese Methode verwendet.
Schweden hat diese Methode in den frühen 1980er-Krisenjahren benutzt.

Ein dritter Weg in Richtung besserer Finanzen ist es, die Beiträge zu
erhöhen. Ein Problem bei der Verwendung dieser Methode als einziges
Instrument ist, dass die Beiträge sehr hoch werden können. Finnland,
Frankreich und Portugal sind einige der Länder, die die Beiträge erhöht haben. 

In einigen Ländern hängt das Alter, in dem man eine Alterspension
erhält, von der Anzahl der Jahre ab, die man gearbeitet hat. Bei diesen
Systemen bedeutet das im Allgemeinen, dass einige Menschen schon mit 60
Jahren in Pension gehen können, in einigen Fällen sogar früher. Ein Weg,
um die Kosten niedrig zu halten, ist es, die Mindestanzahl der Jahre, die
notwendig sind, um vor dem normalen Rentenalter in Pension gehen zu kön-
nen, zu erhöhen. Frankreich und Spanien haben solche Änderungen durch-
geführt.

2 Cf. Wadensjö (1999) und (2003) für detaillierte Beschreibungen der schwedischen
Pensionsreform.
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(Erhöhte) Finanzierung und eine verstärkte Rolle der Betriebs- und
Privatpensionen

Eines der Probleme, die zu der Diskussion, wie die Pensionskosten ver-
ringert werden können, geführt haben, ist die niedrigere Wachstumsrate.
Ein Weg, um die Wachstumsrate zu erhöhen, ist es, die Rücklagen und die
Investitionen in die Wirtschaft zu erhöhen. Die Erhöhung der Rücklagen
kann erreicht werden, indem man die Pensionsversicherungssysteme mehr
finanziert oder indem man den Betriebs- und Privatpensionen eine ver-
stärkte Rolle zuweist. Betriebspensionssysteme werden in den meisten
Ländern gefördert. Privatpensionen werden allgemein finanziell unterstützt.

In Kanada, Mexiko, Polen und Schweden werden die Pensions-
versicherungssysteme verstärkt finanziert.

Viele Länder haben versucht bzw. versuchen, die Bedeutung der
Betriebs- und Privatpensionen zu erhöhen. Beispiele hierfür sind Australien,
Kanada, Dänemark, Deutschland, Japan und die USA.

Höheres (oder flexibleres) Pensionsalter
Neben dem Senken der Pensionen wäre das Anheben des Pensionsalters

aus buchhalterischer Sicht eine einfache Lösung für das Problem der hohen
Pensionskosten. Politisch gesehen wäre dies viel komplizierter. In den
ersten Jahrzehnten nach dem Krieg ging die Entwicklung in Richtung eines
niedrigeren normalen Pensionsalters. In den letzten beiden Jahrzehnten ging
die Entwicklung in Richtung eines höheren Pensionsalters. Die USA waren
die Ersten, die sich dafür entschieden haben, das Rentenalter im Sozial-
versicherungssystem von 65 auf 67 Jahre anzuheben. Sie haben sich auch
entschieden, den zwingenden Ruhestand abzuschaffen. 

Der gebräuchlichste Weg, um das Rentenalter anzuheben, war es, das
Rentenalter der Frauen an das der Männer anzupassen. Beispiele für diese
Änderungen sind Australien, Belgien, Griechenland und das Vereinigte
Königreich.

Von leistungs- zu beitragsbezogenen Systemen
Eine andere Art der Änderung ist die Entwicklung weg von leistungs-

hin zu beitragsbezogenen Systemen. Das bedeutet, dass das Risiko vom
Staat auf den Einzelnen übertragen wird. Der Vorteil liegt hauptsächlich
darin, dass das System stabiler wird. Ein Beispiel für diese Art der Ände-
rung ist der schwedische Fall, auf den ich später eingehen werde. 

In welche Kategorien gehört die schwedische Pensionsreform?
Die schwedische Rentenreform ist aus vielen der oben genannten

Bausteine aufgebaut. Das Hauptmerkmal ist der Wandel weg von leistungs-
hin zu beitragsbezogenen Systemen. In Anbetracht der Beschäftigungs-
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historien wird das neue System für die meisten Menschen zu niedrigeren
Pensionen als das alte System führen. Die Finanzierung wird im neuen
System höher als im alten sein, vor allem bedingt durch die „Prämien-
pension“. Es gibt auch das Element der Erhöhung des Pensionsalters, da ein
zwingender Ruhestand vor dem 67. Lebensjahr gesetzlich verboten ist.  

4. Das neue schwedische Pensionssystem 2

4.1 Das frühere Zusatzpensions-System (ATP-System)
Schweden hat vor Kurzem eine weit reichende Pensionsreform erlebt.

Um den Hintergrund der Reform darzustellen, werde ich zuerst das frühere
ATP-System erläutern, das noch immer von Bedeutung ist, da der Wechsel
in das neue System schrittweise erfolgt. Nach einer langen politischen
Debatte hat man sich in den späten 1950er-Jahren für das ATP-System ent-
schieden, das 1960 implementiert wurde. Aber 1960 bestand das
Pensionsversicherungssystem in Schweden aus zwei Teilen: einer Grund-
pension und einer einkommensabhängigen Zusatzpension. Die beiden
Pensionen gemeinsam ergeben in etwa 65 Prozent des Einkommens eines
Menschen (mehr bei denjenigen mit niedrigerem Einkommen) bis zu einem
Höchstbetrag. Die Pensionshöhe wird anhand eines Grundbetrags, der auf
dem Verbraucherpreisindex basiert, berechnet. (Um Sozialversicherungs-
renten zu berechnen, wird ein Grundbetrag errechnet, der zur Zeit um 
2 Prozent reduziert wird.) Im Jahr 2003 betrug der Grundbetrag 38 600
SEK. 

Die Grundpension war für alle gleich, mit Ausnahme von Ehegatten, die
beide eine Alterspension bezogen. Die Summe ihrer beiden Pensionen
betrug weniger als das Doppelte der Pension, die jemand erhielt, der nicht
mit einer Person verheiratet war, die eine Alterspension bezog. 1993 wurden
neue Voraussetzungen eingeführt. Für den Anspruch auf eine volle Grund-
pension muss der Versicherte zwischen dem 16. und 64. Lebensjahr 40
Jahre lang in Schweden gelebt haben oder 30 Jahre lang in Schweden
Einkünfte erzielt haben (nur die Einkommensjahre, deren Höhe zumindest
einen vollen Grundbetrag ergeben, werden gerechnet). Falls die Voraus-
setzungen nicht erfüllt werden, wird die Rente proportional verringert.

Um Anspruch auf die Zusatzpension – die ATP-Pension – zu haben, sind
drei Einkommensjahre, deren Höhe pro Jahr zumindest einen vollen Grund-
betrag ergibt, erforderlich, für die volle Pension waren 30 Einkommensjahre
auf demselben Niveau notwendig. Für die Berechnung wird der
Durchschnitt der 15 einkommensstärksten Jahre herangezogen. Falls eine
Person weniger als 30 Einkommensjahre hat, wird die Rente proportional
verringert. Die Beitragsbemessungsgrenze betrug das 7,5fache des
Grundbetrags. Einkommen über dem 7,5fachen des Grundbetrags beein-
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flussen die Pensionshöhe nicht. Jenen, die niedrigere oder keine Zusatz-
pensionen haben, werden Pensions- und Wohnzuschüsse zuerkannt.

Zwischen 1913 und dem 1. Juli 1976 betrug das Pensionsantrittsalter 67,
seitdem beträgt es 65 Jahre. Ab 1960 gab es die Wahl zwischen einer redu-
zierten früheren Pension und einer höheren späteren Pension. Die Alters-
spanne reichte ab 1960 von 63 bis 70, wurde 1976 geändert auf 60 bis 70
und 1998 auf 61 bis 70 Jahre. Auch wird die Pension nach 65 gekürzt, falls
die Pension vor dem 65. Lebensjahr angetreten wird. Seit 1960 ist es mög-
lich, eine halbierte Alterspension zu erhalten (wobei die Reduktion oder
Erhöhung nach denselben Prinzipien wie die voll Pension berechnet wird).
Die Altersspanne ist dieselbe wie bei der vollen Pension. Seit 1993 gibt es
die Optionen einer Viertel- bzw. Dreiviertelpension. 

4.2 Das neue Pensionssystem
Die Hauptidee hinter dem neuen Pensionssystem ist es, die Arbeitsan-

reize zu erhöhen, indem das Pensionssystem fair und dadurch praktikabel
gestaltet wird. Das System soll mehr ein Versicherungssystem und weniger
ein System zur Einkommensumverteilung sein. Ein zweites Ziel der Reform
ist, dass das Pensionssystem für jeden alten Menschen ein Grundein-
kommen sichern soll. Das bedeutet, dass eine gewisse Umverteilung statt-
finden soll, jedoch sollte diese sichtbarer als beim früheren System sein.
Die Hauptziele des neuen Systems wurden folgendermaßen im Antrag, den
die Regierung vor dem Parlament in Bezug auf das neue Pensionssystem
einbrachte, dargelegt: „Das reformierte Altersvorsorgesystem soll sowohl
einen standardisierten Ersatz für das Einkommen als auch eine grundsätzliche
Einkommensgarantie für diejenigen, die keine oder geringe Einkommen hat-
ten, umfassen.“ (Antrag 1997/98: 151, Inkomstgrundad ålderspension,
m.m. Del 1, S. 171.)

Die Hauptänderung ist der Wechsel von einem leistungs- hin zu einem
beitragsbezogenen System. Dieses neue beitragsbezogene System ist zum
Teil ein Umlageverfahren-System und zum Teil ein Prämiensystem, wobei
das Umlageverfahren-System den Hauptteil darstellt. Das beitragsbezogene
System ist eine interessante Innovation. Der Übertritt vom alten ATP-System
in das neue System erfolgt schrittweise. Die Pensionen derjenigen, die ab
1954 geboren wurden, werden vollständig auf dem neuen System basieren.

Ein beitragsdefiniertes System
Die Höhe der Pension basiert auf den individuellen Einkünften in jedem

Jahr ab dem 16. Lebensjahr, Einkünfte nach dem 65. Lebensjahr werden
mitberechnet. 18,5 Prozentpunkte des Einkommens werden die Pensions-
punkte, die pro Jahr gesammelt werden, festlegen (dasselbe gilt für die
Beiträge, s. u.), 16 Prozentpunkte werden in ein Umlageverfahren-System
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(inkomstpension) und 2,5 Prozentpunkte in eine Prämienpension (premie-
pension) fließen. Neben den Einkünften (einschließlich Gelder aus der
Arbeitslosenversicherung, der Krankenversicherung etc.) werden der
Militärdienst, Erziehungszeiten für Kinder bis zum Alter von 4 Jahren, bis
zum einem gewissen Ausmaß Studienzeiten und Invaliditätspensionen bei
der Berechnung der Pension berücksichtigt. „Fiktive“ Einkünfte werden 
z. B. folgendermaßen berechnet: 18,5 Prozentpunkte pro Kindererziehungs-
jahr werden dem Pensionskonto einer Pension als fiktives Einkommen hin-
zugerechnet. Es gibt eine Einkommensgrenze, die in der Berechnung der
Pensionspunkte berücksichtigt wird. Im Jahr 2002 betrug die Grenze das
7,5fache des Grundbetrags 3. Diese Grenze wird mit einem einkommens-
basierten Index aus dem Jahr 2001 indiziert. Die Pensionspunkte werden
mit dem allgemeinen Einkommenswachstum indiziert. 

Jedes Jahr werden die Pensionspunkte, die von denjenigen, die das 65.
Lebensjahr erreicht haben, in jenem Jahr gesammelt wurden, zu einer
Pension transferiert. Dies geschieht mit Hilfe eines Divisors, der für jeden
Geburtenjahrgang, der das 65. Lebensjahr erreicht, neu festgelegt wird.
Dieser Divisor – und damit auch die Höhe der Pension – hängt von der
durchschnittlichen Lebenserwartung des betreffenden Geburtenjahrganges
ab. Da die Lebenserwartung mit jedem Geburtenjahrgang zunimmt, wird
auch der Divisor schrittweise zunehmen. Dadurch werden die Pensionen für
jeden Geburtenjahrgang immer niedriger werden, falls das Wirtschafts-
wachstum dem nicht entgegenwirkt.  

Zweitens gibt es auch eine „Garantiepension“ (garantipension) für
Menschen mit niedrigem und keinem Einkommen. Um eine volle Garantie-
pension zu erhalten, muss der Antragsteller/Die Antragstellerin zwischen
dem 16. und 65. Lebensjahr zumindest 40 Jahre lang in Schweden gelebt
haben. Für einen/eine unverheiratete(n) Pensionistin/Pensionisten beträgt
die volle Garantiepension 2,1 des Grundbetrags, für eine(n) verheiratete(n)
1,87 des Grundbetrags. Die Garantiepension wird gekürzt, wenn die
Pensionistin/der Pensionist eine einkommensbezogene Alterspension erhält.
Die Garantiepension wird um 70 Prozent des Betrages gekürzt, den die
Pensionistin/der Pensionist aus der einkommensbezogenen Alterspension
erhält (andere Pensionen oder Einkünfte werden jedoch nicht einbezogen).

3 Der Grundbetrag, der mit dem Verbraucherpreisindex indiziert wird, betrug im
Jahr 2003 38 600 SEK. Im Jahr 1998 wurde der Name in Preisgrundbetrag (pris-
basbelopp) geändert. Gemeinsam mit dem neuen Pensionssystem wurde ein neuer
Grundbetrag eingeführt, der zur Berechnung der Bemessungsobergrenze verwendet
wird. Dieser wird mit der Einkommensentwicklung indiziert und wird Einkommens-
grundbetrag (inkomstbasbelopp) genannt. In fast allen anderen Fällen wird der
Preisgrundbetrag verwendet. 
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Das bedeutet, wenn die einkommensbezogene Pension bei einer/einem
unverheirateten Pensionistin/Pensionisten 3,0 oder mehr des Grundbetrags
bzw. bei einer/einem verheirateten Pensionistin/Pensionisten 2,655 oder
mehr des Grundbetrags beträgt, wird keine Garantiepension ausbezahlt und
die Pension besteht lediglich aus der einkommensbezogenen Pension. Die
Pensionen werden mit einem preis- und wachstumsbezogenen Index indi-
ziert.

Finanziert durch Arbeitgeber- und Arbeitnehmerbeiträge
Die neuen Pensionen werden durch Beiträge in der Höhe von 18,5

Prozent des Einkommens finanziert. Auch die Fonds des AP-Systems (des
schwedischen Pensionsfonds) werden zur Finanzierung der Pensionen ver-
wendet. Wie bereits vorher erwähnt, erzielen nicht nur Einkünfte, sondern
auch der Militärdienst, Kindererziehungszeiten etc. Pensionspunkte. Der
Staat zahlt Beiträge, die die Pensionspunkte, die auf diese Weise erzielt wer-
den, abdecken. Die Beiträge werden auf dieselbe Weise wie die anderen
Beiträge berechnet und bezahlt. Der einzige Unterschied besteht darin, dass
der Staat und nicht das Individuum die Beiträge bezahlt. Auch die Kosten
für die Garantiepensionen werden aus dem Staatsbudget bezahlt.

Das System ist vor allem ein Umlageverfahren-System, aber zum Teil
auch ein Prämiensystem. 16 Prozent der Beiträge fließen in das Umlage-
verfahren und 2,5 Prozent in die Prämienpension. Die ersten Zahlungen an
das Prämiensystem wurden bereits im Steuerjahr 1995 getätigt, damals in
der Höhe von 1 Prozentpunkt. Beide Teile des neuen Pensionssystems sind
beitragsdefinierte und nicht leistungsdefinierte Systeme.

Die Hälfte der Beiträge wird von der Arbeitgeberin/vom Arbeitgeber, die
andere Hälfte von der Arbeitnehmerin/vom Arbeitnehmer bezahlt. Ein
Arbeitgeberbeitrag von 9,25 Prozent wird auf diejenigen Teile des
Einkommens bezahlt, die 7,5 Grundbeträge überschreiten, selbst wenn
diese Zahlung nicht die Basis für die Pensionsberechnung sein wird. 

Eine „Prämienpension“ 
Ein viel diskutiertes Merkmal des neuen Pensionssystems ist die

Prämienpension. Der Beitrag beträgt 2,5 Prozent. 
Die Prämienpension wird auf folgende Weise geregelt:
1. Die/der Versicherte bestimmt die Firma (oder die Firmen), die

ihre/seine Ersparnisse im Prämienpensionsteil verwalten soll(en), selbst,
indem sie/er aus verschiedenen Fonds auswählt. Gegenwärtig stehen in etwa
700 Fonds zur Verfügung. Die Fonds werden u. a. von Versicherungs-
unternehmen, Banken und neu gegründeten Institutionen verwaltet. Eine
Person kann zwischen 1 und 5 Fonds unter den 700, die zur Verfügung 
stehen, wählen. Die Fonds können gratis gewechselt werden.
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2. Die Firmen, die die Ersparnisse verwalten, müssen von der Finanz-
aufsichtsbehörde (Finansinspektionen) anerkannt und überwacht sein. 

3. Die Pension kann frühestens mit dem 61. Lebensjahr beantragt 
werden. Beim Pensionsantritt wird das Geld in eine zentrale staatliche Stelle
überführt, die dann die Prämienpension verwaltet.

Der Pensionsfonds des Prämienpensionssystems wird schrittweise ange-
hoben werden. Wenn das System ausgereift ist, wird dessen Höhe 25 bis 30
Prozent des BIP entsprechen. Dies entspricht in etwa der Höhe des jetzigen
Pensionsfonds. 

Es wird auch im Umlageverfahren-System Fonds geben. Zu Beginn wer-
den die AP-Fonds diese Fonds bilden. In den nächsten Jahrzehnten 
werden diese Fonds abnehmen, da sie verwendet werden, um die Pensionen
derjenigen zu finanzieren, für die die Regeln des alten Systems gelten. Sie 
werden jedoch nicht vollständig geleert werden. Sie werden ansteigen,
sobald die Zahlungen gemäß dem früheren System schwinden. Der Grund
dafür ist, dass es auch im neuen Umlageverfahren-System einen Puffer gibt,
z. B. als Absicherung gegen unerwartet niedrige Beitragszahlungen auf-
grund einer Rezession. 

Die Möglichkeit, die Pensionspunkte in der „Prämienpension“ unter
Ehegatten aufzuteilen

Verheirateten Paaren, bei denen beide Partner 1954 oder später geboren
wurden, wird die Möglichkeit geboten, ihre Pensionsrechte im Prämien-
pensionsteil des neuen Systems aufzuteilen. Diese Möglichkeit existiert im
früheren ATP-System nicht. Voraussetzung ist, dass beide Partner anspruchs-
berechtigt sind, in Schweden leben und keiner der beiden eine Alterspension
bezieht. Nach Antragstellung werden die Pensionspunkte so lange geteilt,
bis ein Antrag auf Unterbrechung gestellt wird oder sich das Paar scheiden
lässt. Eine Unterbrechung beeinflusst die Pensionspunkte, die bereits aufge-
teilt wurden, nicht. Es gibt keine Möglichkeit der Rückübertragung. 

Ein flexibleres und höheres Pensionsantrittsalter wird angestrebt
Durch den Wechsel zu versicherungsstatistischen Pensionen werden die

Erhöhung des Arbeitskräfteangebots und die Verzögerung des Pensions-
antritts angestrebt. Es wurden auch andere Schritte mit derselben Intention
unternommen. Früher konnte eine reduzierte Alterspension ab dem 60.
Lebensjahr bezogen werden, aber im neuen Pensionssystem ist das Mindest-
alter 61 (seit 1998). Bei einem vorzeitigen Pensionsantritt erhält die
Pensionistin/der Pensionist lediglich die einkommensbezogene Pension.
Eine Garantiepension kann nur ab dem 65. Lebensjahr bezogen werden. In
solch einem Fall wird die Garantiepension so berechnet, als ob die Person
mit 65 in Pension gegangen wäre. 
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4 Lange Zeit versuchte die Regierung die Sozialpartner davon zu überzeugen, die
Kollektivverträge zu ändern, als diese jedoch nicht zustimmten, brachte die
Regierung einen Antrag vor dem Parlament ein, das diesen annahm.  

Ein anderer Teil der Reform, den das Parlament im Mai 2001 beschlossen
hat, ist das Verbot von Abkommen über einen zwingenden Pensionsantritt
mit einem vertraglich vereinbarten Alter unter 67 4. Gemäß dem Arbeits-
platzsicherheitsgesetz genossen die Menschen schon vorher Arbeitsschutz
bis zum Alter von 67 Jahren, aber es war möglich, dies durch Kollektiv-
verträge zu ändern. In den meisten Kollektivverträgen war diese Alters-
grenze mit 65 angesetzt und bei einigen Berufsgruppen (z. B. Piloten,
Militärpersonal, Opernsänger etc.) war das Alter der zwingenden Pensio-
nierung sogar noch niedriger. Solche Verträge sind nicht mehr rechtswirksam. 

Die Möglichkeit einer Teilzeit-Pensionierung
Die Teilzeit-Pensionierung ist ein Weg, um ab dem 61. Lebensjahr

Arbeit und Pension (den einkommensabhängigen Teil) zu kombinieren. Es
ist möglich, ein Einkommen und einen Teil der Alterspension zu beziehen.

4.3 Der Übertritt vom alten in das neue System
Die Prinzipien des neuen Systems wurden 1994 von Parlament beschlos-

sen und Beiträge in das Prämienpensionssystem wurden ab 1995 gezahlt.
Die wichtigsten rechtlichen Rahmenbindungen des neuen Pensionssystems
wurden 1998 beschlossen. Der erste Geburtenjahrgang, der in das neue
Pensionssystem übernommen wurde, ist der Jahrgang 1938. Falls diese
Menschen mit 65 Jahren in Pension gehen, treten sie ihre Pension im Jahr
2003 an, aber da einige von ihnen eine vorzeitige Alterspension antraten
(möglich ab dem 61. Lebensjahr), wurden die ersten Pensionen aus dem
neuen System schon vor einigen Jahren ausbezahlt.

Der Geburtenjahrgang 1954 ist der erste Jahrgang, der seine Pension
ausschließlich aus dem neuen System beziehen wird. Falls sie mit 65 Jahren
in Pension gehen, werden sie ihre Pension 2019 antreten. Also werden ab
dem Jahr 2019 keine neuen Pensionen nach dem ATP-System mehr ausbe-
zahlt werden. Menschen, die vor 1954 geboren wurden, werden noch viele
Jahre nach 2019 ganz oder teilweise Pensionen aus dem früheren ATP-System
beziehen.

4.4 Einige abschließende Bemerkungen zum neuen Pensionssystem
Das Hauptmerkmal des neuen Pensionssystems ist, dass es versiche-

rungsstatistisch fair ist. Beim früheren System konnte die Pension nicht
erhöht werden, indem man länger arbeitete oder mehr Einkünfte erzielte,
falls man 30 Jahre gearbeitet hatte und 15 Jahre Einkünfte über der
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Bemessungshöchstgrenze des Systems erzielt hatte. Beim neuen System
zählen alle Einkünfte. Es wird gehofft, dass der größere Arbeitsanreiz, den
dies mit sich bringt, zu einem höheren Arbeitskräfteangebot und höheren
Beschäftigungsraten führen wird, nicht nur bei älteren, sondern auch bei jün-
geren Menschen (z. B. verringert eine Teilzeitbeschäftigung die zukünftige
Pension, selbst wenn man nur einige Jahre teilzeit- anstatt vollzeitbeschäftigt
war).

Ein anderes Merkmal des neuen Systems ist die größere Flexibilität in
Bezug auf die Beschäftigung nach dem 65. Lebensjahr. Das Arbeitsplatz-
sicherheitsgesetz wurde dahingehend geändert, dass es arbeitende Menschen
bis zum 67. Lebensjahr einschließt. Es ist auch möglich, eine höhere
Pension zu erhalten, indem man bis nach dem 70. Lebensjahr weiterarbeitet
(aber höchstwahrscheinlich werden nur wenige Menschen von dieser
Option Gebrauch machen). 

Ein drittes Merkmal des neuen Pensionssystems ist, dass es für die meisten
Menschen (nicht für alle) zu niedrigeren Pensionen als das frühere System 
führen wird. Das kann dazu führen, dass Menschen, die den Standard des
früheren Systems aufrechterhalten wollen, mehr Jahre oder mehr Stunden
am Tag arbeiten werden. 

5. Das Teilpensionen-System 5

Wie bereits zuvor erwähnt, ist es möglich, eine Teilzeit-Alterspension
sowohl im alten als auch neuen Pensionssystem zu erhalten. Es ist auch 
möglich, eine Teilzeit-Invaliditätspension zu erhalten (siehe folgender
Abschnitt). Seit 25 Jahren gibt es auch ein spezielles Teilpensionen-System. 

Dieses Teilpensionen-System wurde im Juli 1976 eingeführt, wobei 
folgende Anforderungen erfüllt sein mussten: 
1.) die Antragstellerin/der Antragsteller musste zwischen 60 und 65 Jahre

alt sein
2.) die Arbeitszeit musste um mindestens 5 Stunden pro Woche verringert

worden sein,
3.) die restliche Wochenarbeitszeit musste mindestens 17 Stunden betragen, 
4.) die Antragstellerin/der Antragsteller musste ab seinem 45. Lebensjahr

zumindest 10 Jahre gearbeitet haben und 
5.) in Schweden wohnhaft sein.
Vorausgesetzt, dass die Arbeitgeberin/der Arbeitgeber zugestimmt hat,
wurde eine Teilpension auf Antrag des Kandidaten hin gewährt. 

Nach diesem System wurde das Einkommen bis 1981 zu 65 Prozent ver-

5 Cf. Wadensjö (1996) und Wadensjö (2003 b and c) für mehr Detail zu den Teil-
pensions-Systemen. Die zweite Studie enthält eine Berechnung der wahrscheinlichen
Auswirkungen der Teilpensions-Systeme auf das Arbeitskräfteangebot. 
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gütet, dies wurde bis zum Jahr 1987 auf 50 Prozent abgesenkt und danach
wieder auf 65 Prozent angehoben. 

Im Jahr 1994 hat das schwedische Parlament (Riksdag) im Rahmen
eines Planes für ein neues Pensionssystem einige Änderungen am Teil-
pensionen-System vorgenommen. Die Änderungen wurden ab 1. Juli 1994
rechtskräftig, wobei jene, die vor diesem Datum einen Antrag gestellt hatten,
eine Pension gemäß den alten Regelungen bekommen konnten, falls der
erste Pensionsbezug vor dem 1. Jänner 1995 lag. Das Berechtigungsalter für
eine Teilpension wurde von 60 auf 61 angehoben, die Einkommens-
vergütungsrate wurde von 65 auf 55 Prozent abgesenkt und die maximale
Wochenarbeitzeit, die vergütet wurde, wurde auf 10 Stunden festgesetzt. Im
Jahr 1995 hatte kein neuer Geburtenjahrgang mehr Anspruch auf eine
Teilpension (die meisten derjenigen, die vor 1995 eine Rente beantragt hat-
ten, taten das in dem Jahr, in dem sie das Mindestalter erreichten). Daher
wurde erwartet, dass die Zahl der neu gewährten Teilpensionen stark abneh-
men würde, was auch eintraf. Die Zahl der neuen Teilpensionen war jedoch
auch in den folgenden Jahren niedrig. 

Im Jahr 1998 wurde als Teil der Pensionsreform beschlossen, dass ab
dem Jahr 2001 keine neue Teilpensionen mehr gewährt werden würden. Das
bedeutet, dass es in wenigen Jahren keine EmpfängerInnen von Teil-
pensionen mehr geben wird. Wie erwähnt gibt es zwei andere Arten von
Teilzeitpensionen – die Teilzeit-Alterspension und die Teilzeit-
Invaliditätspension. Beide Renten waren weniger attraktiv als das Teil-
pensionen-System. 

6. Das Invaliditätspensionen-System 6

Seitdem sie 1913 eingeführt wurde, war die Invaliditätspension Teil des
selben Systems und wurde auf die selbe Weise wie die Alterspension
berechnet, außer dass die Einkünfte zwischen Pensionsantritt und 65.
Lebensjahr zur Berechnung der Rente geschätzt wurden („Mutmaßungs-
punkte“). Im Jahr 1970 wurde es möglich, Arbeitsmarktgründe und medizi-
nische Gründe bei der Gewährung einer Invaliditätspension für Menschen
ab 63 (wurde 1976 auf 60 geändert) in Betracht zu ziehen. 1971 wurde es
möglich, lediglich aus Arbeitsmarktgründen eine Invaliditätspension für
Menschen ab 63 (wurde 1974 auf 60 geändert) zu gewähren. 

In der Praxis bedeutete das, dass Menschen ab 63 Jahren (ab 60 Jahren
ab 1974), die ihre Rechte, eine Arbeitslosenunterstützung zu erhalten, aus-
geschöpft hatten, in eine Invalidenpensions geschickt wurden. Arbeitslosen-
unterstützung wurde bei Menschen ab 55 Jahren höchstens ein Jahr und 9

6 Cf. Wadensjö & Palmer (1996) für eine Analyse des schwedischen Invaliditäts-
pensions-Systems.
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Jahr Alter
50-54 55-59 60-64 16-64

1989 2.942 6.034 10.101 24.475
1990 2.085 5.192 10.475 23.643
1991 2.986 5.167 10.036 23.813
1992 3.779 6.515 10.754 28.282
1993 4.515 7.190 9.424 30.405
1994 3.527 5.586 7.059 23.417
1995 3.045 4.436 5.383 18.639
1996 3.053 4.062 5.384 18.304
1997 2.684 3.817 8.241 20.032
1998 2.758 3.681 3.970 15.909
1999 2.882 4.173 4.527 17.587
2000 3.390 5.086 5.570 21.303
2001 3.690 5.974 6.673 24.508
2002 3.883 6.502 6..905 26.542

Jahr Alter
50-54 55-59 60-64 16-64

1989 2.942 6.034 10.101 24.475
1990 2.085 5.192 10.475 23.643
1991 2.986 5.167 10.036 23.813
1992 3.779 6.515 10.754 28.282
1993 4.515 7.190 9.424 30.405
1994 3.527 5.586 7.059 23.417
1995 3.045 4.436 5.383 18.639
1996 3.053 4.062 5.384 18.304
1997 2.684 3.817 8.241 20.032
1998 2.758 3.681 3.970 15.909
1999 2.882 4.173 4.527 17.587
2000 3.390 5.086 5.570 21.303
2001 3.690 5.974 6.673 24.508
2002 3.883 6.502 6.905 26.542

Tabelle 8: Invaliditätspensionen, die Frauen neu gewährt wurden (1989-2002)
Quelle: National Social Insurance Board, Nybeviljade förtidspensioner/sjukbidrag 

(verschiedene Jahre), Statistikinformation Is-I (verschiedene Ausgaben)

Tabelle 7: Invaliditätspensionen, die Männern neu gewährt wurden (1989-2002)
Quelle: National Social Insurance Board, Nybeviljade förtidspensioner/sjukbidrag 

(verschiedene Jahre), Statistikinformation Is-I (verschiedene Ausgaben)
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Monate lang ausbezahlt, Menschen älter als 58 Jahre und 3 Monate, die
arbeitslos wurden, konnten in der Praxis „in Pension gehen“ (ab 1974, als
das Mindestalter für solch eine Pension von 63 auf 60 gesenkt wurde).
Diese Kombination aus Zahlungen aus zwei Einkommenstransfersystemen
wurde „58,3-Pension“ genannt). Ab Oktober 1991, als das Gewähren von
neuen Invaliditätspensionen aus Arbeitsmarktgründen verboten wurde, wur-
den keine „Arbeitslosigkeitspensionen“ mehr gewährt. Ab Jänner 1997 ver-
schwand die Möglichkeit für ältere ArbeitnehmerInnen, eine Invaliditäts-
pension aus kombinierten Arbeitsmarkt- und medizinischen Gründen zu
erhalten. Eine Invaliditätspension wird ausschließlich aus medizinischen
Gründen gewährt. Die Änderungen haben die Zahl der neu gewährten
Invaliditätspensionen stark beeinflusst. Die Tabellen 7 und 8 zeigen die Ent-
wicklung. Da weniger neue Invaliditätspensionen gewährt wurden, sank auch
deren Zahl insgesamt. Diese Abnahme ist jedoch eher gering.

Ab dem Jahr 2000 stieg die Anzahl der neu gewährten Invaliditäts-
pensionen beträchtlich an. Das geschah nicht vollkommen unvorherge-
sehen, da die Anzahl der Fälle von Langzeiterkrankungen in den vorange-
gangenen Jahren anstieg und eine Langzeiterkrankung oft der erste Schritt
Richtung Invaliditätspension ist. Dieser Anstieg lässt einigen Zweifel an der
langfristigen Abnahme der Zahl der Invaliditätspensionen aufkommen, aber
es ist zu früh, um zu sagen, ob der Anstieg der letzten Jahre das Ende der
Abnahme ist.  

Die Invaliditätspension ist kein Teil des neuen Systems für Alters-
pensionen. Ein neues System für Invaliditätspensionen wurde beschlossen,
welches nun seit 1. Jänner 2003 in Kraft ist. Jetzt ist das Invaliditäts-
pensionen-System im Krankengeld-System integriert. Nach einer einjährigen
Krankengeldperiode wird ein monatlicher Zuschuss ausbezahlt, falls erwar-
tet wird, dass die Arbeitsfähigkeit für zumindest ein weiteres Jahr reduziert
sein wird. Jenen mit einem geringen Einkommen wird eine Garantiepension
ausbezahlt (so wie im früheren Alterspensionen-System). Bei den anderen
basiert der Zuschuss auf den durchschnittlichen Einkünften aus vier der
letzten sechs Jahre (das Jahr mit den niedrigsten und das Jahr mit den höch-
sten Einkünften werden nicht in die Berechnung einbezogen). Es gibt eine
zweite Alternative, um die Basis für den Zuschuss bei Invalidität zu berech-
nen. Der Zuschuss beträgt 65 Prozent des Betrags, der nach den beiden
Berechnungsmethoden am günstigsten ist. 

Wie zuvor erwähnt beginnen die meisten Menschen, denen eine
Invaliditätspension zuerkannt wird, mit einer längeren Krankengeld-
Periode, in den meisten Fällen mit einer verlängerten Periode. In den letzten
Jahren stieg die Zahl der Menschen mit langen Krankenstandszeiten
beträchtlich an. Dies ist eines der Probleme, über die in den letzten Jahren
in großem Umfang in Schweden diskutiert wird. Es wurden verschiedene
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Methoden mit dem Ziel dieser Entwicklung entgegenzusteuern vorgeschlagen.
Beispiele sind niedrigere Zuschussraten, erhöhte Arbeitgeberanteile (die
Arbeitgeberperiode wurde von zwei auf drei Wochen verlängert), mehr
Missbrauchskontrollen und mehr berufliche Wiedereingliederung. Es ist
noch zu früh, um vorherzusagen, wie das Ergebnis dieser Diskussion aus-
fallen wird und auch welche Resultate die eingesetzten Maßnahmen erzielen
werden. 

7. Die schwedische Arbeitsmarktpolitik
OECD-Vergleiche von öffentlichen Ausgaben für Arbeitsmarktprogramme

zeigen, dass die Ausgaben für den Arbeitsmarkt in Schweden hoch und mehr
auf aktive Maßnahmen als in anderen Ländern konzentriert sind. Dieser
Fokus auf aktive Arbeitsmarktprogramme ist Teil einer langen Tradition.

Ein Problem, dem sich die Gewerkschaftsbewegung (LO) Ende der
1940er-Jahre gegenüber sah, war die Tendenz Richtung einer erhöhten
Inflation und – damit verbunden –  Forderungen an die Gewerkschaften, die
Lohnforderungen niedrig zu halten. LO-Wirtschafter, mit Rudolf Meidner
und Gösta Rehn als federführende Personen, glaubten, dass es für die
Gewerkschaftsbewegung unzumutbar sei, die Löhne niedrig zu halten. Dies
würde zu Konflikten innerhalb der Organisation führen und die Angleichung
der Löhne schwächen. Deshalb haben sie eine neue Strategie bestehend aus
den folgenden drei Merkmalen vorgeschlagen: 
1.) eine restriktive gesamtwirtschaftliche Politik, 
2.) eine solidarische Lohnpolitik (gleiche Bezahlung für gleiche Arbeit) mit

vorweggenommenen verminderten Lohndifferenzen und 
3.) eine aktive Arbeitsmarktpolitik. 

Die ersten beiden Maßnahmen würden, im Vergleich zur vorangegangenen
Politik, Tendenzen in Richtung einer höheren Arbeitslosigkeit nach sich ziehen.
Eine ergänzende Anforderung war die aktive, selektive Arbeitsmarktpolitik.

Diese Strategie, das Rehn-Meidner-Modell, hat ab Ende der 1950er-Jahre
politische Unterstützung erfahren. Typisch für die neue Politik waren
Arbeitsmarktschulung und Mobilitätsbeihilfen. Die Zeit zwischen dem
Ende der 1950er- und der Mitte der 1960er-Jahre kann als der Höhepunkt
des Rehn-Meidner-Modells gesehen werden. Die Arbeitsmarktpolitik wurde
schell ausgebaut und die Strategie wurde allgemein anerkannt.

Die Entwicklung in den 1970er-Jahren unterschied sich in einigen
Punkten von der traditionellen schwedischen Arbeitsmarktpolitik. Obwohl
das Arbeitsprinzip noch immer dominant war – sowohl was die Zahlen als
auch was das Budget betraf – gewann das Geldprinzip aufgrund von Ände-
rungen am Transfersystem an Boden. Mit einem Wechsel in der Politik von
„Arbeitsplatzsicherheit am Arbeitsmarkt“ hin zu „Arbeitsplatzsicherheit im
Unternehmen“ nahm die zuvor viel stärkere Betonung der marktstärkenden
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Maßnahmen ab. Das Dienstaltersprinzip wurde Gesetz, wenn es um die
Wahl ging, wem im Falle der Reduktion der Belegschaft zu kündigen sei,
und eine Mindestkündigungsfrist bei Entlassungen wurde beschlossen.
Einige dieser Änderungen gaben älteren ArbeitnehmerInnen einen stärkeren
Arbeitsplatzschutz. 

In der Krise der 1990er-Jahre unterschied sich die Arbeitsmarktpolitik
von der Politik früherer Zeiten der Rezession. Erstens wartete die Regierung
diesmal viel länger mit der Erhöhung des Umfangs der Arbeitsmarkt-
programme. Zweitens wurde am Beginn der Rezession die Arbeitsmarkt-
schulung im Vergleich zur Schaffung von befristeten Tätigkeiten sehr
bevorzugt. Bei allen vorangegangenen Rezessionen war die Schaffung von
befristeten Tätigkeiten das Hauptarbeitsmarktprogramm, um den Konjunk-
turzyklus zu stabilisieren. Die Strategie wurde schließlich geändert und die
Systeme zur Schaffung von befristeten Tätigkeiten wurden ausgebaut.
1993 wurde eine neue Form des Systems von befristeten Tätigkeiten mit
niedrigen Löhnen eingeführt; die Löhne entsprachen der Arbeitslosenunter-
stützung.

Obwohl die schwedische Arbeitsmarktpolitik aktive Programme betont,
existieren seit 1935 staatlich unterstützte Arbeitslosenunterstützungs-
gesellschaften. Diese sind eng mit den Gewerkschaften verbunden. Vor Juli
1993 betrug die Unterstützung 90 Prozent des früheren Einkommens bis zu
einer gewissen Einkommensobergrenze. Dies wurde auf 80 Prozent abge-
senkt. Am 1. Jänner 1996 wurde die Unterstützung weiter auf 75 Prozent
reduziert und 1998 wurde sie wiederum auf 80 Prozent angehoben.

8. Arbeitsmarktprogramme 
für ältere ArbeitnehmerInnen 7

Im Vergleich zu den Gesamtkosten der Arbeitsmarktpolitik ist der Anteil
der Kosten für die aktive Arbeitsmarktpolitik in Schweden höher als in
anderen Ländern. Hier ist von besonderem Interesse, in welchem Umfang
ältere ArbeitnehmerInnen in solche Programme eingebunden werden. In
vielen Ländern sind aktive Arbeitsmarktprogramme fast ausschließlich für
andere Altersgruppen gedacht. In Schweden werden viele ältere Arbeit-
nehmerInnen in die normalen, am Wirtschaftszyklus orientierten Programme
eingebunden. In der dritten Septemberwoche (Kalenderwoche 38) 2003
befanden sich insgesamt 16.821 ältere ArbeitnehmerInnen in jenen Arten
von Arbeitsmarktprogrammen (Arbeitsmarktschulung, verschiedene Arten

7 Cf. Wadensjö (2003a) für mehr Details
8 Menschen in Arbeitsmarktprogrammen in Form von subventionierten Arbeitsplätzen
werden als erwerbstätig gerechnet. Menschen in Arbeitsmarktschulungsprogrammen
werden nicht als erwerbstätig gerechnet. 



von Praktika etc.). Im Vergleich dazu waren 32.086 Menschen derselben
Altersgruppe arbeitslos, 13.672 davon langzeitarbeitslos. Diese Programme
sind also von großer Wichtigkeit für ältere ArbeitnehmerInnen und könnten
eine Erklärung für die relativ hohe Beschäftigungsrate unter den älteren
ArbeitnehmerInnen in Schweden sein 8.

Einige spezielle Programme für ältere ArbeitnehmerInnen wurden in 
den 1990er-Jahren getestet. Zwei davon waren passiver Natur – sie erleich-
terten ein vorzeitiges Ausscheiden – eines war ein traditionelles aktives
Programm. Ich werde die drei Programme im Folgenden darlegen.

Vorübergehende Ausgleichszahlung im Falle einer Frühpension
In der zweiten Hälfte des Jahres 1997 wurde eine spezielle Option für

Langzeitarbeitslose, die älter als 60 Jahre waren, eingeführt, wodurch dieje-
nigen, die mehr als zwei Jahre arbeitslos waren, eine spezielle Ausgleichs-

zahlung erhielten, bis sie das
normale Rentenalter von 65
erreichten. Diese Zahlung ent-
sprach derjenigen, die von der
Arbeitslosenversicherung ge-
währt wurde.

Diese Option wurde sehr
beliebt und trug zur Senkung
der ungelösten Arbeitslosigkeit
bei (Cf. Tabelle 9). In der
Praxis bedeutete das Programm
eine einmalige Senkung der
Langzeitarbeitslosigkeit unter
älteren ArbeitnehmerInnen. 

Generationenerneuerungsprogramm
Ein anderes Programm derselben Art garantierte älteren Arbeit-

nehmerInnen eine Ausgleichszahlung bis zur Pensionierung, wenn sie den
Arbeitsplatz verlassen hatten und durch eine junge langzeitarbeitslose
Person ersetzt wurden. 

Nur wenige hundert Personen haben aufgrund dieses Programms den
Arbeitsmarkt verlassen. Höchstwahrscheinlich machten die strikte
Bedingung in Bezug auf diejenigen, die die ausscheidenden Personen
ersetzen sollten, und die Bedingung, dass die neu Angestellten eine
Arbeitsplatzgarantie haben sollten (was sie in eine stärkere Position als
bereits Angestellte mit befristeten Verträgen brachte), das Programm
sowohl bei den ArbeitgeberInnen als auch bei den die Gewerkschaften
unpopulär.
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Geburtsjahr Anzahl der Personen

1937 4.351
1936 3.978
1935 3.965
1934 3.583
1933 2.805
1932 274
Summe 18956

Tabelle 9: Anzahl der Personen, denen eine
vorübergehende Ausgleichszahlung im Falle
einer Frühpension gewährt wurde (Anträge in
der zweiten Hälfte des Jahres 1997)

Quelle: National Labour Market Board



Befristete Beschäftigung älterer ArbeitnehmerInnen im öffentlichen
Sektor (OTA)

Das Programm „Befristete Beschäftigung älterer ArbeitnehmerInnen 
im öffentlichen Sektor“ wurde im November 1996 gestartet und hat 
kurz darauf eine große Zahl an
Menschen vermittelt. Es 
war für Langzeitarbeitslose 
zwischen 55 und 64 Jahren
gedacht. 

Die Arbeitsplätze waren so
angelegt, dass keine bereits
existierenden Arbeitsplätze
ersetzt wurden (sie wurden mit
der Intention geschaffen, die
Qualität des öffentlichen
Dienstes zu erhöhen). Nach
1998 wurden keine Stellen mehr besetzt, daher nahm die Zahl derer, die am
Programm teilnahmen, schrittweise bis Ende 2001 ab. Ab dem Jahr 2001
war es nur mehr Menschen, die vor dem 1. Jänner 1999 62 Jahre alt gewor-
den waren, erlaubt, im Programm zu verbleiben. Ende Mai 2001 nahmen
dann nur mehr 124 Personen am Programm teil. 

9. Ein neues Arbeitsmarktpolitik-Programm
Im August 2000 wurde ein spezielles Programm – die Aktivitätsgarantie –

eingeführt. Die Aktivitätsgarantie sichert eine Unterbringung in verschie-
denen Programmen (in vielen Fällen werden die Programme wahrschein-
lich im Laufe der Zeit wechseln). Das Programm ist offen für alle jene
Personen über 20 Jahren, die eine Arbeit suchen und die seit mehr als zwei
Jahren als Arbeit suchend gemeldet sind (arbeitslos oder in aktiven
Arbeitsmarktprogrammen) oder die stark gefährdet sind, dieses Kriterium
zu erfüllen.

Die Aktivitätsgarantie zahlt denselben Ausgleich wie die Arbeitslosen-
versicherung. Eine Person, die Beiträge aus der Arbeitslosenversicherung
erhält, kann die Unterbringung in der Aktivitätsgarantie nicht verweigern,
ohne das Recht auf die Arbeitslosenunterstützung zu verlieren. Das bedeutet,
dass dieses Programm der Tradition des Arbeitsprinzips folgt. 

Ein großer Teil derer in Aktivitätsgarantie sind ältere ArbeitnehmerInnen.
In der dritten Septemberwoche (Kalenderwoche 38) 2003 befanden sich von
insgesamt 35.154 Personen 12.571 Personen zwischen 55 und 64 Jahren in
diesem Programm. Dadurch wird ersichtlich, dass viele Menschen, die bei
den Arbeitsämtern als langzeitarbeitslos registriert sind, ältere Arbeit-
nehmerInnen sind. 
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Jahr Durchschnittliche Anzahl
der TeilnehmerInnen

1997 5.351
1998 7.741
1999 7.780
2000 5.553

Tabelle 10: Anzahl der befristet Beschäftigten
im öffentlichen Dienst 1997-2000

Quelle: National Labour Market Board



72

Die Aktivitätsgarantie wurde bis jetzt noch nicht evaluiert. Daher ist es
zu früh, um jetzt schon irgendetwas über die Auswirkungen des Programms
auf die Teilnahme am Erwerbsleben und die Beschäftigung zu sagen. Im
Rahmen einer Evaluierung müssen die Selektion in Bezug auf das Programm
(was hätten die TeilnehmerInnen während der Zeit, die sie im Programm ver-
bracht haben, getan, hätten sie nicht an dem Programm teilgenommen?) und
das Resultat (was machen die TeilnehmerInnen nach dem Programm und was
hätten sie getan, hätten sie nicht am Programm teilgenommen?) untersucht wer-
den. Wir müssen die Evaluierungen abwarten, bevor wir etwas über die
Auswirkungen sagen können.

10. Stärken und Schwächen 
des schwedischen Systems

Im Vergleich zu anderen EU-Ländern hat Schweden eine relativ hohe
Teilnahme am Erwerbsleben unter den älteren ArbeitnehmerInnen, die Teil-
nahmerate hat jedoch in den letzten Jahrzehnten abgenommen. Daher müssen
zwei Dinge erklärt werden: die relativ hohe Teilnahmerate und der Trend in
Richtung einer niedrigeren Teilnahme am Erwerbsleben. Ich werde nun zum
Schluss kommen, indem ich zunächst die Stärken und darauf folgend  auch
Schwächen des schwedischen Systems bespreche.  

Die wichtigste Stärke ist, dass wir bis 1991/92 über viele Jahrzehnte hin-
weg eine sehr niedrige Arbeitslosenquote hatten. Zum Beispiel hatten 
wir im Jahr 1990 eine Arbeitslosenquote von 1,5 Prozent und im Jahr 1989
eine Quote 1,4 Prozent. Jahrzehntelang war eine Arbeitslosenquote unter
2 Prozent in Schweden mehr oder minder normal. Das bedeutet auch, dass 
es – wie es in vielen anderen europäischen Ländern der Fall war – keinen
Druck gab, ältere ArbeitnehmerInnen zum Ausscheiden aus dem Erwerbsleben
zu bewegen und zu versuchen, ältere ArbeitnehmerInnen durch jüngere
ArbeitnehmerInnen zu ersetzen, da es Arbeitsplätze für alle Menschen gab. Als
es in den 1990er-Jahren in Schweden zu einer hohen Arbeitslosenquote kam,
sahen wir, was in anderen europäischen Ländern geschehen war, und lernten,
dass der Versuch ältere ArbeitnehmerInnen durch jüngere zu ersetzen keine
gute Strategie war.  

Die zweite Stärke ist wahrscheinlich, dass wir eine lange Geschichte des
Bekenntnisses zum Arbeitsprinzip haben. Dies wurde bereits in den 1910er-
Jahren diskutiert, als wir uns während des ersten Weltkrieges aufgrund von
Exportproblemen in manchen Branchen einer strukturellen Arbeitslosigkeit
gegenübersahen. Das Parlament beschloss, dass Geldunterstützungsprinzip
der passiven Arbeitsmarktpolitik nicht zu übernehmen, sondern das Arbeits-
prinzip beizubehalten und aktive Arbeitsmarktpolitik-Programme zu ver-
wenden. Die aktiven Arbeitsmarktprogramme hatten zur Folge, dass die
Menschen eine kontinuierliche Beziehung zum Arbeitsmarkt hatten.



73

9 Cf. Wadensjö & Sjögren (2000).

Eine dritte Stärke ist, dass Schweden auch für ältere ArbeitnehmerInnen
eine aktive Arbeitsmarktpolitik betreibt. 

Die vierte, zukünftige Stärke wird vermutlich sein, dass das neue
Pensionssystem Anreize dafür bietet, länger am Erwerbsleben teilzunehmen
und mehr Stunden zu arbeiten.  

Natürlich hat das schwedische System auch Schwächen. Es gibt in
Schweden viele verschiedene Arten den Arbeitsmarkt vorzeitig zu verlassen,
obwohl es keine öffentliche Politik gibt, die ein vorzeitiges Ausscheiden
aktiv und prinzipiell unterstützt 9. Einige dieser Wege wurden in den
1990er-Jahren gestoppt, andere hingegen existieren noch immer. Am meis-
ten wird zurzeit das Krankengeld-System diskutiert. Menschen erhalten
lange Krankengeld und in vielen Fällen bekommen sie danach eine
Invaliditätspension. Es gibt noch andere Einkommensersatz-Systeme, die
dazu führen, dass Menschen den Arbeitsmarkt vorzeitig verlassen. Selbst
wenn Menschen den Arbeitsmarkt nicht in dem Ausmaß wie in anderen
Ländern verlassen, verlassen auch in Schweden Menschen vor dem Regel-
pensionsalter den Arbeitsmarkt. Auch sind viele Menschen, die erwerbstä-
tig sind, beurlaubt, sie befinden sich zum Beispiel auf Krankenurlaub. Also
es gibt Probleme, und die heißeste Diskussion in Schweden dreht sich
darum, wie man verhindern kann, dass die Menschen vor dem 65. bzw. vor
dem 67. Lebensjahr aus dem Erwerbsleben ausscheiden. Es gibt also in
Schweden eine sehr lebhafte Diskussion und wir müssen – auch von anderen
Ländern – noch viel darüber lernen, wie wir unser System weiterentwickeln
sollen.
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Ich freue mich, dass mir die Gelegenheit geboten wurde, die Ansichten
über ältere ArbeitnehmerInnen aus der Sicht der schwedischen Arbeit-
geberInnen darzulegen. In meiner Präsentation werde ich die gegenwärtige
Situation in Schweden beschreiben und einige Schlussfolgerungen und
Strategien hinsichtlich dessen, was an Reformen benötigt wird, und hin-
sichtlich der Rolle, die Unternehmen, Sozialpartner und andere Akteure am
Arbeitsmarkt spielen können, darlegen. 

Einige Worte über den Verband schwedischer Unternehmen
Der Verband wurde erst vor vier Jahren als maßgebendes Sprachrohr für

schwedische Unternehmen gegründet und repräsentiert 55.000 Firmen in
51 Vereinigungen mit 1,5 Millionen ArbeitnehmerInnen im privaten Sektor.
Mit unseren Vereinigungen decken wir nicht nur die Industrie ab, sondern
auch den Handel, die Landwirtschaft, die Verkehrswirtschaft und andere
Dienstleistungsbetriebe. Unsere Hauptaufgabe ist es, die Schaffung eines
guten Wirtschaftsklimas zu unterstützen, indem wir den internationalen
Wettbewerb fördern. Einige Schlüsselwörter für uns sind: Wirtschafts-
wachstum, Wettbewerb und Unternehmertum. 

Die Lissabon-Strategie ist wesentlich für Europa – aber ist sie ein
Fehlschlag?

Der Verband schwedischer Unternehmen unterstützt den Lissabon-
Prozess, und die Lissabon-Agenda konvergiert sehr stark mit unseren eigenen
Prioritäten. Wir teilen die Meinung, dass die Förderung eines aktiven
Alterns und die Teilnahme von älteren ArbeitnehmerInnen am Arbeitsmarkt
notwendig sind, um die Lissabon-Strategie umzusetzen. Es ist eine Tatsache,
dass sich die Kluft zwischen Europa und den USA vergrößert hat und dass
Europa in Bezug auf die Wettbewerbsfähigkeit noch immer hinterher hinkt.
Der letzte Wim-Kok-Report zeigt einen dringenden Bedarf an strukturellen
Reformen auf, um die Bedingungen für Beschäftigung, Wettbewerb und
Unternehmertum in Europa zu verbessern. Die Beschäftigungsrate der 
älteren Menschen in Schweden ist relativ hoch, um die 69 Prozent, ver-
glichen mit anderen EU-Ländern, in denen der Durchschnitt bei 42 Prozent
liegt. Also haben wir bereits das Lissabon-Ziel erreicht. 

Wettbewerbsfähige Unternehmen
und die Auswirkungen des Alterns –
Sichtweise der ArbeitgeberInnen

Gunilla Sahlin, Handelskammer Schweden 
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Die gegenwärtige Situation in Schweden
Schweden hat eine der ältesten Bevölkerungen aller OECD-Staaten. Die

Lebenserwartung ist weltweit eine der höchsten und sie wird noch weiter
ansteigen. Im Jahr 2030 wird fast einer von vier Schweden über 65 Jahre alt
sein. Ein wachsender Anteil an älteren Menschen stellt Schweden, wie auch
anderer Länder, vor eine demografische Herausforderung. Es ist falsch, das
Altern lediglich als ein Problem anzusehen. Ein demografischer Wandel
kann auch neue Perspektiven eröffnen. Ältere ArbeitnehmerInnen sollten
nicht als Problem, sondern als Lösung für das wachsende demografische
Ungleichgewicht betrachtet werden. Es werden aktive Strategien benötigt
und die Verantwortung muss zwischen der Regierung, den ArbeitgeberInnen
und den einzelnen Menschen verteilt werden. 

Einige Hintergrundfaktoren:
�� Schweden hat weltweit die höchste Beschäftigungsrate. Im Jahr 2003

arbeiteten 73 Prozent aller Frauen.
�� 69 Prozent aller Männer und Frauen im Alter zwischen 55 und 64

Jahren arbeiteten.
�� Schweden hat eine lange Tradition des Bekenntnisses zum Arbeits-

prinzip.
�� Schweden betreibt eine Arbeitsmarktpolitik auch für ältere Arbeit-

nehmerInnen.
�� Schwedens neues Pensionssystem bietet Anreize, um länger zu 

arbeiten.
�� Schweden hat ein hohes Ausbildungsniveau. 

Einige Schwächen:
�� Die Anreize – die treibenden Kräfte – um zu arbeiten sind schwach.

Sozialleistungssysteme können als Ausstiegswege benutzt werden. Ein
Ausstiegsweg ist das Krankengeld-System.
�� Ältere ArbeitnehmerInnen haben eine geringe Mobilität. 
�� Wenig Anreize für ArbeitgeberInnen, um ältere ArbeitnehmerInnen zu

beschäftigen. Die erhöhte Belastung der ArbeitgeberInnen hat negative
Auswirkungen auf die Einstellung älterer ArbeitnehmerInnen.

Zurzeit ist unser Arbeitsmarkt schwach, es gibt eine hohe Arbeits-
losigkeit und wenig Nachfrage nach Arbeitskräften. Das Paradoxon auf dem
schwedischen Arbeitsmarkt ist, dass wir zugleich eine hohe Arbeitslosen-
rate und einen Mangel an Arbeitskräften haben. Der Anspruch und der
Bedarf im Unternehmen stimmen nicht immer mit den Arbeit Suchenden in
den Arbeitsmarktprogrammen überein. Wir sehen in diesen Arbeitsmarkt-
programmen einen Trend in Richtung eines leichten Anstiegs an Teil-
nehmerInnen zwischen 55 und 64 Jahren. 
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Die hohe Krankenstandsrate muss gesenkt werden – 
545.000 mit Invaliditätspension

Seit 1997 ist die Krankenstandsrate in Schweden rapide angestiegen. Im
Jahr 2004 erhielten ungefähr 33 Prozent der Frauen und 27 Prozent der
Männer zwischen 55 und 64 Jahren Krankengeld.

Im Jahr 2004 wurden 75.000 Frühpensionierungen anerkannt. In Bezug
auf die älteren ArbeitnehmerInnen hat sich dieses Tempo jetzt verlangsamt.
Für viele ältere ArbeitnehmerInnen bedeutet ein Langzeitkrankenstand den
ersten Schritt weg vom Arbeitsmarkt in die Invaliditätspension. Zur Zeit 
werden mehr als eine halbe Million Menschen in Schweden (545.5000
Personen) durch eine Invaliditätspension unterstützt. 50 Prozent davon sind
zwischen 55 und 64 Jahre alt. Das Durchschnittsalter für die Invaliditäts-
pension sank von 55 auf 50 Jahre. Die wirtschaftlichen Anreize, mit einer
Beihilfe von 80 Prozent zu arbeiten, anstatt arbeitslos oder im Krankenstand
zu sein, sind in Schweden gering. Das Ziel muss sein, ältere Arbeit-
nehmerInnen am Arbeitsmarkt zu halten, anstatt Lösungen für deren Aus-
scheiden zu finden. Viele Menschen, die sich im Langzeitkrankenstand
befinden, stehen der Rückkehr in denselben Job negativ gegenüber. Ein
Weg, die hohe Krankenstandsrate zu senken, wäre es zu ermöglichen, den
Beruf zu ändern, die Arbeitgeberin/den Arbeitgeber zu wechseln oder auch
eine eigene Firma zu gründen. 

Die Regierung hat weitere Kosten für den schwedischen Wirtschafts-
sektor eingeführt, welche einen 15-prozentigen Anteil der Gesamtkosten
der öffentlichen Krankenstandsleistungen betragen. Unsere Mitgliedsunter-
nehmen haben sich dem stark entgegensetzt, da schwedische Unternehmen
bereits 100 Prozent der Kosten für die ersten zwei Wochen eines Kranken-
standes tragen. Der Verband schwedischer Unternehmen glaubt, dass diese
Entscheidung der Regierung kontraproduktiv sein wird. Es ist notwendig,
die Strategien hinsichtlich des vorzeitigen Ausscheidens älterer Arbeit-
nehmerInnen zu überdenken, aber die Kosten den ArbeitgeberInnen aufzu-
laden ist keine Lösung.

Eine alternde Bevölkerung – Herausforderung für die Unternehmen
und die Beschäftigungspolitik 

Die Rolle von älteren Menschen im Unternehmen wird immer wichtiger
werden. In Zukunft werden die Unternehmen ihre ausgebildeten und 
erfahrenen ArbeitnehmerInnen nicht mehr ganz automatisch, nachdem eine
bestimmte Anzahl an Jahren vergangen ist, gehen lassen. Die Unternehmen
werden künftig genauer darauf achten, welche Anreize man im Einzelnen
der jeweiligen Arbeitnehmerin/dem jeweiligen Arbeitnehmer bieten kann,
damit er sich für einen weiteren Verbleib im Arbeitsmarkt entscheidet. Wir
haben einen Prozess individueller Beurteilungen gesehen, angepasst an die
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körperliche Gesundheit, die Motivation und die Kompetenz der Arbeit-
nehmerin/des Arbeitnehmers und natürlich auch angepasst an die Bedürf-
nisse des Unternehmens. Produktivität hängt nicht vom Alter ab; sie ist viel-
mehr abhängig von Faktoren wie etwa der Art der Arbeitsorganisation, den
Fähigkeiten der einzelnen ArbeitnehmerInnen und den Bildungs-
programmen. 

Altersmanagement an Arbeitsplätzen – Einstellungen und Engagement
müssen sich ändern 

Arbeitgeberstudien enthüllen eine mangelnde Bereitschaft, ältere
ArbeitnehmerInnen einzustellen. Die Motivation weiterzuarbeiten wird
zweifelsohne beeinflusst durch die Signale, die das Unternehmensmana-
gement gibt, und dadurch, dass hier und dort etwas existiert, was einer
Diskriminierung nahe kommt. Manager sind Schlüsselpersonen. Die
Einstellung von Managern gegenüber älteren ArbeitnehmerInnen muss ver-
bessert werden. Genauso müssen aber auch Initiativen gegen eine negative
Einstellung der älteren Menschen selbst gegenüber Arbeit im fortgeschrit-
tenen Alter und gegen den Unwillen, an Schulungen teilzunehmen, gesetzt
werden. Altersmanagement erfordert neue Modelle des Arbeitens und
lebenslangen Lernens. Jemanden, der bereits über 60 ist, zu befördern oder
einzustellen, könnte unerwartete Auswirkungen auf die Motivation von 
vielen ArbeitnehmerInnen in dieser Altersgruppe haben.

Ältere ArbeitnehmerInnen können nicht als Kategorie oder als kohärente
Gruppe gesehen werden. Sie sind Individuen. Die Einstellung gegenüber älteren
ArbeitnehmerInnen muss sich von einer Problemgruppe hin zu einer Kern-
ressource ändern. Das Alter muss mit anderen Faktoren wie zum Beispiel
Kompetenz und Aktivposten für das Unternehmen assoziiert werden. Es ist
verrückt, dass kompetente und erfahrene Menschen aufgrund ihres Alters
oder aufgrund falscher Vorstellungen über das Alter nicht beschäftigt wer-
den. Einstellungen betreffen jeden, und Signale, die von Unternehmen und
Behörden gesendet werden, sind wichtig. 

Älter, aber jünger – ein Paradoxon am Arbeitsmarkt
Die neue Generation der älteren Menschen in Schweden lebt länger, ist

aktiver und länger aktiv. Es ist ein Paradoxon, dass sie gleichzeitig am
Arbeitsmarkt für eine kürzere Zeit aktiv sind. Für ein Unternehmen geht es
darum, sowohl in junges als auch in altes Personal zu investieren und eine
wertvolle Interaktion zu schaffen, wo alle ArbeitnehmerInnen ihr Wissen
und ihre Erfahrung austauschen können.

Schweden hat versucht, den Eintritt in den Arbeitsmarkt für junge
Menschen zu erleichtern, indem ältere ArbeitnehmerInnen pensioniert wur-
den. Dies brachte nicht das gewünschte Resultat. Die jungen Menschen sind
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nicht in einem erhöhten Ausmaß in den Arbeitsmarkt eingetreten, aber die
älteren ArbeitnehmerInnen haben ihn verlassen. Das Signal „Macht Platz
für jüngere Menschen“ zu senden, muss falsch sein. Reife Menschen und
Menschen zwischen 20 und 30 konkurrieren nicht um dieselben Arbeits-
plätze! Vielfalt in Bezug auf das Alter – und Gleichgewicht, wenn es um
Männer und Frauen geht – muss angestrebt werden, da dadurch Vitalität,
neuestes Know-how und Erfahrung kombiniert werden. Eine Vielfalt von
Altersgruppen kann auch dazu dienen, gute Teams zu bilden und die Kluft
zwischen verschiedenen Ausbildungshintergründen zu überbrücken. Um die
Wirtschaft auszubauen, werden sowohl alte als auch junge Arbeit-
nehmerInnen am Arbeitsmarkt benötigt. Die Beschäftigung als Ganzes
wächst, wenn Alt und Jung zusammenarbeiten.

Kompetenz – für alle Unternehmen wichtigstes Wettbewerbsinstrument
Das zukünftige Arbeitsleben bedeutet, dass jeder die Einstellung und die

Fähigkeit zum kontinuierlichen Lernen haben muss. Das bedeutet, dass
ArbeitnehmerInnen mit der relevanten Kompetenz die Gewinner sind. Die
Unterschiede zwischen den Alten und den Jungen werden übertrieben, zum
Beispiel wenn es um ihre Fähigkeit zu lernen geht. Die Lernfähigkeit bleibt
lange intakt, wenn Menschen ständig lernen. Die Qualität des Wissens ist
nach dem 30. Lebensjahr höher, da es mit Erfahrung kombiniert ist. Im
Großen und Ganzen ist für die Entwicklung von Kompetenz nicht das Alter
relevant, aber viele ältere ArbeitnehmerInnen ergreifen nicht die Gelegen-
heit zu lernen. Lebenslanges Lernen und lebenslange Ausbildung müssen
besser auf die unterschiedlichen Bedürfnisse der älteren ArbeitnehmerInnen
zugeschnitten werden.

Eine Art individuelles Lernkonto sollte eingeführt werden. Auch nach
dem 45. Lebensjahr muss die Berufsentwicklung eine Option darstellen,
Politiker sollten energische Anstrengungen unternehmen, um einen flexibleren
Ausbildungsmarkt zu schaffen und das Monopol für mehr private Akteure
am Markt öffnen. Studiendarlehen können nunmehr bis zum Alter von 
55 Jahren erhalten werden. Schweden hat sehr verdichtete Lohnstrukturen.
Eine Zusatzausbildung schlägt sich nicht in höheren Löhnen nieder.
Anreize, um länger zu arbeiten, sind somit mit einer Auszahlung für eine
Zusatzausbildung verbunden.  

Ein neues Pensionssystem – ein Anreiz, um länger zu arbeiten
Welche Maßnahmen hat Schweden getroffen, um die Beschäftigungsrate

der älteren ArbeitnehmerInnen zu erhöhen? Die Antwort ist das neue staat-
liche Pensionssystem, das auf beitragsdefinierten Renten basiert. Das neue
schwedische Pensionssystem ist versicherungstechnisch fair. Alle Einkünfte
zählen. Je länger man arbeitet, desto besser ist die Pension, die man erhält.
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Mit den beitragsdefinierten Pensionen hat man ein flexibles Pensionsalter
und dieselben Pensionskosten für alte und junge ArbeitnehmerInnen. Die
Anreize zu arbeiten sind stärker geworden. Im neuen System ist es möglich,
ab dem 61. Lebensjahr eine Pension zu beziehen. Es gibt das Recht, bis zum
Alter von 67 zu arbeiten. Es sollte eine Richtlinie für die Pensionierung
geben – im Alter von 65 Jahren – aber es sollte auch möglich sein, sich indi-
viduell auf ein früheres oder späteres Pensionsalter zu einigen. Gesetze und
Verträge in Bezug auf das Sozialversicherungssystem sollten dies eher
erleichtern als behindern. Zurzeit beträgt das durchschnittliche Pensions-
alter 62,5 Jahre.

Die Arbeitsschutzgesetzgebung muss überprüft werden
Barrieren, die der Beschäftigung von Menschen über einem bestimmten

Alter entgegenstehen, sind Gesetzgebung, die Einstellungen, die Werte und
der Goodwill. Die Teilnahme am Erwerbsleben muss auf dem freien Recht
der ArbeitgeberInnen basieren, ArbeitnehmerInnen aufgrund der Fähig-
keiten und Erfahrungen, die sie benötigen, einzustellen. Spezielle Vor-
schriften für verschiedene Gruppen werden für Menschen aus eben diesen
verschiedenen Gruppen die Möglichkeiten, in den Arbeitsmarkt einzustei-
gen, nicht erhöhen. In Schweden gibt es sehr wenig Nachweise über die Aus-
wirkungen des Gesetzes gegen Diskriminierung. Aus anderen Ländern haben
wir ebenfalls wenige Hinweise darauf, dass diese Gesetzgebung funktio-
niert. Wir glauben, dass es weitaus besser ist, den Parteien am Arbeitsmarkt
zu erlauben, selbst einen Verhaltenskodex zu erstellen, der die Bedürfnisse
des einzelnen Landes befriedigt. 

In Schweden ist die Arbeitsschutzgesetzgebung eher restriktiv. Regeln
wie die „First-in-last-out“-Regel im Falle der Freisetzung von Arbeits-
kräften, deren Ziel der Schutz älterer ArbeitnehmerInnen ist, können sogar
das Gegenteil bewirken. Dieses Gesetz reduziert die Mobilität der älteren
ArbeitnehmerInnen und kann auch ihre Vermittelbarkeit verringern. 

Das Arbeitsgesetz muss den Einzelnen beim Arbeitgeberwechsel unter-
stützen. Tatsächlich würden es viele ArbeitnehmerInnen zwischen 45 und
64 Jahren vorziehen, in eine andere Region oder zu einer/einem anderen
ArbeitgeberIn zu wechseln. Die Arbeitsplatzsicherheit kann nicht (wie 
früher) in einer Daueranstellung oder im Gesetz für Arbeitsplatzsicherheit
gefunden werden. Heute sollten ArbeitnehmerInnen eher durch Vermittel-
barkeit als von Regeln geschützt werden. Die Sicherheit liegt in der
Anpassung an Änderungen und in einem lebenslangen Lernen. Eine zu
strenge Arbeitsschutzgesetzgebung kann ArbeitgeberInnen dazu veranlassen,
entweder Frühpensionierungssysteme zu nutzen, wenn sie den Personal-
bestand verringern wollen , oder auch überhaupt keine älteren Menschen
einzustellen. 
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Das Unternehmertum für alle Altersstufen fördern
Mehr als 40 Prozent der schwedischen Unternehmer sind über 51 Jahre

alt. Maßnahmen, um in den kommenden 10 Jahren den Besitzerwechsel von
einer Generation zur anderen zu erleichtern, müssen geschaffen werden.
Unternehmertum muss gefördert werden. Schweden benötigt mehr Arbeit-
geberInnen. Unternehmertum auch für ältere Menschen muss als Möglichkeit
gesehen werden, um länger aktiv zu sein. Eine aktive Arbeitsmarktpolitik
muss das Unternehmertum von allen Altersstufen her umfassen. 

Ein flexiblerer Arbeitsmarkt mit neuen Akteuren und mehr Wettbewerb
Das Ziel aktiver Arbeitsmarktprogramme muss es sein, ältere Arbeit-

nehmerInnen am Arbeitsmarkt zu halten, anstatt Lösungen für ihr Aus-
scheiden zu finden. Entscheidend dafür sind Anreize für den Einzelnen,
um zu arbeiten, und Anreize für die Arbeitsgeberin/den Arbeitgeber, um
Menschen jeden Alters einzustellen. Es reicht nicht, die Arbeitsgeberin/den
Arbeitgeber einen Lohnkostenzuschuss für das Einstellen einer arbeitslosen
Person über 57 Jahren zu geben. Wir müssen auch das Funktionieren des
öffentlichen Arbeitsmarktservice verbessern. Mehr Wettbewerb wird benötigt.
Andere Institutionen und Unternehmen, Zeitarbeitsfirmen, Schulungs-
unternehmen können bei der Verbesserung der Flexibilität des Arbeits-
marktes hilfreich sein. 

Berufswechsel-Abkommen der Sozialpartner 
Kürzlich hat Schweden ein Berufswechsel-Abkommen betreffend die

aktivere Unterstützung von arbeitslosen ArbeitnehmerInnen im Alter 
zwischen 40 und 65 Jahren mit den Arbeitsorganisationen abgeschlossen.
Das Abkommen besteht aus zwei Komponenten: einer Versicherung, die
ArbeitnehmerInnen über 50, die arbeitslos wurden, eine Entschädigung
gewährt, und einer Berufswiederanpassungsunterstützung, die Maßnahmen
finanziell unterstützt, die arbeitslosen Arbeitskräften beim Finden einer
neuen Arbeit helfen. Die Versicherung wird von der Arbeitgeberin/vom
Arbeitgeber bezahlt und der Beitrag basiert auf der Lohngesamtsumme. Ein
ähnliches System existiert bereits für Angestellte.

Schlussfolgerungen und Strategie für ArbeitgeberInnen. Der Verband
schwedischer Unternehmen glaubt,
�� dass Schweden bessere Anreize einerseits für ArbeitnehmerInnen

schaffen muss, um länger zu arbeiten, und andererseits für
ArbeitgeberInnen,um Menschen jeden Alters einzustellen. Negative
Anreize müssen entfernt werden. Es muss sichergestellt werden, dass
sich Arbeit mehr auszahlt als vollkommen von sozialen Unter-
stützungen abhängig zu sein;
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�� dass es äußerst wichtig ist, die Teilnahme am Arbeitsmarkt hinsichtlich
aller Altersstufen zu erhöhen, um den wachsenden Druck auf die
Sozialschutzsysteme zu verringern und die Zukunftsfähigkeit der
Pensionen zu gewährleisten; 
�� dass es Unternehmen erlaubt sein sollte zu bestimmen, welche Alters-

struktur am besten für ihre Aktivitäten und für ihre Branche geeignet
ist. Das Unternehmen muss das Recht haben, Kompetenz als wichtiges
Einstellungskriterium anzusehen, nicht Alter, Volkszugehörigkeit,
Behinderung, Religion oder Geschlecht;
�� dass Altersmanagement am Arbeitsplatz eingeführt werden muss.

Personalpolitik sollte die Barrieren, die ältere ArbeitnehmerInnen von
der vollen Teilnahme am Erwerbsleben abhalten, niederreißen.
Diskriminierung muss nachhaltig gebremst werden;
�� dass Unternehmen ältere ArbeitnehmerInnen besser nutzen müssen.

Es muss ein Verfahren der individuellen Beurteilung geben, durch das
die Arbeitsaufgaben mit der körperliche Gesundheit, der Motivation,
der Kompetenz, den Arbeitszeiten und der Arbeitsumgebung jeder ein-
zelnen Arbeitnehmerin/jedes einzelnen Arbeitnehmers in Abstimmung
gebracht werden – und natürlich entsprechend den Bedürfnissen des
Unternehmens; 
�� dass eine zu strenge Arbeitsschutzgesetzgebung ArbeitgeberInnen dazu

ermuntern kann, Frühpensionierungssysteme zu nutzen, wenn sie den
Personalbestand verringern wollen, oder dazu, überhaupt keine älteren
Menschen einzustellen. Das Arbeitsrecht muss modernisiert werden
und Barrieren, die der Beschäftigung älterer Menschen entgegenstehen,
müssen beseitigt werden. Schutz kann zum Ausschluss führen; 
�� dass der Arbeitsmarkt flexibler werden muss, damit er die Bedürfnisse

sowohl von Unternehmen als auch von Individuen befriedigen kann.
Das Bedürfnis des Unternehmens nach Flexibilität und das Bedürfnis
des Einzelnen nach Schutz müssen kombiniert werden;
�� dass sich Ausstiegsstrategien in die Richtung Einbeziehung und 

Investition in alternde Arbeitskräfte wandeln müssen. Die Reform
unseres öffentlichen Pensionssystems ist ein Schritt in die richtige
Richtung und wird aufzeigen, dass längeres Arbeiten die Pension
erhöhen kann;
�� dass verstärkte Mobilität am Arbeitsmarkt eine Schlüsselvoraussetzung

ist. Viele Menschen, die sich im Langzeitkrankenstand befinden, stehen
der Rückkehr in denselben Job negativ gegenüber. Das Arbeitsgesetz
muss den Einzelnen beim Wechsel des Arbeitgebers unterstützen;
�� dass Einstellungen jeden etwas angehen. Unternehmen sind wichtige 

politische Entscheidungsträger. Signale, die von Unternehmen und
Behörden gesendet werden, haben eine große Bedeutung;
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�� dass Unternehmertum auch für ältere Menschen als Möglichkeit gesehen
werden muss, länger aktiv zu sein. Ein Weg, um die hohe Rate an
Krankenständen zu senken, wäre es zu ermöglichen, den Beruf zu
ändern, den Arbeitgeber zu wechseln oder eine eigene Firma zu gründen.

Good Practice dargestellt an Sozialpartnern, Unternehmen und EU-
Initiativen

Initiativen am Arbeitsmarkt, um ältere Menschen zu fördern, werden von
Unternehmen, Konzernen, Sozialpartnern und anderen Akteuren ergriffen.
Lassen Sie mich einige Beispiele für Good Practice geben. Gegenwärtig
gibt es den Trend, dass mehr Unternehmen beginnen, nach erfahreneren
ArbeitnehmerInnen Ausschau zu halten. Einige Unternehmen werden in den
nächsten Jahren Probleme haben, alle in den 1940er-Jahren geborenen
ArbeitnehmerInnen, die nun kurz vor der Pensionierung stehen, zu ersetzen.

Eine der größten Bankengruppen in der nordischen Region. Förenings-
sparbanken. www.fsb.se

Eine große Bank, Swedbank, mit 15.000 ArbeitnehmerInnen und rund
43,3 Millionen Kunden, hat ihre ArbeitnehmerInnen über 55 gefragt, wie
sie als Arbeitgeber, diese animieren könnte, ihre Kompetenz zu behalten
und wie sie es ihnen erleichtern könnte, bis zur Pensionierung zu arbeiten.
Die Demografie war der Ausgangspunkt, um die zukünftige Werbung von
neuen MitarbeiterInnen zu untersuchen. Die Bank hat jetzt ein Langzeit-
programm, das auf einigen Prinzipien aufbaut:
�� Fokus auf Effizienz und Geschäft
�� eine attraktive Arbeitgeberin/ein attraktiver Arbeitgeber sein
�� Unternehmenskultur
�� Zuschüsse
�� die ganze Kompetenz im Unternehmen nutzen
�� Entwicklung von individueller Kompetenz
�� Einstellungen ändern
�� Umgang mit dem zukünftigen Mangel an Kompetenz
�� jährliche medizinische Untersuchung für ArbeitnehmerInnen über 55
�� Sport
�� nach 58. Lebensjahr Angebot, bei 90 Prozent Lohn 80 Prozent zu

arbeiten.

Metallgruppen, eine Arbeitgebervereinigung im Verband schwedischer
Unternehmen. www.metallgruppen.se

„Metal age“ ist eine Initiative, die von Unternehmen der Stahlindustrie
getroffen wurde. Mehr als die Hälfte der 350.000 ArbeitnehmerInnen sind
über 50 Jahre alt. Die ArbeitgeberInnen, die sich des Bedarfs an zukünftiger
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Werbung von neuen MitarbeiterInnen bewusst sind, wollen sie am Arbeits-
platz halten, indem sie die Arbeitsbedingungen an die Bedürfnisse des
Einzelnen anpassen. Viele der ArbeitnehmerInnen arbeiten im Schichtbetrieb
und haben Probleme mit der Umstellung. Mit der Gewerkschaft wurden
Vereinbarungen über die Arbeitszeit älterer ArbeitnehmerInnen getroffen.

Programme für persönliche Entwicklung. Arbetstorget www.arbetstorget.se
Die Initiative der Stiftung „Forum 50+“ ist ein dreijähriges Kooperations-

projekt. Die Partner sind die Kreisarbeitsbehörde und die Sozialver-
sicherungsbehörde. Der Zweck ist die Erhöhung der Anzahl der aktiven
Menschen in der Altersgruppe 50+, das Niederreissen der Barrieren, der
Wandel der Einstellungen gegenüber der Beschäftigung von Menschen über
50 und das Nutzen ihrer Arbeitsfähigkeit. Die Teilnehmer sind Langzeit-
arbeitslose und Personen im Langzeitkrankenstand. 180 Personen pro Jahr
werden an einem dreimonatigen Vollzeitprogramm teilnehmen. 
ArbeitgeberInnenprogramm:
�� Unternehmensbesichtigungen
�� Seminare
�� berufliche Ausbildung
�� Netzwerk 
�� Telemarketing
�� Frühstücksbesprechungen
�� Sponsorenunternehmen
�� Betreuung auch nach dem Programm

Ziel:
�� 50 Prozent der TeilnehmerInnen sollten für zumindest 6 Monate eine

Arbeit gefunden haben.
�� 5 Prozent der TeilnehmerInnen sollten in der Lage sein, eine eigene

Firma zu gründen.
�� 55 Prozent der TeilnehmerInnen sollten sich um eine ergänzende Aus-

bildung beworben oder damit begonnen haben.
Bis jetzt (Anm. der Red.: Stand Ende April 2005) haben 13 Personen

eine Arbeit gefunden und 2 Personen haben eine eigene Firma gegründet.

TRR – der schwedische Weg der Auslagerung. www.trr.se
Im Jahr 1974 wurde TRR durch ein gemeinsames Abkommen zwischen

den ArbeitgeberInnen und den Gewerkschaften gegründet. Das Ziel ist es,
älteren arbeitslosen Angestellten in angeschlossenen Unternehmen Unter-
stützung beim Finden neuer Berufe zu geben. 32.000 Unternehmen mit
700.000 ArbeitnehmerInnen sind mit TRR verbunden.

TRR bietet ein Arbeitsprogramm als Instrument, um es älteren Arbeit-
nehmerInnen zu erleichtern, ArbeitgeberIn und Beruf zu wechseln. Jeder
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Klientin/jedem Klienten wird eine Beraterin/ein Berater zugeteilt, der Unter-
stützung, Orientierungshilfe und Beratung anbietet. KlientInnen können ver-
schiedene Ansätze haben, wenn sie mit der Situation umgehen müssen. Viele
KlientInnen benötigen einige Zeit, um über ihre Situation, ihre Kompetenz
und ihre Möglichkeiten, etwas anderen zu machen, nachzudenken. Die 
typische Dauer eines Verhältnisses zwischen KlientIn und BeraterIn beträgt 
8 Monate. Die Rate derer, die nach dem Programm eine neue Arbeit finden,
ist sehr hoch. Sie liegt bei 77 Prozent. TRR war eine sehr große Hilfe in
Zusammenhang mit den Entlassungen bei Ericsson, als die Belegschaft auf
die Hälfte reduziert werden musste. 10.000 mussten das Unternehmen verlas-
sen. Älteren ArbeitnehmerInnen wurde angeboten, entweder ein Jahr für eine
neue Arbeit zu lernen oder eine Firma zu gründen.

Starck & Partner – ein Netzwerk oder Zirkel von ArbeitgeberInnen.
www.starckpartner.se

Einige schwedische Unternehmen sind in ein Kooperationssystem von
Unternehmen eingebunden, das in Zusammenhang mit Wiedereingliederung
steht. Die Arbeitsmethode wird „Arbeitgeberzirkel“ genannt und wurde
schon früher am Bausektor für Menschen mit Behinderungen verwendet.
Die Geschäftsidee dabei ist, dass eine bestimmte Anzahl an Unternehmen
zusammenarbeitet, um ihre Neubesetzungsprobleme zu lösen. Wenn inner-
halb eines Unternehmens keine Wiedereingliederung möglich ist, könnte
die Arbeitnehmerin/der Arbeitnehmer in einem anderen Unternehmen ein-
gegliedert werden. Der Zirkel wird durch Beiträge der Mitgliedsunter-
nehmen finanziert. Wenn viele ArbeitgeberInnen am Zirkel teilnehmen, ist
die Möglichkeit, einem Menschen die richtige Arbeit anzubieten, größer. 

Starck & Partner ist einer der größten Zirkel. Sie organisieren Treffen
mit Repräsentanten von 50 Unternehmen. Für ein kleineres Unternehmen
kann es schwierig sein, einer Arbeitnehmerin/einem Arbeitnehmer nach
einer langen Zeit der Abwesenheit eine neue Arbeit anzubieten. Durch den
Zirkel kann man Angebote eines anderen Unternehmens erhalten. Der
Zirkel entwickelt neue Arbeitsmethoden und Strategien für Gesundheit und
Mobilität. Der Lebenslaufansatz („Life Course Approach“) ist wichtig.
Durch die „Alles-aus-einer-Hand“-Methode bekommt das Mitgliedsunter-
nehmen auch Hilfe durch Kontakte zu Behörden. 

In ganz Schweden gibt es 30 Zirkel und die Anzahl steigt. Sowohl die
Regierung als auch die ArbeitgeberInnen sind daran interessiert, diese
Methode zu verwenden, um ältere ArbeitnehmerInnen auf den Arbeitsmarkt
zurückzuholen. Wir wissen, dass ein Teil der Wiedereingliederung älterer
ArbeitnehmerInnen darin besteht, Beruf oder ArbeitgeberIn zu wechseln.

Lassen Sie mich auf optimistische Weise abschließen: Es gibt einen 
steigenden Bedarf an Menschen über 55 am Arbeitsmarkt.
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Age Management – Betriebliche
Handlungsstrategien

Hartmut Buck, Fraunhofer-Institut für Arbeitswissenschaft
und Arbeitsorganisation, Deutschland 

1. Ausgangslage
Viele Unternehmen unterliegen durch die marktgetriebenen Verände-

rungen der letzten und der kommenden Jahre einem starken Druck, ihre
Organisation, ihre Prozesse und ihre personellen Kompetenzen neu auszu-
richten. Der Zwang, die eigene Kundenorientierung zu steigern, erhöht die
Anforderungen an Flexibilität und Wandlungsfähigkeit. In der Folge kommt
es zu einem ständigen Wandel der Arbeit und der Anforderungen an die
ArbeitnehmerInnen. Eine fortgesetzte Kompetenzentwicklung auf allen
Unternehmensebenen gewinnt in diesem Rahmen zunehmend an Bedeutung.
Ein langfristiger Wettbewerbsvorteil kann nicht nur durch die Neuorganisation
der Strukturen und Prozesse, sondern auch durch die systematische Ent-
wicklung der Humanressourcen erlangt werden. Es stellt sich die Frage, wie
mit einem steigenden Anteil Älterer die Innovations- und Wettbewerbs-
fähigkeit der Unternehmen erhalten und ausgebaut werden kann.

Es ist zu erwarten, dass die Erwerbsarbeit zukünftig durch weiter stei-
gende Flexibilitätsanforderungen gekennzeichnet ist: sowohl hinsichtlich
der zeitlichen Verfügbarkeit der Arbeitskräfte, als auch hinsichtlich der
Stabilität der Berufsverläufe. Ein zunehmend älter werdendes Erwerbs-
personenpotential droht auf eine Arbeitswelt zu treffen, deren Verhaltens-
erwartungen bisher vorrangig auf jüngere MitarbeiterInnen zugeschnitten
war. Der demografische Wandel erfordert zukünftig eine neue Orientierung
der betrieblichen Personalpolitik und eine weitere Konkretisierung der
Lösungsstrategien (Buck et al., 2005).

2. Auswirkungen des demografischen 
Wandels auf die Unternehmen

Während der Bevölkerungsrückgang etwa ab 2020 in Deutschland spürbar
sein wird, erfolgt die Änderung der Alterszusammensetzung der Erwerbs-
tätigen hauptsächlich in den Jahren 2000 bis 2020. Der Prozess der Alterung
des Erwerbspersonenpotentials hat längst schon begonnen. Unbenommen
aller Prognoseunsicherheiten kommen alle vorliegenden Szenarien zu dem
Ergebnis, dass nach 2010 der Anteil der über 50-Jährigen an der
Bevölkerung im Erwerbsalter deutlich weiter steigen, derjenige der 20- bis
30-Jährigen weiter leicht abnehmen wird (vgl. Buck, Kistler, Mendius
2002). Deutschland ist mit dieser Alterung der Bevölkerung im erwerbs-
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fähigen Alter jedoch nicht allein. Auch die anderen Länder der EU werden
ähnliche Veränderungen erleben (vgl. Coomans 2001). 

Die wichtigste Konsequenz des demografischen Wandels für unsere
Wirtschaft besteht darin, dass es zu einer deutlichen Alterung der Erwerbs-
personen und der betrieblichen Belegschaften kommen wird. Der Anteil der
über 50-Jährigen wird am Arbeitsmarkt und in den Betrieben in den nächsten
Jahren deutlich steigen. 

Die Veränderung der Alterszusammensetzung des Arbeitskräfteangebots
schlägt sich auch in den betrieblichen Altersstrukturen nieder. Die aktuelle
Altersverteilung der Unternehmen wird durch die stark besetzte Generation
der Baby-Boomer dominiert. Bei schrumpfenden Märkten und steigender
Produktivität wird in Zukunft die Zahl der Neueinstellungen weiterhin niedrig
bleiben. Der zusätzliche Wegfall von Vorruhestandsregelungen sorgt für
eine kontinuierliche, oftmals gravierende Erhöhung des Altersdurchschnitts
der Unternehmen, da viele ArbeitnehmerInnen länger in den Betrieben bleiben
werden. In den neuen Bundesländern wird die Situation durch die Halbierung
der Schulabgängerzahlen (Geburtenknick 1990) und gemeinsam alternde
altershomogene Belegschaften in vielen Unternehmen noch weiter verschärft.

Die Alterung der Belegschaften stellt somit eine zentrale Herausfor-
derung für die nächsten Jahre dar. Den Unternehmen wird gar nichts anderes
übrig bleiben, als die kommenden wirtschaftlichen Umbrüche und die dazu
notwendigen Innovationen und Anpassungsprozesse mit einer steigenden
Anzahl älter werdender Beschäftigter zu bewältigen.

Altersstruktur des gesamtdeutschen Erwerbspersonenpotentials 
Quelle: IAB – Fuchs, Thon: Variante mit Wanderungssaldo der ausländischen Bevölkerung

200.000 p.a. ab 2000 und unterer Erwerbsquoten-Variante

30 – 49 Jahre

50 Jahre u.ä.

15 – 29 Jahre
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Eine Prognose der unternehmensindividuellen Altersstrukturentwicklung
hängt allerdings von verschiedenen Parametern ab: 
�� der zukünftigen Geschäftsentwicklung, 
�� betriebsbedingten Kündigungen,
�� gesetzlichen Pensionsabschlägen,
�� dem Auslaufen des Altersteilzeitgesetzes,
�� der Fluktuation sowie
�� der zukünftigen Rekrutierung.
Wenn von einer deutlichen Erhöhung des Altersdurchschnitts in

verschiedenen Betriebsbereichen auszugehen ist, besteht die zentrale Frage-
stellung darin, ob durch diese Alterungsprozesse eine Einschränkung der
Leistungsfähigkeit (z.B. bei Produktivität und Flexibilität) zu erwarten 
ist und welche Maßnahmen etwa frühzeitig ergriffen werden können, um

Beispiel Altersverteilung
2005

Prognostizierte betriebliche 
Altersverteilung 2015

2005 2015 

Steigender Anteil älterer Arbeitnehmer kann zu ...
erhöhten Fehlzeiten,
mehr Leistungsgewandelten im Betrieb,
eingeschränkter Personalflexibilität,
Know-How-Lücken

führen, wenn nicht gegengesteuert wird...

Vorgehensweise: Unternehmens- und Bereichsspezifische Auswirkungen bewerten
Quelle: IAO, Frauenhofer Institut Arbeitswirtschaft und Organisation
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Anzahl der
Mitarbeiter
in %

Alter der Mitarbeiter

Alterszentriert: Realität
vieler Betriebe ab 2010

Komprimiert: westdeutsche
Betriebe Jahr 2005

Jugendzentriert: New economiy
Jahr 2000

balancierte Altersstruktur =
wünschenswerter Altersmix

Veränderung der betrieblichen Altersstrukturen
Quelle: IAO, Frauenhofer Institut Arbeitswirtschaft und Organisation

30,6 % würden 
dies jedoch 
gerne tun

26,5 % haben 
auch kein 
Interesse daran

9,8 % aus 
anderen Gründen

Weiß nicht

Haben nicht 
teilgenommen

Haben teil-
genommen

Teilnahme der erwerbstätigen Bevölkerung (Querschnitt) an irgendeiner Form der
allgemeinen oder beruflichen Bildung in den vergangenen 12 Monaten

Quelle: Cedefop: Lebenslanges Lernen: die Einstellungen der Bürger, Luxemburg, 2003, 
Methode: Eurobarometer
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Fehlentwicklungen zu vermeiden. Die heutige Situation in den Unter-
nehmen sieht oftmals so aus, dass

+ Ältere zwar nicht öfter krank sind als Jüngere, aber im Krankheitsfall
deutlich mehr AU-Tage zu verzeichnen haben.

+ mit zunehmendem Alter der Anteil an Leistungsgewandelten oder an
ArbeitnehmerInnen mit gesundheitlichen Einschränkungen zunimmt.

+ Ältere (50+) deutlich weniger an beruflichen Fortbildungsmaßnahmen
teilnehmen als Jüngere und in der Konsequenz nicht flexibel auf ver-
schiedenen Arbeitsplätzen einsetzbar sind.

+ bei geringer Fortbildungsaktivität der eigenen Belegschaft und aus-
bleibender Rekrutierung Externer notwendigerweise Know-How-
Lücken entstehen. 

Die Auswirkungen der aktuellen Gesundheits- und Weiterbildungs-
politik eines Unternehmens können anhand von betriebs- und bereichsspe-
zifischen Szenarien bewertet werden, welche den quantitativen Anstieg der
Zahl älterer ArbeitnehmerInnen sowie deren heutiges Gesundheits- und
Weiterbildungsverhalten berücksichtigen. Diese Szenarien dienen der Über-
prüfung der Zukunftstauglichkeit der aktuellen Arbeits- und Personal-
politik. Sie bilden die Grundlage für frühzeitige Strategiewechsel und prä-
ventive Gestaltungsansätze.

3. Altersbedingter Leistungswandel
In der psychologischen und der sozialwissenschaftlichen Forschung über

das Altern hat sich nach Wachtler (2000) mittlerweile die Erkenntnis durch-
gesetzt, dass zumindest bis zum Erreichen der gesetzlichen Altersgrenzen in
der Regel nicht das biologische Alter als solches für möglicherweise auftre-
tende Leistungsprobleme verantwortlich ist, sondern dass es primär die
langjährigen Auswirkungen von belastenden und einschränkenden
Arbeitsbedingungen sind, die Beeinträchtigungen herbeiführen. Viele
gerontologische Befunde über die altersbezogene Veränderung von
Leistungsmerkmalen beziehen sich auf die Gruppe der über 65-Jährigen.
Ob aus solchen Studien Schlussfolgerungen für Erwerbspersonen gezogen
werden können, ist allerdings fraglich. Für die vorzeitige Begrenzung der
Tätigkeitsdauer sind also biologische Alterungsprozesse häufig nicht entschei-
dend, sondern eher die Art der Tätigkeit und der bisherige Erwerbsverlauf.
Leistungswandel bei Älteren resultiert in starkem Maße aus den kumulierten
Belastungswirkungen der bisherigen Berufstätigkeit. 

Eine Bewertung der Leistungsfähigkeit nach dem kalendarischen Alter
ist wegen der sehr starken Streuung der Leistungsvoraussetzungen inner-
halb der Gruppe der Älterwerdenden nicht möglich (Maintz, 2000). 
Personelle Merkmale, Berufsbiographie, Konstitution und Trainingsgrad
stellen neben den Arbeitsbedingungen wichtige Einflussgrößen auf die
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Prozentualer Anteil von Beschwerden pro 100 befragte Beschäftigte in EU-Ländern
Quelle: Third Survey on Working Conditions, European Foundation for the Improvement of

Living and Working Conditions, Dublin 2000
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davon in Zusammenhang mit dem Arbeitsplatz

Von den Befragten leiden unter
den folgenden gesundheitlichen
Problemen häufig...

Die häufigsten gesundheitlichen Probleme am Arbeitsplatz
Quelle: Wissenschaftliches Institut der AOK, Rehbein 2001
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Leistungsvoraussetzungen dar. Festzuhalten ist auch, dass nicht wenige
ArbeitnehmerInnen über taugliche Kompensationsstrategien verfügen, um
altersbedingten Leistungseinschränkungen zu begegnen (Reif, Buck, 2003).

Um in körperlich oder psychisch stark belastenden Berufen und Tätig-
keitsfeldern gesund alt zu werden, bedarf es eines weiten Verständnisses von
betrieblicher Gesundheitsförderung und zusätzlicher Maßnahmen. Unter
Alternsgesichtspunkten gehören nicht nur die technische Gestaltung von
Arbeitstätigkeiten auf den Prüfstand, sondern zugleich auch Arbeitsorgani-
sation und Personaleinsatz, Qualifizierung und Arbeitszeitregelungen,
Unternehmenskultur, Arbeitsklima sowie die Arbeitseinstellungen der Be-
schäftigten. Zu den wichtigsten betrieblichen Gestaltungsoptionen für die
Bewältigung des alterstrukturellen Wandels der Belegschaften zählen:
�� Eine alternsgerechte Arbeitsgestaltung und betriebliche Gesundheits-

prävention, um eine Berufsverweildauer bis zum Erreichen der Alters-
grenze zu ermöglichen.
�� Die ständige Aktualisierung der Wissensbasis durch die Realisierung

lebenslangen Lernens im Unternehmen. Mehr und auch ältere
Beschäftigte müssen künftig in einen kontinuierlichen Prozess
betrieblicher Weiterbildung einbezogen werden. 
�� Die Vermeidung einseitiger Spezialisierungen und statt dessen eine

systematische Förderung von Kompetenzentwicklung und Flexibilität
durch Tätigkeits- und Anforderungswechsel im Rahmen betrieblicher
Laufbahngestaltung.

Es ist zu betonen, dass Leistungskraft und Innovationsfähigkeit weniger
mit dem biologischen Alter zu tun haben, als vielmehr damit, ob Menschen
in ihren individuellen Lebens-, Erwerbs- und Berufsverläufen fördernden
oder hemmenden Bedingungen unterliegen und ob ihre Potentiale organisa-
torisch richtig genutzt und eingebunden werden. Einer der umfassendsten
Ansätze zum Erhalt von Arbeits- (work ability) und Beschäftigungs-
fähigkeit (employability) von alternden ArbeitnehmerInnen wurde im
Rahmen des finnischen „National Programme on Ageing Workers“ konzipiert
(Ministry of Social Affairs and Health, 2002). Dort wurden Maßnahmen
und Gestaltungsansätze auf individueller, betrieblicher und politischer
Ebene integriert betrachtet und umgesetzt.

4. Intensivierung der 
Personalentwicklung für alle Altersgruppen

Zur Bewältigung technologischer und organisatorischer Veränderungen
in den Unternehmen werden Lernfähigkeit, Wissen und Erfahrung als ent-
scheidende Ressource angesehen. Betriebe, die sich als lernende Organi-
sationen verstehen, legen Wert auf den Erhalt und den Einsatz sowie auf die
Vernetzung der vielfältigen Kompetenzen Älterer mit dem aktuellen und
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neuartigen technischen Wissen Jüngerer (Schemme, 2001). Es gilt, die jeweils
spezifischen Vorteile, welche die einzelnen MitarbeiterInnen für das Unter-
nehmen haben, zu erkennen und so einzusetzen, dass das Unternehmen und
das Individuum maximalen Nutzen aus dem Einsatz der Arbeitskraft und
dem Verbleib der Mitarbeiterin/des Mitarbeiters im Unternehmen erzielen.

„Lernen im Prozess der Arbeit gilt als entscheidendes Medium, um fach-
liche, personale und soziale Kompetenzen zu erwerben und darüber hinaus
die Arbeitswelt mitzugestalten“ (Reuther, Weiß, 2003, S. 91). Wie haben die
Voraussetzungen auszusehen, die besonders für das Lernen von älteren
ArbeitnehmerInnen förderlich sind? Der Ansatz, der sich hier anbietet, ist
das arbeitsorientierte Lernen, das Lernen in der Arbeit, in dem die Mitarbei-
terInnen ihre Arbeit über selbst angestoßene Veränderungsprojekte selbst
vor Ort gestalten. Lernen darf sich demzufolge nicht im Ausgleich von
Qualifikationsdefiziten erschöpfen, sondern muss sich zum essenziellen
Bestandteil einer ganzheitlichen Arbeitsleistung wandeln. Lernen muss
dementsprechend als konstituierendes Element der Handlungsorientierung
von Beschäftigten aufgefasst werden, das durch die nachfolgenden Punkte
seine Unterstützung findet:
�� Der Sinn des zu Lernenden muss erkennbar sein.
�� Der Bezug zur Praxis soll hoch sein, damit an die Erfahrung der Älteren

angeknüpft werden kann.
�� Lernwege und Lerngeschwindigkeit sollen individuell wählbar sein.
Ein unumstritten wichtiger Aspekt für die Leistung des Einzelnen ist die

sogenannte intrinsische Motivation. Eine Personalpolitik der beständigen
Herausforderung für die MitarbeiterInnen anstelle absehbarer und planbarer
Karrierepfade bis hin zum Vorruhestand ist für eine nachhaltige Personal-
entwicklung essentiell. Die Unternehmen müssen von ihren statischen
Personalplanungen teilweise Abstand nehmen und Herausforderungen im
Sinne intrinsischer Motivation in ihre Personalentwicklungskonzepte inte-
grieren, um das Wissen und die Erfahrung Älterer ausschöpfen zu können.

Längerfristige Orientierung des 
Personalmanagements für alle Altersgruppen

Phase I Finden
z.B. Rekrutierung, Integrationsmanagement, Netzwerke generieren

Phase II Binden und Entwickeln
z.B. Attraktive Arbeit,
Arbeitszeit, Vergütung, Beteiligung
individuelle Kompetenzentwicklung fordern und fördern

Phase III Re-Positionieren
z.B. Ausstieg begleiten,
Tätigkeitswechsel ermöglichen,
Netzwerke mit Ehemaligen pflegen
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Die Anforderungen in der Arbeit und die organisatorischen Abläufe
müssen zunehmend so gestaltet werden, dass die älteren und die jüngeren
MitarbeiterInnen ihre Potentiale an Wissen und Erfahrung auch einbringen
wollen und können. Dazu reicht nicht etwa eine einmalige Schulung. Vielmehr
muss Förderung und Entwicklung nicht nur bei Führungskräften und beim
Führungskräftenachwuchs, sondern gerade auch bei MitarbeiterInnen der
unteren Hierarchieebenen ansetzen. Entwicklungschancen dürfen nicht bei
einer Altersgrenze von 40 Jahren für die meisten MitarbeiterInnen enden:

Der Stellenwert und das Prestige horizontaler Karrieren müssen in
Zeiten verschlankter Hierarchien gehoben werden. Die Bereitschaft und die
Fähigkeit zur fachlichen Umorientierung und zum Aufgabenwechsel erhöhen
die betriebliche Personaleinsatzflexibilität. 

Karrierechancen sollten auch trotz einer Familienphase bestehen, um
attraktive Arbeitsplätze für Frauen (diese tragen heute immer noch die
Hauptlast in der Erziehung) anbieten zu können.

Phasen einer längeren, grundlegenden Weiterbildung oder auch
Sabbaticals beugen der sukzessiven Dequalifizierung oder dem Burn-Out
von MitarbeiterInnenn vor. Auf diese Weise lässt sich bei manchen Beschäf-
tigten-gruppen (z.B. in Projektarbeit) der Leistungsabbau von älter werden-
den MitarbeiterInnenn verhindern oder verzögern.

Die neue Aufgabe für die Personalpolitik besteht in der Unterstützung
einer realistischen Berufs- und Karriereplanung auch der über 40-jährigen
ArbeitnehmerInnen zur Vermeidung von Demotivation und Leistungs-
einbußen vor dem 65. Lebensjahr.

20 25 30 35 40 45 50 55 60 65

Berufseintritt

Beförderung

Familienphase

Beförderung

Spätere
Beförderung

Fachliche
Umorientierung,
Aufgabenwechsel

Variante:
Vertikale
Karriere

Variante:
Horizontale
Karriere

Variante:Work-
Life-Balance

Berufliche 
Entwicklung:
Hierarchie,
Gehalt,
Kompetenzen

Lebensalter
Jahre

Weiterbildung
Sabbatical

Differenzierte Wege der beruflichen Entwicklung
Quelle: E. Regnet in DGFP (Hrsg.): Personalentwicklung für ältere Mitarbeiter. 

Bielefeld. 2004

Ruhestand/
Berufsaustritt
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Produktivität

Flexibilität

Wissen

Innovation

Werden Tätigkeiten mit 
solchen Anforderungen auf
Dauer ausgeübt, ist es schwer,
mit dem Älterwerden gesund
und leistungsfähig zu bleiben.

Handlungsfelder

�� Gleichförmige Arbeitsabläufe  
�� Daueraufmerksamkeit
�� Zwangshaltungen  
�� Nachtschichten
�� Körperlich anstrengende Arbeiten  
�� Taktgebundene Arbeit
�� Hitze, Lärm, Stäube  
�� Hoher Zeitdruck

Ziele alternsgerechter Arbeitsgestaltung

Ziel: Erhalt und Förderung von Gesundheit, Motivation
und Qualifikation im Erwerbsverlauf

�� Ergonomische Gestaltung von Arbeitsplätzen

�� Förderung gesundheitsschonender
Arbeitsausführung
�� Arbeitsanreicherung durch Veränderung

des Zuschnitts von Arbeitstätigkeiten
oder Mischarbeit
�� Verringerung von Zeitdruck
�� Begrenzung der Verweildauer

Nach ISO Foliensatz für www.demotrans.de

Anforderung: Personal- und Organisationsentwicklungs-
Konzepte für alternde Belegschaften überdenken

Ziel des Unternehmens Anforderungen an die Personalpolitik

Gesundheit, Leistungsfähigkeit
z.B. langfristige einseitige körperliche Belastungen 
vermeiden

Motivation, Leistungsbereitschaft
z.B. neue Ziele und Entwicklungsmöglichkeiten ab 40+

Qualifikation
z.B. lebensbegleitende Kompetenzentwicklung 
fördern

Wissens- und Erfahrungstransfer
z.B. altersgemischte Teams, Know-How-Lücken 
vermeiden

Attraktivität des Unternehmens
z.B. angepasste Rekrutierungsstrategien (z.B. für
Frauen)
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Erschwerte Rekrutierung jüngerer Ingenieure führte
zu expliziten Inseraten für Ältere

Mehr als ein Drittel der 100 Beschäftigten bei der
Fahrion Engineering sind 50 Jahre oder älter (Prinzip
der Altersmischung).

"Wir stellen jedoch niemanden aus humanitären
Gründen ein, sondern nur, weil es sich für die Firma
rechnet." 

1. Fahrion Engineering GmbH

Konkrete Erfahrungen mit älteren Ingenieuren:

�� Erfahrene Ingenieure sind nach kürzester
Einarbeitung als Projektleiter vielseitig einsetzbar, sie
verfügen in der Regel über Berufs-, Projekt- und
Lebenserfahrung sowie Sprach- und Kulturkenntnisse.

�� Motivation, Loyalität und Stehvermögen sind häufig
höher als bei Jüngeren.

�� Es gibt keine Überraschungskündigungen, eine
Betriebszugehörigkeit von 10-15 Jahren kann fest 
eingeplant werden; Investitionen in Weiterbildung 
lohnen sich.

�� Ältere arbeitslose Ingenieure können mit einer
gezielten Schulung am konkreten Projekt wieder
beruflich fit gemacht werden.

Betriebliche Beispiele 



99

Ausgangssituation:
�� Nachwuchs-Rekrutierung problematisch
�� Suboptimale Aus- und Weiterbildungsqualität
�� Gesundheitliche Probleme durch einseitige Tätigkeiten

Ziele:
�� Finden qualifizierter AZUBI 
�� Einführung eines kooperativen Weiterbildungsmanagements
�� Tätigkeitswechsel für ältere MitarbeiterInnen
�� Gesundheitsförderliche Maßnahmen

Umsetzung:
��Marketingkonzept und „Promotion-Tour“ in Schulen
��Mitarbeiterworkshop und Zielvereinbarungsgespräche zur Festlegung 
von Weiterbildungsmaßnahmen und neuen Tätigkeitsfeldern
�� Einführung von Rückenschulung

Ergebnisse:
�� Zugriff auf adäquat qualifizierte AZUBI / PraktikantInnen 
�� Kompetenzaufbau durch bedarfs- und neigungsgerechte

Weiterbildungsmaßnahmen
�� Neues Tätigkeitsfeld für ältere MitarbeiterInnen:

Ausbildungsbeauftragter 
�� Verbesserung der gesundheitlichen Situation und des Betriebsklimas

5. Sensibilisierung der Unternehmen
Immer öfter wird für den Umgang mit alternden Belegschaften eine

Neuausrichtung der Personal- und Arbeitspolitik sowie eine Wieder-
belebung der Personal- und Organisationsentwicklung gefordert. In den
meisten Unternehmen konzentriert sich bislang Personalentwicklung auf
MitarbeiterInnen unter 40 Jahren. Erst in jüngster Zeit wird über die
betriebliche Verankerung von Personalentwicklungskonzepten für über 40-
Jährige verstärkt diskutiert. Diese Diskussion bezieht sich allerdings oft-
mals auf Großbetriebe (DGFP, 2004). Dazu etwa ein Beispiel auf S 98.

Gerade in Großunternehmen beschäftigen sich inzwischen zumindest
die Stabsabteilungen, aber auch die Führungsebenen mit den Folgen altern-
der Belegschaften. Die Sensibilisierung dafür, dass etwas geschehen muss,
um etwa zunehmende Fehlzeiten, abnehmende Einsatzflexibilität und sin-
kende Motivation aufgrund eines steigenden Anteils älterer Arbeit-
nehmerInnen effektiv zu begegnen, hat zugenommen. Allerdings befinden
sich aktuell viele unternehmensinterne Projekte zur Bewältigung alternder
Belegschaften in der Phase der Risikoabschätzung und der Planung. Nach-

2. Kirchgässner - Alternsgerechte
Personalpolitik in einem Handwerksbetrieb

Gefördert vom BMBF
im Rahmen der
Demografie-Initiative
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haltige Gestaltungs- und Umsetzungsprojekte zur Neuausrichtung der
Personal- und Arbeitspolitik stehen noch aus (Buck, 2004).

Für viele mittelständische Betriebe stehen Maßnahmen zur Bewältigung
des demografischen Wandels noch nicht auf der Tagesordnung. Unsere
Erfahrung zeigt, dass hier die Konzentration auf das Tagesgeschäft oft 
keinen Raum lässt, sich mit strategischen Personalfragen zu beschäftigen,
die auf die Zukunftssicherung hin ausgelegt sind. Das heißt, die deutliche
Mehrheit dieser bundesdeutschen Unternehmen nimmt demografisch
bedingte Probleme unzureichend wahr und richtet ihre Personaleinsatz- 
und Entwicklungsstrategien nicht frühzeitig auf die absehbaren Alterungs-
prozesse aus. Fatalerweise besteht die Herausforderung darin, sich entgegen
den üblichen Planungshorizonten auf die veränderten demografischen
Rahmenbedingungen frühzeitig einzustellen, da sich die betriebliche
Personalpolitik nicht kurzfristig grundlegend verändern lässt.

Bei kleinen Unternehmen bestehen die einzelnen Abteilungen bzw.
Organisationseinheiten in der Regel aus wenigen MitarbeiterInnen. Wenn
nur wenige Personen eine Abteilung bilden, dann ist in der Regel die erfah-
renste Person kaum entbehrlich. Das führt in der Praxis häufig dazu, dass
die erfahrenste Person nicht mehr an Schulungen bzw. Weiterbildungsmaß-
nahmen teilnimmt, weil sie im Unternehmen gebraucht wird. Dies führt
aber längerfristig zu einem Abkoppeln der älteren Kollegen von neueren
Entwicklungen. Dieses Ausschließen von Weiterentwicklungschancen 
führt unabsichtlich zu einer Lernentwöhnung bei den erfahrenen Mit-
arbeiterInnen und gefährdet somit das Innovationspotential des
Unternehmens.

Für kleine Unternehmen kann sich ein dramatischer Erfahrungsverlust
ergeben, wenn die ältesten MitarbeiterInnen das Unternehmen verlassen.
Das geplante Erzeugen von bestimmten Altersstrukturen (ausgewogener
Altersmix) ist für kleine Unternehmen prinzipiell schwierig. Kleinere
Unternehmen sind in der Regel auch nicht in der Lage, permanent soviel
personelle Kapazität vorzuhalten, dass systematisch das ganze Potential von
Personal- und Organisationsentwicklungsansätzen optimal für das Unter-
nehmen erschlossen wird. Hier ist es für mittelständische Unternehmen in
besonderem Maße notwendig, intensive Kooperationen mit anderen Unter-
nehmen oder externen Dienstleistern einzugehen, wenn sie ihren Mit-
arbeiterInnen Entwicklungschancen zukommen lassen wollen, die diesen
von großen Unternehmen geboten werden können.

Insbesondere der besonders stark betroffene Bereich der kleinen und
mittleren Unternehmen muss weiterhin für die langfristigen Wirkungen des
demografischen Wandels interessiert und für jetzt beginnende Maßnahmen
aktiviert werden. Zwar gibt es durchaus zukunftstaugliche Lösungswege
und -konzepte, die von einzelnen Betrieben und Verbänden bereits umge-
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setzt werden, woran es aber noch fehlt, ist eine breite und rasche
Durchsetzung solcher Konzepte. Dies ist angesichts der Brisanz und
Dringlichkeit der zu bewältigenden Probleme, die sich aus demografischen
Veränderungen ergeben, dringend geboten. Auch wenn wichtige Beratungs-
und Gestaltungsbausteine erarbeitet wurden (BMBF, 2005), fehlt es an der
Umsetzung in der Praxis.
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1. Entwicklung von politischen 
Ansätzen und demografischer Wandel

Vor einiger Zeit erkannte die Politik, dass die Bevölkerungsalterung eine
tief greifende Auswirkung auf die Zusammensetzung des britischen
Arbeitsmarktes haben wird. Ab Ende der 1980er-Jahre begann der Anteil der
jüngeren Menschen an den Erwerbstätigen abzunehmen. Zur selben Zeit
begannen Erwachsene im „besten Alter“ einen immer größer werdenden
Anteil an der erwerbstätigen Bevölkerung einzunehmen. Zwischen 1990 und
2000 stieg das Durchschnittsalter der erwerbstätigen Bevölkerung um 1,3
Jahre von 37,5 auf 39 Jahre an (Dixon, 2003). Bevölkerungs- und Erwerbs-
tätigenprognosen deuten auf ein weiteres Älterwerden der Erwerbstätigen hin.
Gemäß den Bevölkerungsprognosen 2002 der Regierungsabteilung für
Versicherungsmathematik wird das Durchschnittsalter der erwerbstätigen
Bevölkerung bis 2010 um etwa 0,7 Jahre und im darauf folgenden Jahrzehnt
um 0,5 Jahre zunehmen. 2010 wird der Anteil der erwerbstätigen Bevöl-
kerung zwischen 50 und 64 Jahren größer als zu irgendeiner Zeit seit Mitte
der 1970er-Jahre sein. Ab 2005 wird der Anteil der Erwachsenen im besten
Alter (30-49) abnehmen. Im Gegensatz dazu wird vorausgesagt, dass der
Anteil der älteren Erwachsenen (50-64) von 27 Prozent im Jahr 2000 auf 32
Prozent bis zum Jahr 2020 ansteigen wird (Dixon, 2003). Daher wird bis
2020 ungefähr ein Drittel der Erwerbstätigen (ca. 10 Millionen Menschen)
50 Jahre oder älter sein.

Das tatsächliche Altern der Erwerbstätigen hängt jedoch stark von der
zukünftigen Teilnahmestruktur der älteren ArbeitnehmerInnen am Erwerbs-
leben ab. Dixon (2003) weist darauf hin, dass es gewisse Unsicherheiten in
Bezug auf das künftige Pensionierungsverhalten der ArbeitnehmerInnen
zwischen 50 und 64 Jahren gibt. Falls es durch die umgesetzten oder ange-
kündigten Initiativen gelingt, die gegenwärtig die Frühpensionierung för-
dernden Anreize zu verringern oder ältere Menschen, die ihre Arbeit verloren
haben, beim Wiedereintritt ins Erwerbsleben zu unterstützen und dadurch
das durchschnittliche Pensionsalter anzuheben und die Teilnahme am
Erwerbsleben der älteren ArbeitnehmerInnen zu verlängern, dann wird
dadurch der Prozess der Alterung der Erwerbstätigen beschleunigt. 

Arbeitsmarktstrategien für ältere
ArbeitnehmerInnen im Vereinigten
Königreich 

Philip Taylor, Interdisziplinäres Forschungsinstitut der
Universität Cambridge 
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Das Thema der Alterung der Erwerbstätigen steht gegenwärtig auf der
Tagesordnung von politischen Entscheidungsträgern ganz oben. In den letz-
ten Jahren haben sich zahlreiche offizielle Berichte mit den wirtschaftlichen
Auswirkungen der Bevölkerungsalterung befasst und haben betont, wie
wichtig die Reaktivierung von älteren ArbeitnehmerInnen und die Be-
kämpfung der Altersbarrieren am Arbeitsmarkt sei (z. B. Cabinet Office,
2000; House of Lords, Select Committee on Economic Affairs, 2003). Dies
wurde unterstützt durch eine deutliche Zunahme an Forschungsarbeiten, die
sich mit dem Zusammenhang zwischen Alter und Arbeitsmarkt befassen 
(z. B. Hirsch, 2003). Diese Situation ist angesichts der Tatsache, dass die
Frühpensionierung –  wie sie in anderen europäischen Ländern bekannt ist –
im Vereinigten Königreich niemals so bedeutsam war, interessant. 

Jetzt wird jedoch der Verlängerung des Arbeitslebens in politischen
Debatten im Vereinigten Königreich eine immer größer werdende Bedeutung
zugemessen – vielleicht sogar deswegen, weil diese unzähligen Strukturen
von Frühpensionierungswegen wie in einigen kontinentaleuropäischen
Ländern nicht entwickelt wurden. Etablierte Strategien zielen auf die För-
derung der Beschäftigung von Menschen mit Behinderungen ab, obwohl die
Idee der Beschäftigung als Einkommensquelle von älteren Menschen auch
unter den politischen Entscheidungsträgern an Akzeptanz gewonnen hat.
Was die Verabschiedung eines britischen Regierungsprogramms hinsicht-
lich eines späteren Ausstiegs begründet, ist unklar, es könnte aber teilweise
auf folgenden Faktoren beruhen: 
�� eine mächtige Alterslobby, die sich für die Rechte der älteren Menschen

auf Arbeit eingesetzt hat 
�� das „Welfare to Work“-Programm der Regierung
�� die so genannte „Pensionskrise“

Darüber hinaus ist die gegenwärtige Labour-Regierung weniger gegen
einen staatlichen Eingriff in den Arbeitsmarkt eingestellt, als es die frühere
Konservative Regierung war und könnte daher eine größere Rolle bei der
Umkehr des Trends in Richtung früherer Ausstieg und bei der (Re-) Akti-
vierung älterer ArbeitnehmerInnen spielen. 

Zusätzlich dazu könnte es einen größer werdenden öffentlichen Druck
dahingehend geben, dass älteren ArbeitnehmerInnenn die Möglichkeit
gegeben wird weiterzuarbeiten. Eine kürzliche Untersuchung von Age
Concern/ICM (http://www.ageresource.org.uk/ AgeConcern/news_869.htm)
brachte zu Tage, dass 76 Prozent der ArbeitnehmerInnen dagegen sind, mit
einem festgelegten Alter in Pension gehen zu müssen und führte als
Hauptanreiz für das Weiterarbeiten flexiblere Arbeitsregelungen an. Es gibt
auch Hinweise darauf, dass einige ältere ArbeitnehmerInnen infolge der
Verringerung des Eigenkapitals ihre Pensionierung hinausschieben. Eine
Umfrage unter 4.500 ArbeitnehmerInnenn über 50 Jahre (http://www.ana-
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novqa.com/business/story/sm_811600.html) zeigte kürzlich, dass bei der
Mehrheit der Wert der Ersparnisse in den letzten fünf Jahren abnahm. Eine/r
von vier Befragten sagte, dass sie/er plane, später in Pension zu gehen, als
sie/er dies zwei Jahre zuvor geplant habe. In diesem Kontext hat eine andere
Studie, auf die im selben Artikel hingewiesen wird, geschätzt, dass 900.000
Menschen erlebt haben, wie das Letztbezug-Pensionssystem durch ein Bei-
tragssystem ersetzt wurde, wobei die Firmen im Durchschnitt die Beiträge,
die sie leisten, halbieren. Ein Bericht, der von der Regierung beauftragt und
von der „Performance and Innovation Unit“ des Kanzleramts erstellt wurde
(Cabinet Office, 2000), legte eine Anzahl von Empfehlungen für die Ent-
wicklung von Strategien in Bezug auf ältere Menschen vor. Die Haupt-
empfehlungen für die Regierung waren wie folgt:
�� Darlegung der Sicht von der Rolle und dem Wert älterer Menschen in

der Gesellschaft
�� Erhöhung des Kontakts mit und Unterstützung bei der Arbeitsuche von

Menschen, die Krankengeld und Invaliditätspension beziehen
�� Bereitstellung von Berufsinformationen und Beratung für ältere, frei-

gesetzte ArbeitnehmerInnen 
�� Anhebung des Mindestalters, zu dem eine unmittelbare Pension zahlbar

ist
�� Erhöhung der Transparenz von Betriebspensionssystemen, indem die

Kosten der Frühpension in den Firmenkonten aufgezeigt werden 
�� Reklame für die Vorteile der Vielfalt und Flexibilität in Bezug auf

Arbeitspraktiken durch eine Gruppe von „Meister“-ArbeitnehmerInnen
�� Jede Abteilung des öffentlichen Dienstes soll die Erhöhung ihres

Pensionsalters auf 65 überprüfen
Da erkannte wurde, dass das Thema Altersdiskriminierung in vielen

politischen Bereichen zu behandeln ist, hat die Regierung eine Ministerial-
gruppe für ältere Menschen („Ministerial Group on Older People”) geschaffen,
die die Arbeit abteilungsübergreifend koordiniert. Der Staatssekretär für
Arbeit und Pensionen ist der Regierungsbeauftragte für ältere Menschen und
das Ministerium für Arbeit und Pensionen (DWP) ist das für ältere Menschen
zuständige Ministerium. Das DWP ist verantwortlich für die Überwachung
des regierungsweiten Fortschritts und für die Verbindungsaufnahme mit den
anderen Ministerien befreffend Entwicklung und Ausbau eines strategischen
Ansatzes zur Lösung der Probleme von älteren Menschen. Ein neuer Bericht
kam jedoch zum Schluss, dass es einen „außerordentlichen Bedarf an einem
Gesamtrahmen für die regierungsweite Arbeit hinsichtlich älterer Menschen
gibt, da trotz des Fortschritts beim gemeinsamen Festsetzen von Richtlinien
ein Mangel an Koordination bleibt“ (Comptroller and Auditor General, 2003,
S. 8). Der Bericht schlug die Veröffentlichung der Regierungsstrategie für
ältere Menschen vor, was vor Kurzem erfolgte. 
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Die Wiederwahl der Labour-Regierung 2001 brachte eine nochmalige
Betonung der produktiven Wohlfahrtspolitik, welche die Beschäftigung ins
Zentrum der Sozial- wie auch der Wirtschaftspolitik stellt, mit sich (Walker,
2002). Das Wahlprogramm enthielt genaue diesbezügliche Verpflichtungen:
die Beschäftigungsrate von 50 auf 70 Prozent anzuheben, die Diskriminierung
in Angriff zu nehmen, den „New Deal 50 plus“ auszuweiten (s. unten) und
Wege zu prüfen, wie Betriebspensionen mit Teilzeitarbeit kombiniert werden
können, um die Flexibilität der Pension zu fördern. Diese Verpflichtungen
spiegeln die eindeutigen europäischen beschäftigungspolitischen Leitlinien
zur Entwicklung einer Politik für ein aktives Älterwerden („European
Employment Guidelines on Developing a Policy for Active Ageing“) wider
(European Council, 2001). 

Die Position der gegenwärtigen Regierung in Bezug auf ältere Arbeit-
nehmerInnen ist in ihrem neuen Grünbuch zu Pensionen zusammengefasst,
wo sie ihre Entwürfe zur Reformierung des Pensionsvorsorgesystems 
darlegt. Folgende Themen werden erörtert (DWP, 2002):
�� Bereitstellung von zusätzlicher Hilfe für Menschen im Alter von 

50 Jahren und mehr sowie für EmpfängerInnen von Invaliditäts-
pensionen, um sie bei der Rückkehr zur Arbeit zu unterstützen 
�� Behandlung von Männern und Frauen zwischen 60 und dem staatlichen

Pensionsalter für Frauen als aktive TeilnehmerInnen am Arbeitsmarkt,
wenn das staatliche Pensionsalter für Frauen ab 2010 ansteigt 
�� Beibehaltung des staatlichen Pensionsalters von 65 Jahren; gleichzeitig

Erhöhungen für jene, die ihren Antrag auf Pension verschieben
�� Implementierung einer Altersgesetzgebung bis Dezember 2006, die

Beschäftigung und Berufsausbildung umfasst 
�� Ermöglichen, dass Menschen fürIhre Arbeitgeberin/ihren Arbeitgeber

weiterarbeiten und gleichzeitig ihre Betriebspension beziehen können;
Anhebung des Mindestalters, ab dem eine Pension bezogen werden
kann, von 50 auf 55 Jahre bis 2010; Beratung zur optimalen Methode,
um sicherzu stellen, dass die Betriebspensionsgesetze nicht der 
flexiblen Pensionierung entgegentreten 
�� Änderung der Regeln des Pensionssystems des öffentlichen Dienstes

(für neue Mitglieder sofort), sodass eine ungekürzte Pension ab 65
statt ab 60 Jahren fällig wird

Diese Entwürfe sind aus mehreren Gründen wichtig:
�� Sie anerkennen den Bedarf an einer Verlängerung des Arbeitslebens
�� Sie erkennen die Erfordernis, dass Anspruchsberechtigte einer Inva-

liditätspension unterstützt werden müssen, um zur Arbeit zurück-
zukehren 
�� Sie erkennen die Bedeutung eines Arbeitseinkommens – zusätzlich

zum Einkommen aus einer Pension – für ältere Menschen 
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�� Sie erkennen den Nutzen der Förderung eines schrittweisen Ausstiegs 
aus dem Erwerbsleben 

Das staatliche Pensionsalter war in jüngster Zeit Anlass zu heftigen
Debatten. Die Regierung beabsichtigt sicherzustellen, dass Menschen, die
über das staatliche Pensionsalter hinaus arbeiten wollen und die Inanspruch-
nahme ihrer Pension hinausschieben, vom staatlichen System entsprechend
belohnt werden. Zurzeit wird die Pension einer Person, die nicht zum
staatlichen Pensionsalter den Ruhestand antritt, um etwa 7,5 Prozent für
jedes Jahr, das die Pension hinausgeschoben wird, erhöht, wobei das
Maximum bei fünf Jahren liegt. Unter der jetzigen Gesetzgebung wird dies
im Jahr 2010 auf etwa 10,4 Prozent für jedes Jahr ansteigen. Die Regierung
schlägt vor, dieses Datum nach vorne zu verlegen, und beabsichtigt auch,
die existierende 5-Jahres-Grenze zu beseitigen. Diese Änderung wird für
neue Fälle gelten und wird für 2006 erwartet. Die Regierung schlägt vor,
den Menschen, die ihre staatliche Pension bis zum Alter von 70 Jahren
hinausschieben, die Wahl zwischen einer erhöhten regulären staatlichen
Pension oder einer steuerpflichtigen Einmalzahlung von bis zu £ 30.000
anzubieten.  

Eine Anzahl von Kommentatoren ging weiter und empfahl, dass die
Regierung das Alter, mit dem die Menschen beginnen können, ihre staatliche
Pension zu beziehen, anhebt. Es ist bereits festgelegt, dass das staatliche
Pensionsalter für Frauen zwischen 2010 und 2020 von 60 auf 65 angehoben
wird, um es dem für Männer anzupassen. Es wurde argumentiert (zum
Beispiel vom Bundesverband der Pensionskassen und vom „Institute for
Public Policy Research“), dass es sowohl für Männer als auch für Frauen auf
67 oder 70 angehoben werden sollte.

Die Logik dieses Arguments besteht darin, dass eine Anhebung die Ein-
stellungen verändern und mehr Menschen dazu anregen könnte, bis in ein
höheres Alter zu arbeiten. Die Regierung aber weist darauf hin, dass es
keine direkte Verbindung zwischen dem staatlichen Pensionsalter und dem
Alter, zu dem die meisten Menschen tatsächlich aufhören zu arbeiten, gibt.
Zum Beispiel hörten zwei Drittel der Männer mit 65 Jahren auf zu arbeiten.
In ihrem Grünbuch legt die Regierung ihre Meinung dar, dass das Anheben
des staatlichen Pensionsalters nicht notwendigerweise garantiert, dass das
Ziel der Verlängerung des Erwerbslebens erreicht wird. Sie argumentiert
weiter, dass – angesichts ihres Vorschlags, den Bezug der staatlichen Pension
hinauszuschieben – die Idee eines einzigen fixen, staatlichen Pensionsalters
anachronistisch erscheinen könnte, falls – wie beabsichtigt – die Menschen
beginnen, ihre staatliche Pension zu verschiedenen Altersstufen, beginnend
ab 65, zu beziehen. 

Des Weiteren erklärt das Grünbuch, dass die Anhebung des staatlichen
Pensionsalters zwar langfristige öffentliche Ausgaben reduzieren würde,
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aber gleichzeitig die Menschen mit niedrigem Einkommen, die in der
Pension mehr auf staatliche Zuschüsse angewiesen sind, unverhältnismäßig
beeinträchtigen würde. Auch tendieren diese Menschen zu einer niedrigeren
Lebenserwartung und würden so – da sie weniger Jahre in Pension sind –
eine unverhältnismäßige Einkommenskürzung erleben. Die Folgen könnten
insbesondere für jene schwer wiegend sein, die lange Zeit als einfache
Arbeiter in der Schwerindustrie gearbeitet haben, wo eine niedrige Lebens-
erwartung nachgewiesen ist. Während sie behauptet, dass sie nicht von den
Vorteilen einer Anhebung des staatlichen Pensionsalters überzeugt ist, hat
die Regierung ihre Bereitschaft signalisiert, Vorschläge für Reformen in
Betracht zu ziehen, die bedeuten würden, dass es möglich wäre, das staatliche
Pensionsalter individuell festzulegen – abhängig von den Beschäftigungs-
jahren und nicht nur vom Alter. Darüber hinaus dürfte die Regierung ankün-
digen, dass sie Menschen, welche über das 65. Lebensjahr hinaus arbeiten,
volle Arbeitsrechte geben wird (BBC, 21. Juni 2004).

In ihrem Grünbuch zu Pensionen erklärt die Regierung, dass sie bereits
begonnen hat, auf die Fragen aus ihrer Perspektive als Arbeitgeber einzuge-
hen. Eine Empfehlung des Berichts „Winning the Generation Game“
(Cabinet Office, 2000) war, dass ArbeitgeberInnen im öffentlichen Sektor
ihre Pensionsalter überdenken und den Fall prüfen sollten, jenen Personen,
die bis 65 arbeiten wollen, dies auch zu erlauben. Laut Regierung ist dies
für 75 Prozent der öffentlichen Bediensteten bereits möglich und es wird
erwartet, dass die Zahl derjenigen, die über das 60. Lebensjahr tätig sein
wollen, ansteigt. Jedoch ermöglichen es die meisten Pensionssysteme des
öffentlichen Dienstes noch immer, dass eine reguläre Pension mit 60 Jahren
oder darunter bezogen werden kann, oder sie ermöglichen denjenigen einen
früheren Pensionsantritt, die länger im Dienst waren. Das Grünbuch der
Regierung schlägt vor, die Regeln der Pensionssysteme des öffentlichen
Dienstes zu ändern und für neue Mitglieder eine ungekürzte Pension ab dem
Alter von 65 statt 60 zur Auszahlung zu bringen. Eine Person, die im Rahmen
dieser Studie befragt wurde, hatte das Gefühl, dass dies nicht weit genug
gehen würde und argumentierte, dass dies nahezu keine unmittelbare
Auswirkung hätte

Die Regierung ist der Meinung, dass solche Reformen Ressourcen frei-
setzen würden, die zur Erhöhung der Flexibilität im Übergang vom Arbeits-
leben zur Pension und zum Anbieten von verbesserten Zuschüssen, die die
ArbeitgeberInnen und die Belegschaft würdigen, verwendet werden könnten.
Weiters sollen solche Reformen auch einen positiven Effekt auf die Ein-
stellung und Einbehaltung von MitarbeiterInnen haben. Die Regierung ist
auch der Ansicht, dass eine Anhebung des Pensionsantrittsalters die
Zukunftsfähigkeit der Pensionssysteme des öffentlichen Dienstes unterstützen
wird. Es würde weiterhin Möglichkeiten zur Frühpensionierung geben, aber 
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als Abweichung von einem regulären Pensionsalter von 65 anstatt von 60
Jahren.

In Bezug auf aktuelle Mitglieder würden die durch die Tätigkeit vor der
Änderung angefallenen Pensionsansprüche voll geschützt sein, wodurch sie
in der Lage wären, eine Pension ab dem Alter, das sie gegenwärtig erwar-
ten, zu erhalten, obwohl die Regierung in ihrem Grünbuch erklärt, dass sie
jede Nachfrage von aktuellen ArbeitnehmerInnen des öffentlichen Sektor,
länger zu arbeiten, berücksichtigen wird. 

Um die Arbeit der Regierung in diesem Bereich zu überwachen, wurde
eine Abteilung für die Verlängerung des Erwerbslebens im Ministerium für
Arbeit und Pensionen eingerichtet. Ihre Aufgabenbereiche sind die
Erhöhung der Beschäftigungsquoten sowie der Möglichkeiten für Menschen
im Alter von 50 Jahren und darüber für die Pension zu sparen. Die Ziele der
Abteilung sind:
�� die ArbeitgeberInnen zu ermutigen, Strategien, die auf die Einbe-

ziehung von älteren ArbeitnehmerInnenn abzielen, zu implementieren
�� die Beschäftigungsquote der älteren ArbeitnehmerInnen zu erhöhen
�� das Bewusstsein hinsichtlich Altersdiskriminierung generell zu 

erhöhen (einschließlich derjenigen, die auch von jüngeren Menschen
erfahren wird)
�� das Durchschnittsalter des Ausstiegs aus der erwerbstätigen Bevölkerung

zu erhöhen 
�� eine durch bisherige Erkenntnisse gestützte Strategie zur Verlängerung

des Arbeitslebens zu entwickeln und zu äußern
�� neue und bereits existierende Strategien hinsichtlich der zukünftigen

Verwendung zu überprüfen  
�� auf die Einführung einer Anti-Altersdiskriminierungsgesetzgebung im

Jahr 2006 vorzubereiten
Eine besondere Aktivität der Abteilung wird die Entwicklung einer

detaillierten Anleitung für eine optimale ArbeitgeberInnenvorgehensweise
sein, die eine schrittweise Hilfestellung für ArbeitgeberInnen im Bereich
Altersmanagement leisten wird. Eine andere Initiative wird es sein, innova-
tive Ansätze zu testen, die wirtschaftlich inaktive Menschen ermuntern,
eine Arbeit zu suchen und das „Jobcentre Plus“ zu kontaktieren, falls sie bei
der Arbeitsuche Unterstützung wünschen, .

Der Mehrheit der inaktiven Menschen zwischen 50 und dem staatlichen
Pensionsalter erhält aufgrund eines gesundheitlichen Problems oder einer
Behinderung eine Arbeitsunfähigkeitspension. Die Regierung ist der Auf-
fassung, dass neue AntragstellerInnen zwar die Rückkehr zur Arbeit erwarten,
jedoch den Umstieg nicht schaffen und in Folge frühpensioniert werden. Sie
meint auch, dass ein Mangel an Qualifikation, ein geringes Selbstbewusstsein
und die Diskriminierung seitens der ArbeitgeberInnen hinsichtlich der
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Verringerung der Beschäftigungsmöglichkeiten gleich bedeutsam sind wie
gesundheitliche Probleme. Im Jahr 2002 veröffentlichte die Regierung
„Pathways to work – helping people into employment“, ein Grünbuch über
Maßnahmen, um Empfängern von Invaliditätspensionen bei der Rückkehr
zur Arbeit zu helfen. Es wurde beabsichtigt, ungefähr ab Oktober 2003
Folgendes durchzuführen: 
�� frühe aktive Unterstützung – laufende Unterstützung durch eine per-

sönliche Beraterin/einen persönlichen Berater und wiederholter
Gespräche mit Schwerpunkt auf Arbeit, kombiniert mit einem
Aktionsplan mit einer starken Betonung auf Rückkehr zur Arbeit
�� wachsender Zugang zu Fachbeschäftigungsprogrammen – die Ein-

führung von besseren Maßnahmen zur Verweisung an bestehende
Programme wie den „New Deal for Disabled People“ und „New Deal
50 plus“ (s. unten) und an neue Programme zur Unterstützung der
Arbeitswiedereingliederung. Diese Unterstützung wird gemeinsam
vom „Jobcentre Plus“ (seit April 2002) und dem nationalen Gesund-
heitsdienst angeboten, um Menschen dabei zu helfen, Beschwerden
wie Rückenschmerzen und Depressionen effektiver zu bewältigen, mit
dem Ziel eines Schrittes in Richtung Beschäftigung 
�� die Einführung einer „Zurück-zur-Arbeit“-Zahlung von £ 40 pro

Woche für 52 Wochen an all jene, die für mehr als 16 Stunden pro
Woche von der Invaliditätspension zur Arbeit zurückkehre, 
�� mehr Unterstützung für jene, die von der Invaliditätspension auf die

Beihilfe für Arbeit Suchende umgestiegen sind – verbindlicher früher
Zugang zum relevanten „New Deal“, um dieser Gruppe zu ermöglichen,
eine persönliche Unterstützung ab ihrem Antrag auf Beihilfe für
Arbeit Suchende zu erhalten 

In seiner Haushaltserklärung 2004 kündigte der Kanzler an, dass die
Regierung Versuchsmaßnahmen einführen würde, die darauf abzielen, den
Menschen, die Invaliditätspensionen beziehen und wieder zur Arbeit
zurückkehren möchten, zusätzliche Hilfe zukommen zu lassen. 

2. Aktive Arbeitsmarktmaßnahmen 
für ältere ArbeitnehmerInnen

Nach einer längeren Periode, während der die Teilnahmeraten unter den
älteren ArbeitnehmerInnen abnahmen, haben sich ihre Perspektiven in den
letzten Jahren geändert. Die Beschäftigungsraten sind gestiegen. Es ist
jedoch zu früh, um sagen zu können, ob dies einen großen Umschwung hin-
sichtlich der Chancen älterer ArbeitnehmerInnen darstellt. Natürlich sind
ältere ArbeitnehmerInnen unter den Langzeitarbeitslosen weiterhin über-
repräsentiert und die Zahl derer, die „inaktive“ Beihilfen erhalten, ist weit
größer als jener, die „aktive“ Beihilfen erhalten. Viele der Ersteren beziehen
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diese Beihilfen bereits seit einer erheblichen Zeitspanne und es erscheint
unrealistisch zu erwarten, dass eine große Anzahl dieser Menschen über-
redet werden kann, diese Beihilfen aufzugeben und irgendeine Art von
Beschäftigung aufzunehmen, selbst wenn ihnen großzügige finanzielle
Anreize angeboten würden. Es gibt jedoch eine ansehnliche Minorität, die
eine gewisse Bindung an den Arbeitsmarkt beibehalten hat.

Aktive Arbeitsmarktmaßnahmen haben oft ältere ArbeitnehmerInnen
als Zielgruppe. Die wichtigste dieser Maßnahmen ist der „New Deal 50
plus“, der bereits von einer großen Anzahl von älteren ArbeitnehmerInnen
in Anspruch genommen wurde, obwohl diejenigen, die „inaktive“
Beihilfen erhalten, eher weniger teilgenommen haben. Wenn man
bedenkt, dass diese den weitaus größeren Teil der Klientengruppe reprä-
sentieren, deutet das auf Schwächen in der derzeitigen Regierungs-
strategie hin. Dies wurde jedoch erkannt und wird in neuen politischen
Strategien angesprochen. Dennoch nehmen die Teilnahmeraten unter den
älteren Menschen seit einiger Zeit ab, was nahe legt, dass die Effektivität
des Programms nicht aufrechterhalten wurde. 

2.1. Arbeitsvermittlung und Steuerabsetzbetrag 
für WiedereinsteigerInnen

Der „New Deal 50 plus“ ist das Flaggschiff unter den Beschäftigungs-
programmen für ältere ArbeitnehmerInnen. Das Programm wurde im April
2000 eingeführt und richtet sich an Menschen mit 50 Jahren und darüber. Es
zielt darauf ab, diesen Menschen praktische Hilfe und Unterstützung, die
zur effektiven Wettbewerbsfähigkeit am Arbeitsmarkt benötigt wird, zu bieten.
Es kann als eine integrative Maßnahme betrachtet werden, da Unterstützung
bei der Arbeitsuche mit einem Steuerabsetzbetrag für WiedereinsteigerInnen,
Schulungsbeihilfen und Arbeitstests kombiniert wird (s. unten). 

In seiner ursprünglichen Form (DfEE, 2000) bot das Programm arbeits-
losen älteren Menschen, die aufgrund ihrer Situation für zumindest 6 Monate
Beihilfen bezogen haben und wieder in die Erwerbstätigkeit zurück wollten,
Beratung an. Das Programm war freiwillig (im Gegensatz zu anderen Ele-
menten des New-Deal-Programms) und offen sowohl für jene, die Arbeits-
losenunterstützung erhielten, als auch für jene, die arbeitslos gemeldet waren.
Eine große Anzahl an praktischen Hilfen durch eine persönliche
Beraterin/einen persönlichen Berater wurde angeboten: Unterstützung in
Bezug auf Fertigkeiten für die Arbeitsuche, Reisekosten für Bewerbungs-
gespräche, arbeitsbezogenes Lernen für Erwachsene und Arbeitstests. Es
gab auch eine Reihe von Unterstützungen für Menschen mit Behinderungen.
Ein Beschäftigungszuschuss – £ 60 pro Woche, steuerfrei und zusätzlich zum
Lohn bei einer Ganztagsbeschäftigung; £ 40 für eine Teilzeitbeschäftigung –
wurde ausbezahlt. Dieses zusätzliche Geld wurde direkt an die Arbeit-
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nehmerin/den Arbeitnehmer, nicht an die Arbeitgeberin/den Arbeitgeber
gezahlt. Bei einer Ganztagsbeschäftigung garantierte der „New Deal 50
plus“ einen Nettolohn von mindestens £ 180 pro Woche (über £ 9300 pro
Jahr) im ersten Jahr der Beschäftigung. Der Beschäftigungszuschuss konnte
auch zum Aufbau einer kleinen Firma verwendet werden. Daneben stand
eine Schulungsbeihilfe für die Weiterbildung am Arbeitsplatz von bis zu 
£ 750 zur Verfügung. Das Programm wurde überarbeitet und umfasst jetzt
Folgendes:
�� persönliche Hilfe und Unterstützung bei der Arbeitsuche
�� eine Schulungsbeihilfe für die Weiterbildung am Arbeitsplatz von bis

zu £ 1500
�� ein „Working Tax Credit“ (Steuerabsetzbetrag für Niedrigver-

dienerInnen), dessen Höhe vom individuellen Einkommen und von
den Umständen abhängig ist 

Der „Working Tax Credit“ wurde im April 2003 eingeführt. Er umfasst
ein „Zurück-zur-Arbeit“-Element für Menschen im Alter von 50 Jahren und
darüber, die aufgrund ihrer Situation für zumindest 6 Monate Beihilfen
bezogen haben. Das Ziel ist hier, jenen, die sich bei der Rückkehr zur Arbeit
Barrieren gegenübersehen, zusätzliche Hilfe anzubieten. Eine Person, die
im Rahmen dieser Studie befragt wurde, war beunruhigt, dass die Ein-
führung des „Working Tax Credit“ die Inanspruchnahme des „New Deal 50
plus“ negativ beeinflusst haben könnte. Der frühere Beschäftigungs-
zuschuss war laut der Befragten ein viel handfesterer Anreiz, während um
den „Working Tax Credit“ angesucht werden muss und es eine zeitliche
Verzögerung des Erhalts geben könnte. Haushaltssituationen werden bei der
Antragsstellung berücksichtigt und die ArbeitgeberInnen werden sich der
Situation der ArbeitnehmerInnen bewusst werden. 

Die Regierung betrachtet dieses Programm als Erfolg und ein Repräsentant
einer Arbeitgeberinstitution sagte, dass es einen positiven Effekt gegeben
hat, ohne Unternehmen zu überlasten. Ein Repräsentant einer Arbeitgeber-
institution, der im Rahmen dieses Projekts befragt wurde, sagte aus, dass
seine Organisation vorsichtig in Bezug auf altersspezifische Strategien
wäre, und zwar insofern, dass sie Botschaften senden könnten, die Alters-
barrieren verstärken. Die KlientInnen scheinen jedoch der Meinung zu sein,
dass ein besonders Augenmerk auf die Bedürfnisse von Menschen im Alter
von 50 und darüber ein positiver Aspekt des Programms ist (Moss &
Arrowsmith, 2003).

Andererseits beschrieb ein Gewerkschaftsrepräsentant die Inanspruch-
nahme als geringer als erhofft worden war. Seit seinem Start im April 2000
haben 110.000 KlientInnen über das Programm eine Beschäftigung aufge-
nommen (DWP, 2004), obwohl dies eine Minderheit derjenigen repräsen-
tiert, die als arbeitslos eingestuft sind, und nur einen kleinen Teil derjenigen,
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die tatsächlich teilnahmeberechtigt sind. Von denjenigen, die eine Beschäf-
tigung aufgenommen hatten, hatte ein Drittel eine Behinderung und beinahe
ein Drittel waren Frauen. Die folgenden Tabellen stammen aus dem Bericht
der Arbeitsvermittlung über die Inanspruchnahme von Beschäftigungs-
zuschüssen und Schulungsbeihilfen im Rahmen des „New Deal 50plus“. 

Tabelle 1 zeigt, dass es ab April 2000 einen stetigen Anstieg bei der
Inanspruchnahme von Beschäftigungszuschüssen im Rahmen des „New
Deal 50 plus“ gab, obwohl jüngste Daten nachweisen, dass die Teilnahme
seit der Einführung des „Working Tax Credit“ graduell abnahm (Age

Quartal/Monat Gesamt Männer % Frauen %

April-Juni 00 7.170 5.230 73 1.930 27
Juli-Sept. 00 8.310 5.930 71 2.390 29
Okt.-Dez. 00 9.350 6.310 67 3.040 33
Jan.-März 01 8.190 5.670 69 2.520 31
April-Juni 01 9.100 6.370 70 2.730 30
Juli-Sept. 01 9.100 6.290 69 2.810 31
Okt.-Dez. 01 8.700 5.760 66 2.940 34
Jan.-März 02 7.060 4.790 68 2.270 32
April 02 2.460 1.710 70 7.50 30
Mai 02 3.330 2.300 69 1.040 31
Juni 02 2.540 1.740 69 800 31
Juli 02 2.620 1.810 69 810 31
August 02 3.060 2.080 68 980 32
September 02 2.480 1.640 66 840 34
Oktober 02 2.860 1.910 67 950 33
November 02 3.490 2.300 66 1.190 34
Dezember 02 1.940 1.280 66 660 34
Januar 03 2.010 1.330 66 680 34
Februar 03 2.000 1.340 67 660 33
März 03 2.290 1.530 67 760 33

Gesamt 98.040 67.300 69 30.750 31

Tabelle 1: Die Anzahl der am Monatsende im Rahmen des „New Deal 50 plus“ 
beanspruchten Beschäftigungszuschüsse 

Quelle: ND50 + Auswertungsdatenbank

Art der Beschäftigung Darunter

Ganztag (1) % Teilzeit (2) % Selbstständig %

Gesamt 68.630 70 29.420 30 12.190 12

Tabelle 2: Beschäftigungsstatus der „New Deal 50 plus“-TeilnehmerInnen 
Quelle: ND50 + Auswertungsdatenbank
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Concern, 2005). Die Tabelle zeigt auch, dass zwei Drittel der KlientInnen
männlich sind. 

Die Mehrheit der AnspruchstellerInnen von Beschäftigungszuschüssen
fällt unter die Altersgruppe der 50- bis 54-Jährigen (59 Prozent) und hat
zuvor eine Beihilfe für Arbeit Suchende (72 Prozent) beansprucht, während 
7 Prozent zuvor eine Invaliditätspension beansprucht hatten. Etwa 12
Prozent haben eine selbstständige Tätigkeit aufgenommen.

Der „New Deal 50 plus“ wurde evaluiert. Frühe Ergebnisse aus den
Befragungen einer kleinen Gruppe von KlientInnen (38) waren, dass die all-
gemeinen Eindrücke positiv wären. Als Hauptelement des Programms
wurde der Beschäftigungszuschuss empfunden, über den die Meinungen
positiv ausfielen. Die KlientInnen hatten das Gefühl, dass er ein Anreiz sei,
um eine gering entlohnte Arbeit aufzunehmen, sowohl was die Höhe als
auch was die Zuverlässigkeit des Einkommens betrifft. Dass die Arbeit-
geberInnen nichts über den Zuschuss wussten, wurde von den KlientInnen
auch als positiv angesehen, da sie das Gefühl hatten, dass dadurch die ange-
botenen Löhne nicht beeinflusst werden würden. Dies ist besonders ange-
sichts der Tatsache, dass der neue „Working Tax Credit“ über die Arbeit-
geberin/den Arbeitgeber verwaltet wird, wichtig. Er scheint auch einen posi-
tiven Effekt in Bezug auf die Verringerung der Schwellenlöhne zu haben.
Während die Höhe des Zuschusses als akzeptabel angesehen wurde, gab es
Bedenken dahingehend, dass er nur für ein Jahr ausbezahlt wurde. Es gab
auch die Tendenz, dass er in geografischen Gebieten mit niedrigen Löhnen
und niedrigen Lebenshaltungskosten am effektivsten war. Vieles weist dar-
auf hin, dass die Beendigung des Beschäftigungszuschusses für einige zu
finanziellen Nöten geführt hat, was beim Entwurf des „Working Tax Credit“
berücksichtigt wurde (Moss & Arrowsmith, 2003). Ein spezielles Thema war
die Zukunftsfähigkeit der Teilzeitbeschäftigung, da jene, die nach dem Ende
des Beschäftigungszuschusses ihre Arbeitsstunden nicht erhöhen konnten,
benachteiligt wurden. Die Mehrheit der KlientInnen tendierte trotzdem
dazu, im Arbeitsverhältnis zu bleiben, sobald sie eine Beschäftigung gefun-
den hatten. Ein anderes Thema war, dass – obwohl die Mehrheit der Arbeits-
historien der KlientInnen höher bezahlte Tätigkeiten und Facharbeiten
umfasste – die Mehrheit eine gering bezahlte oder eine manuelle Tätigkeit
für Ungelernte aufnahm. Moss und Arrowsmith deuten auch an, dass ein
Faktor, der zur geringen Aufnahme des „New Deal 50 plus“ unter den
Invaliditätspensionsbeziehern beiträgt, sein könnte, dass die finanziellen
Gewinne, die aus einer bezahlten Beschäftigung resultieren, für manche zu
gering wären und einige sogar schlechter dastehen würden. 

Als Bekräftigung der oben genannten Ergebnisse hatten nur wenige von
der Schulungsbeihilfe als Element des Programms gehört oder waren daran
interessiert. Auch wurde die Unterstützung durch eine persönliche Beraterin/
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einen persönlichen Berater wahrscheinlich weniger oft genannt als der
Beschäftigungszuschuss (Atkinson et al., 2000). Ein Faktor, der zur extrem
geringen Inanspruchnahme der Schulungsbeihilfe im Rahmen des „New
Deal 50 plus“ betrug, war, dass die KlientInnen keine Erfahrung darin hat-
ten, für eine Schulung zu bezahlen, und daher wenig Wissen darüber hatten,
was sie benötigen oder wie sie auf Schulungen zugreifen könnten
(Atkinson, 2001). Andere Faktoren scheinen zu sein, dass eine arbeitsinterne
Unterstützung in Bezug auf die Entwicklung eines Ausbildungsplans nicht
verfügbar war und dass die Ansicht vorherrschte, dass für die Arten von
Beschäftigung, die aufgenommen wurden, keine neuen Fertigkeiten not-
wendig seien (Moss & Arrowsmith, 2003). Eine Meinung war, dass das
Programm zu abrupt enden würde, sobald die Klientin/der Klient eine Arbeit
aufgenommen hat, und dass eine Folgeunterstützung vorteilhaft wäre. 

Eine weitere, im Oktober 2000 durchgeführte Umfrage unter 1.127
KlientInnen (Atkinson & Dewson, 2001) ergab, dass die KlientInnen eher
im unteren teilnahmeberechtigten Altersbereich zu finden waren (das
Durchschnittsalter betrug 55 Jahre). Die meisten KlientInnen waren männ-
lich. Die Schulungsbeihilfe wurde kaum genutzt, wodurch frühere Ergebnisse
bestätigt wurden. In dieser Forschungsarbeit wurde behauptet, dass der
Nutzen des Beschäftigungszuschusses auch weniger eindeutig wäre. Über
die Hälfte der Befragten sagte, dass sie in jedem Fall eine Beschäftigung auf-
genommen hätten, obwohl der Zuschuss beinahe zwei Drittel (63 Prozent)
dazu ermutigt hat, früher eine Beschäftigung aufzunehmen, als dies sonst der
Fall gewesen wäre, und über zwei Fünftel (43 Prozent) dazu, länger im
Arbeitsverhältnis zu bleiben, als dies sonst der Fall gewesen wäre. Die
Hauptfaktoren, die beeinflussten, ob eine Klientin/ein Klient eine Beschäf-
tigung aufgenommen hatte oder nicht, waren das Alter (55 oder jünger), das
Geschlecht (weiblich), eine kurze Zeit der Arbeitslosigkeit sowie die
Tatsache, dass aufgrund des Beschäftigungszuschusses eine Arbeit mit einem
niedrigeren Lohn genommen wurde. 40 Prozent dachten, dass sie nach
Beendigung des Zuschusses wahrscheinlich im Arbeitsverhältnis verbleiben
würden, 11 Prozent dachten, dass sie wieder Beihilfen beantragen würden,
und der Rest plante, im Arbeitsverhältnis zu verbleiben und das Einkommen
zu erhöhen. Ein Gewerkschaftsvertreter, der im Rahmen des Projekts befragt
wurde, sagte, es hätte den Anschein, dass viele ArbeitnehmerInnen durch
die Arbeiten, die gefunden wurden, keine Einkommensverbesserung erfah-
ren und dass sie dazu tendiert hatten, im Arbeitsverhältnis zu verbleiben.
Seiner Meinung nach könnte dies nicht als positives Ergebnis gewertet 
werden.

Eine weitere Phase dieses Forschungsprojekts (Atkinson, 2001a)
bestand aus einer Telefonumfrage unter 503 Personen im Februar 2001. Die
Hälfte der Befragten war bereits in Phase 1 interviewt worden, der Rest
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waren neue KlientInnen. Unter den neuen KlientInnen waren weniger Lang-
zeitarbeitslose als in Phase 1, was die Vermutung nahe legte, dass eine Ver-
schiebung in Richtung einer „Bewegung“ der TeilnehmerInnen stattfand.
Unter jenen, die nochmals kontaktiert wurden, waren sechs Monate nach der
ersten Befragung rund zwei Drittel noch immer beschäftigt. Unter denjenigen,
die sechs Monate zuvor keine Arbeit gefunden hatten, war jetzt jedoch nur
eine/einer von fünf beschäftigt. Wenige der neuen TeilnehmerInnen erwarteten
wieder eine Beihilfe zu beantragen, nachdem sie eine Beschäftigung gefun-
den hatten, und wenige, deren Zuschuss ausgelaufen war, hatten dies getan. 

Obwohl die Mehrheit der KlientInnen erleichtert war, wieder Arbeit zu
haben, gab es einige, die ihren Erfahrungen bei der Arbeit gegenüber negativ
eingestellt waren (Atkinson et al., 2003). Die selbstständigen „New Deal 50
plus“-KlientInnen standen dem Beschäftigungszuschuss, der sie im ersten
Jahr, in dem sie ihre Firma aufbauten, unterstützte, tendenziell ziemlich
positiv gegenüber.  

Als Reaktion auf das politische Interesse, in Erfahrung zu bringen, was
mit den „New Deal 50 plus“-KlientInnen nach Beendigung des Beschäf-
tigungszuschusses passiert, wurden andere Untersuchungen durchgeführt
(Grierson, 2002). Die Auswertungsdatenbank des „New Deal 50 plus“
wurde herangezogen, um KlientInnen, deren Zuschuss mehr als sechs und
mehr als 12 Monate zuvor ausgelaufen war, zu ermitteln. Es sollte jedoch
beachtet werden, dass – zum Zweck dieser Analyse – die Weiter-
beschäftigung nur durch die Analyse der Beihilfenliste einer Klientin/eines
Klienten gemessen werden konnte. Falls eine Klientin/ein Klient zum
Beispiel sechs Monate oder ein Jahr nach Auslaufen des Beschäftigungs-
zuschusses noch immer keine Beihilfe erhält, dann wird gesagt, dass sie/er
weiterbeschäftigt ist. Es gibt keinen Beweis, dass die Klientin/der Klient
noch immer dieselbe Arbeit hat. Hinsichtlich der KlientInnengruppe, für die
es für volle zwölf Monate nach Ablauf ihres Beschäftigungszuschusses bei-
hilfebezogene Daten gab, stellte sich heraus, dass
�� 84 Prozent in der 52. Woche keine Beihilfen erhalten hatten
�� 77 Prozent zu keinem Zeitraum während der 12 Monate nach dem

Ende ihres Anspruchs erneut Beihilfen erhalten hatten.
Unter jenen, die in der 52. Woche erneut eine Beihilfe erhalten hatten

(16 Prozent), hatte die Hälfte wieder eine Beihilfe für Arbeit Suchende
erhalten. Die Wahrscheinlichkeit, dass eine Klientin/ein Klient nach sechs
Monaten wieder eine Beihilfe erhalten hat, war größer, wenn er männlich
war, zuvor Sozialhilfe oder eine Invaliditätspension erhalten hatte oder
selbstständig war oder eine Ganztagsstelle hatte. Schließlich gab es sechs
Monate nach der Aufnahme einer Tätigkeit einen bedeutenden Unterschied
in den Weiterbeschäftigungsquoten zwischen „Jobcentre Plus“-KlientInnen
im Alter von 50 Jahren und darüber und Beziehern von Beschäftigungs-
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zuschüssen. Letztere wiesen eine höhere Weiterbeschäftigungsquote von 84
Prozent auf, verglichen mit 70 Prozent bei Ersteren.

Wenn also die Zukunftsfähigkeit der Beschäftigung in Betracht gezogen
wird, dann war der „New Deal 50 plus“ ein Erfolg. Eine bedeutende
Minderheit an KlientInnen fühlte sich jedoch durch niedrig bezahlte Arbeit
oder Hilfsarbeit erniedrigt (Moss & Arrowsmith, 2003). Letztlich scheint
das Programm die KlientInnen auch in Bezug auf ein verbessertes Selbst-
vertrauen (obgleich bei vielen das Selbstvertrauen durchweg gering zu bleiben
scheint), eine erhöhte Motivation und eine effektivere Arbeitsuche zugute
zu kommen (Moss & Arrowsmith, 2003). 

Weitere Entwicklungen
In ihrem Grünbuch erklärte die Regierung, dass ab 2003 stufenweise ein

neues Paket an intensiveren Hilfeleistungen bei der Arbeitswiederein-
gliederung für Menschen im Alter von 50 Jahren und darüber sowie eine
Orientierungshilfe für ArbeitgeberInnen hinsichtlich der Vorzüge einer Ein-
stellung und Ausbildung von älteren ArbeiternehmerInnen eingeführt 
werden würde. Die Unterstützung im Rahmen des „New Deal 50 plus“
würde erweitert werden, sodass eine auf jede Klientin/jeden Klienten indivi-
duell zugeschnittene Hilfe aus einer Reihe von Möglichkeiten bezogen wer-
den könnte. Diese Möglichkeiten würden persönliche Beratung, Schulung,
Arbeitstests, ehrenamtliche Tätigkeiten und eine Schulungsbeihilfe für die
Weiterbildung am Arbeitsplatz umfassen. Dies würde allen Menschen im
Alter von 50 Jahren und darüber, die aufgrund ihrer Situation für zumindest
sechs Monate Beihilfen bezogen haben, und deren abhängigen Partnern im
Alter von 50 Jahren und darüber zur Verfügung stehen. 

Für Menschen zwischen 50 und 59 Jahren, die 18 Monate eine Beihilfe
für Arbeit Suchende bezogen hatten, schlug die Regierung eine Pilotstudie
vor, in deren Rahmen sie der „Intensive Activity Period“ des „New Deal 25
plus“ ab 2004 unterstellt werden. Gegenwärtig können Arbeit Suchende im
Alter von 50 Jahren und darüber, die 18 Monate eine Beihilfe für Arbeit
Suchende bezogen haben, freiwillig diese zusätzliche Hilfe und andere zu-
sätzliche Optionen wie den „Working Tax Credit“ in Anspruch nehmen. Seit
Dezember 2003 haben 73.910 KlientInnen im Alter von 50 Jahren und dar-
über am „New Deal 25 plus“ teilgenommen (http://www.dwp.gov.uk/asd/
asd1/ new_deal/dyp _dec03/ table1.pdf).

Laut Regierung unterlassen sie dies jedoch oft, da viele in Bezug auf die
Chance einer Rückkehr zur Arbeit entmutigt wurden. Die Regierung hat
Pilotprojekte mit ehrenamtlichen Organisationen vorgeschlagen, mit dem
Ziel, die Informationen über die Hilfe zur Arbeitswiedereingliederung
sowie über örtliche Arbeits- und ehrenamtliche Arbeitsmöglichkeiten zu
erweitern, um die Beschäftigungsaussichten von arbeitslosen Menschen im
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Alter von 50 Jahren und darüber zu verbessern. Sie schlägt auch den Einsatz
von örtlichen, in der Geschäftswelt ansässigen VermittlerInnen vor, um das
Bewusstsein der ArbeitgeberInnen hinsichtlich des wirtschaftlichen
Nutzens der Beschäftigung älterer ArbeitnehmerInnen zu erhöhen. Im Mittel-
punkt werden Branchen, die einen Mangel an Arbeitskräften erleben, stehen.

Die Regierung hat auch das Pilotprojekt „Wege zur Arbeit“ („Pathways
to Work“) implementiert, das sich auf BezieherInnen von Invaliditäts-
pensionen konzentriert (DWP, 2004). Die Hauptmerkmale sind:
�� Unterstützung durch spezialisierte persönliche BeraterInnen
�� eine Reihe an arbeitsbezogenen Gesprächen während der ersten 12

Monate eines Anspruchs, wenn eine Arbeitswiedereingliederung am
realistischsten ist
�� mehr Verantwortung und Befugnisse der persönlichen BeraterInnen

hinsichtlich der einfacheren Verweisung der Klienten an Regierungs-
programme, wie an den „New Deal for Disabled People“ und an
Programme zur Arbeitswiedereingliederung, die gemeinsam vom
„Jobcentre Plus“ und vom örtlichen nationalen Gesundheitsdienst
angeboten werden 
�� ein finanzieller Anreiz für Anspruchsberechtigte, um ins Erwerbs-

leben zurückzukehren
�� Einbeziehung von örtlichen InteressenvertreterInnen, z.B. Arbeit-

geberInnen und ÄrztInnen für Allgemeinmedizin
Die Regierung wird in die Durchführung dieser Änderungen beinahe 

£ 100 Millionen investieren. Im Zuge der Evaluation der Initiative wird
untersucht, ob der Ansatz für alle Altersgruppen gleich effektiv ist. 

2.2. Berufliche Weiterbildung und lebenslanges Lernen
Arbeitsbezogenes Lernen für Erwachsene

Das arbeitsbezogene Lernen für Erwachsene (WBLA) ist ein Ausbil-
dungsprogramm, das hauptsächlich auf Menschen über 25 Jahren, die
zumindest sechs Monate eine Beihilfe für Arbeit Suchende bezogen haben,
abzielt. Im April 2001 übernahm das Arbeitsmarktservice die Verantwortung
für das WBLA, heute wird es vom „Jobcentre Plus“ verwaltet. Das WBLA
ersetzte das Programm „Ausbildung für Arbeit“ (TFW) in England und Wales,
in Schottland ist es nach wie vor als TFW bekannt. Das WBLA bezweckt:
�� arbeitslosen Menschen bei der Aufnahme einer anhaltenden

Beschäftigung zu helfen
�� langzeitarbeitslosen Menschen bei der Aneignung von Fertigkeiten in

jenen Bereichen, in denen ein diesbezüglicher Mangel erkannt wurde,
zu helfen
�� langzeitarbeitslose Menschen zu einem erfolgreichen Übergang in die

Selbstständigkeit zu befähigen  



Das WBLA bietet:
�� eine kurze arbeitsbezogene Schulung (SJFT)
�� eine längere Berufsausbildung (LOT)
�� ein Basis-Beschäftigungsfähigkeitstraining (BET) 
�� Maßnahmen zur Förderung der Selbstständigkeit (SEP)
Tabelle 3 zeigt jene, die das Programm begonnen haben, jene, die es ver-

lassen haben, und jene, die aufgrund des Programms eine Beschäftigung
aufgenommen haben, nach Altersgruppen. Wie ersichtlich sind weniger
Menschen im Alter von 50 Jahren und darüber im Programm und die
Teilnahme fällt nach dem 60. Lebensjahr merklich ab.

Die Ergebnisse einer Studie, die die Verwendung des und die Erfahrung
mit dem WBLA von Menschen im Alter von 50 Jahren und darüber sowie
die Faktoren in Zusammenhang mit Teilnahme, Erfolg und erfolgreichen
Maßnahmen untersuchte, waren wie folgt (DfEE, 2001):
�� Im Jahr 1999 waren Menschen im Alter von 50 Jahren und darüber im

WBLA im Vergleich zu ihrem Anteil an allen Langzeitarbeitslosen
unterrepräsentiert.
�� Die Wahrscheinlichkeit, dass WBLA-AbgängerInnen über 50 Jahren

eine Qualifikation erlangten, war fast ebenso groß wie für die Alters-
gruppe 25-49 – 37 Prozent der über 50-Jährigen im Vergleich zu 
38 Prozent derer im Alter von 25 bis 49 in den Jahren 1999 bis 2000.
�� Weniger ältere AbgängerInnen fanden eine Arbeit, 36 Prozent im

Vergleich zu 41 Prozent in den Jahren 1999 bis 2000.
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April 01- Anfänger 1.323 9.471 10.548 10.279 8.545 7.022 5.997 3.535 351
März 02 Abgänger 1.008 7.485 8.319 8.049 6.649 5.449 4.771 2.851 288

Jobs 393 2.929 3.112 2.855 2.265 1.833 1.621 887 78
April 02- Anfänger 2.181 11.933 13.008 12.271 10.552 8.389 7.210 4.660 516
März 03 Abgänger 2.072 11.799 13.026 12.309 10.503 8.445 7.300 4.583 511

Jobs 806 4.154 4.184 3.946 3.295 2.632 2.473 1.470 147
April 03- Anfänger 4.001 7.854 8.667 8.820 7.507 5.766 4.897 3.353 427
Dez. 03 Abgänger 4.425 9.974 10.878 11.012 9.452 7.283 6.033 4.114 495

Jobs 1.071 2.875 2.920 2.780 2.449 1.922 1.611 1.069 100

Altersgruppe
18-24 25-29 30-34 35-39 40-44 45-49 50-54 55-59 60+

Tabelle 3: Beginn des und Abgänge aus dem WBLA nach dem Alter, 2001-20031

Quelle: DWP Auswertungsdatenbank

1Unter „Jobs“ werden jene Arbeiten gezählt, die innerhalb von 13 Wochen nach dem
WBLA gefunden wurden. Arbeitsdaten werden 6 Monate im Nachhinein ver-
öffentlicht, daher beziehen sich die Daten auf den Zeitraum bis Dezember 2003.
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Vieles an diesem Unterschied wird durch die höheren Quoten an Lang-
zeitarbeitslosen und an TeilnehmerInnen am BET unter jenen im Alter von
50 Jahren und darüber erklärt. Bei beiden Gruppen bekommen weniger
Trainees in beiden Altersgruppen eine Arbeit. Jedoch bekamen Trainees im
Alter von 50 Jahren und darüber, die drei Jahre oder mehr arbeitslos waren,
und diejenigen, die nicht am BET teilnahmen und weniger als sechs Monate
arbeitslos waren, weniger wahrscheinlich Arbeit als ihre jüngeren Pendants. 

Die meisten der befragten älteren Menschen waren mit ihren Schulungs-
maßnahmen zufrieden und hatten das Gefühl, dass ihre Bedürfnisse in
Bezug auf die Qualität des Unterrichts, der Unterrichtsmethode und der
Unterrichtsressourcen befriedigt wurden. Die Ergebnisse der Folgestudie
des Ministeriums für Bildung und Beschäftigung (DfEE) zeigen, dass acht
von zehn AbgängerInnen WBLA als nützlich und hilfreich bei der
Verbesserung ihres Selbstvertrauens und ihrer Fertigkeiten bzw. beim
Erlernen von neuen Fertigkeiten war. AbgängerInnen, die älter als 50 Jahre
waren, waren in Bezug auf diese Aspekte etwas zufriedener als jene im Alter
zwischen 25 und 49. 

BetreuerInnen haben jedoch angemerkt, dass sie es als schwierig erachten,
die WBLA-Maßnahmen für die Bedürfnisbefriedigung ihrer älteren
KlientInnen zu verwenden (Winterbotham et al., 2002). Die Gründe dafür
waren entweder, dass diese KlientInnen eine Schulung für fortgeschrittene
AnfängerInnen bzw. für Fortgeschrittene benötigten und die Anzahl dieser
Kurse begrenzt war, oder, dass die am besten geeignete Maßnahme oft das
Basis-Beschäftigungsfähigkeitstraining war und es besonders schwierig war,
ältere KundInnen davon zu überzeugen.    

Eine jüngere Evaluierung des WBLA auf Basis von Umfragedaten zeigte,
dass die kurze, arbeitsbezogene Schulung die Aufnahme einer Vollzeit-
beschäftigung beschleunigte (Anderson et al., 2004). Die Teilnahme erhöhte
die Chancen, etwa fünf Monate nach der Anmeldung eine Arbeit zu 
erhalten. Die Größe dieses Effekts bewegte sich um die 5 bis 7 Prozent-
punkte. Dieser Effekt war jedoch kurzlebig und nach zehn Monaten war
keine Auswirkung bemerkbar. Es scheint aber eine nachhaltige Folge für
KlientInnnen im Alter von 50 Jahren und darüber zu geben. 

Andere Schulungsinitiativen und lebenslanges Lernen
Im April 2004 startete die Regierungsstrategie „Skills“, die Strategien

für Lernende im Erwachsenenalter, einschließlich (möglicherweise) älterer
ArbeitnehmerInnen, festlegte. Diese beinhalten:
�� kostenloses Lernen für jeden Erwachsenen, der nicht bereits über gut

fundierte, für eine Beschäftigung notwendige Fertigkeiten verfügt 
�� Möglichkeiten für Erwachsene, technische, handwerkliche oder

gewerbliche Qualifikationen zu erlangen  
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�� eine Beihilfe von £ 30 pro Woche für Lernende im Erwachsenenalter
in Prioritätsgruppen, um sie bei der Absolvierung von Ganztags-
weiterbildungskursen zu unterstützen 
�� Aufhebung der Altersbeschränkung im „Modern Apprenticeship“-

System der Regierung, so dass Menschen über 25 Jahren Facharbeiten
erlernen können 
�� Reformierung der Informations-, Beratungs- und Orientierungshilfe-

dienste für Erwachsene, um Erwachsenen beim Einstieg ins Lernen zu
helfen und zu garantieren, dass die Einzelnen herausfinden, was sie
lernen sollen, wo sie lernen sollen und welche Ansprüche sie haben.

Eine befragte Person betrachtete letzteren Punkt als Kernpunkt. Neben
Möglichkeiten zum Wiedererwerb von Fertigkeiten meinte diese, dass, falls
solche Dienste nicht effektiv zur Verfügung gestellt und öffentlich gemacht
werden würden, sich ältere ArbeitnehmerInnen wahrscheinlich am Rande
des Arbeitsmarktes in Tätigkeiten mit geringerem Status wiederfinden 
würden. Ihrer Meinung nach sollten solche Dienste auf jene, die im Arbeits-
verhältnis stehen, die Beihilfen beziehen sowie auf jene, die wirtschaftlich
nicht aktiv seien, aber keine Beihilfen beziehen, abzielen.

Der Bildungsfonds der Gewerkschaften (ULF) (http://www.unionlear-
ningfund.org.uk/index.htm) wurde 1998 durch die Regierung ins Leben
gerufen, um Gewerkschaftsprojekte für das Lernen am Arbeitsplatz zu 
fördern. Das Ministerium für Bildung und Qualifikation wies dem Fonds 
£ 39,6 Millionen für die Jahre 2003 bis 2006 zu, um dessen Arbeit fortzu-
setzen. Die Ziele des ULF umfassen: 
�� die Erhöhung der Fähigkeit der Gewerkschaften, das Lernen zu fördern

und Lernorganisationen zu sein
�� den Gewerkschaften zu helfen, dass sich ArbeitgeberInnen an der Per-

sonalentwicklung und weiter gehend am lebenslangen Lernen beteiligen
�� die Möglichkeiten, zu lernen, für die ganze Arbeitnehmerschaft zu

erhöhen, vor allem für jene, die möglicherweise benachteiligt sind, 
einschließlich jener, die sich einer Diskriminierung gegenübersehen,
wie zum Beispiel ältere ArbeitnehmerInnen 
�� die Bereitstellung von Beratung, Orientierungshilfe und Unterstützung

von Lernenden
�� ArbeitgeberInnen zu ermutigen, hochqualitative, anerkannte Aus-

bildungsmethoden zu übernehmen, wie „Modern Apprenticeship“ und
„National Vocational Qualifications“ (NVQs) 

Eine Gewerkschaft oder eine staatliche Organisation, die Gewerkschaften
repräsentiert, ist berechtigt, um eine Finanzierung anzusuchen. Obwohl die
Projekte von der Gewerkschaft geleitet werden müssen, werden Partner-
schaften mit und die Einbeziehung von ArbeitgeberInnen gefördert. Die
Themen der Programme sind wie folgt:
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�� Entwicklung von Systemen, die die Ausbildung von gewerkschaftlichen
Bildungsverantwortlichen („Union Learning Representatives“) unter-
stützen
�� grundlegende Fertigkeiten und Kenntnisse  
�� Zusammenarbeit mit ArbeitgeberInnen zu Verbesserung von

Fertigkeiten und Produktivität
�� Verbesserung des Zugangs zum Lernen durch hochqualitative

Informationen, Beratung und Orientierungshilfe
�� Chancengleichheit und soziale Einbindung
�� Entwicklung hin zu Weiterbildung und höherer Bildung

2.3. Lohnkostenzuschüsse und Förderung der Selbstständigkeit
Lohnkostenzuschuss-Programme als solche waren kein Hauptmerkmal

der Politik in Bezug auf ältere ArbeitnehmerInnen im Vereinigten König-
reich. In den frühen 1990er-Jahren zielte ein Pilotprogramm, bekannt als
„50 Plus Job Start Allowance“, darauf ab, Menschen im Alter von 50 Jahren
und darüber zur Teilzeitarbeit zu ermutigen, mit dem Ziel, diese in eine
Vollzeitbeschäftigung umzuwandeln. Die TeilnehmerInnen an diesem
Programm erhielten sechs Monate lang einen Zuschuss von £ 20 zusätzlich
zu dem, was sie vom Arbeitgeber bezahlt bekamen. Das Programm wurde
jedoch aufgrund der geringen Teilnahme abgebrochen (Taylor & Walker,
1996). 

Auch der „New Deal 50 plus“ in seiner ersten Fassung bot den Teil-
nehmerInnen einen Beschäftigungszuschuss an, dessen Bedeutung aus
Studien zur Evaluierung des Programms ersichtlich wurde.

Im Zuge der oben genannten neuen Entwürfe, die die Maßnahmen für
Arbeit Suchende flexibler und besser an die Bedürfnisse der KlientInnen
und die lokalen Bedürfnisse angepasst gestalten sollen, hat die Regierung
eine Reihe an Optionen, die den Büros des „Jobcentre Plus“ zur Verfügung
stehen sollen, angekündigt, einschließlich Lohnkostenzuschüsse als Anreiz
für ArbeitgeberInnen, damit sie jene beschäftigen, welche sie ansonsten
nicht berücksichtigt hätten (DWP, 2004).  

Förderung der Selbstständigkeit
Die Regierung bietet kein spezifisches Unterstützungsprogramm zur

Förderung der Selbstständigkeit unter älteren ArbeitnehmerInnen an.
Dieses Ziel hat die „PRIME“-Initiative, die von „Age Concern England“
finanziert wird. PRIME ist die einzige nationale Organisation, deren beson-
deres Ziel es ist, Menschen über 50 Jahren beim Aufbau einer Firma zu 
helfen. Es handelt sich dabei um ein Non-Profit-Unternehmen, das formell
als Teil der Wohltätigkeitsorganisation „Third Age Challenge Trust“
(TACT) im Jahr 1999 auf die Initiative seiner Königlichen Hoheit des
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Prince of Wales gestartet wurde. Im Jahr 2002 wurde PRIME eine hundert-
prozentige Tochtergesellschaft des „Age Concern England“. PRIME wird
sowohl durch private als auch durch öffentliche Mittel finanziert. PRIME will
die über 50-Jährigen ermutigen: 
�� die Möglichkeit der Selbstständigkeit oder des Aufbaus einer Firma in

Betracht zu ziehen
�� eine örtliche Organisation zu finden, die ihnen Starthilfe und Gratis-

beratung anbieten kann 
�� bei ihr um ein Darlehen anzusuchen, falls sie nirgendwo sonst einen

Kredit aufnehmen können
Laut ihrem Geschäftsführer zeigt die Organisation 4.000 Menschen pro

Jahr Möglichkeiten zur Selbstständigkeit auf und gab als Kreditgeber letzter
Instanz beinahe 100 Darlehen an Menschen über 50, die kein Geld bei 
traditionellen Finanzinstituten aufnehmen konnten. Der Darlehensfonds
wird über die Lloyds Bank finanziert und wird von „Phoenix Fund“, „Age
Concern“ und „Help the Aged“ unterstützt.  

PRIME nimmt auch Einfluss auf PolitikerInnen und Entscheidungs-
trägerInnen, damit diese die Möglichkeiten für diese Gruppe erweitern und
die Barrieren, denen sich diese Gruppe gegenüber sieht, beseitigt. Mittels
„PRIME partnership“ beabsichtigt die Organisation, mit Agenturen, die im
Bereich Unternehmensunterstützung tätig sind, Verbindung aufzunehmen.
PRIME regt diese an:
�� die Nachricht zu verbreiten, dass sie Hilfe für über 50-Jährige, die

gerade eine Firma gründen, anbieten
�� ihre Dienstleistung ständig zu überprüfen und zu verbessern
�� sich über neue Ideen und Vorgehensweisen, die für diese Altersgruppe

relevant sind, zu informieren
Durch ein Netzwerk von PRIME-RegionalmanagerInnen und

Organisationen, die die über 50-Jährigen unterstützen, arbeitet sie auch 
mit regionalen Entwicklungsagenturen (RDAs) zusammen, um die
Möglichkeiten landesweit zu verbessern. Sie bezweckt:
�� Untersuchungen hinsichtlich der selbstständigen Tätigkeiten von über

50-Jährigen anzubieten
�� Erkenntnisse und Best-Practice-Richtlinien zusammenzustellen, um

EntscheidungsträgerInnen zu beeinflussen
�� neue Ansichten zu untersuchen und zu verbreiten

2.4. Altersteilzeit
Die Idee einer Altersteilzeit oder einer schrittweisen Pensionierung wird

zurzeit im Vereinigten Königreich ausführlich diskutiert. Die Regierung
äußerte in ihrem Grünbuch zu Pensionen die Meinung, dass die Menschen
ein schrittweises Ende ihres Arbeitslebens vorziehen würden. Gegenwärtig
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erlauben die Regeln der Steuerbehörde Menschen zu arbeiten und eine
Betriebspension zu beziehen, allerdings nur, falls sie nicht mehr bei dem
Unternehmen beschäftigt sind, das die Pension auszahlt. Die Regierung
schlägt vor, diese Beschränkung aufzuheben. Als Teil der Vereinfachung der
Pensionssteuersysteme (Inland Revenue, 2002) wird vorgeschlagen,
Systeme zu ermöglichen, welche den Menschen die Möglichkeit einräumen,
weiterhin für dieselbe Arbeitgeberin/denselben Arbeitgeber zu arbeiten,
während sie ihre Betriebspension beziehen. Dies wird im April 2006 in
Kraft treten. Verbunden damit hat die Regierung bekannt gegeben, dass sie
das Anspruchsmindestalter bis 2010 von 50 auf 55 Jahre anheben wird.
Nach Ansicht der Regierung sollten die ArbeitgeberInnen:
�� die ArbeitnehmerInnen nicht bestrafen, falls diese ihren Pensions-

antritt hinausschieben
�� den ArbeitnehmerInnen ermöglichen, über das normale Pensionsalter

hinaus zu arbeiten, um weiterhin für eine Pension einzuzahlen
�� sicherstellen, dass Letztbezug-Pensionssysteme jene, die in Altersteilzeit

gehen, oder jene, die ihre Verantwortung am Ende ihres Arbeitslebens
verringern, fair behandeln 

Die Regierung berät sich mit Arbeitgeber- und Arbeitnehmerorgani-
sationen sowie mit Organisationen, welche die Interessen der Pensions-
industrie vertreten, darüber, wie das optimale Verfahren gefördert werden
kann.

Die Vorschriften, die den Bezug einer staatlichen Pension während der
Arbeit regelten, wurden 1989 geändert. Eine Untersuchung über die Aus-
wirkung dieser Maßnahme stellte eine geringe Auswirkung auf die Teil-
nahmeraten der Männer, aber keinerlei Auswirkung auf jene der Frauen fest.

2.5. Bekämpfung von Altersdiskriminierung und Vorurteilen
Die Regierungen des letzten Jahrzehnts haben der Bewusstseins-

erhöhung speziell unter den ArbeitgeberInnen große Bedeutung zugemes-
sen. Ein wichtiges Element der jüngsten Beschäftigungspolitik sind die
Verhaltensrichtlinien zum Thema Altersvielfalt („Code of Practice on Age
Diversity”). Deren Auswirkungen in Bezug auf eine Veränderung des
ArbeitgeberInnenverhaltens scheinen jedoch gering zu sein. Kleine und
mittlere Unternehmen waren besonders schwer zu erreichen und die
Regierung hatte Schritte unternommen, um deren spezielle Bedürfnisse zu
anzusprechen. Nichtstaatliche Agenturen haben eine Schlüsselrolle bei der
Zusammenarbeit mit ArbeitgeberInnen in Bezug auf die Bekämpfung von
Altersbarrieren gespielt, jedoch gibt es noch immer entscheidende altersbe-
zogene Arbeitsmarktbarrieren. Sie haben auch eine wichtige Rolle bei der
Entwicklung und der Überprüfung von Public Policies gespielt. 

Seit dem Jahr 2000 vergibt die Regierung den „Age Diversity in
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Recruitment Awards of Excellence”. Sie will das Bewusstsein für dieses
Thema in spezifischen Branchen durch Artikel in Handelspublikationen und
in einem weiteren Rahmen durch Artikel in der allgemeinen Wirtschafts-
und Lokalpresse erhöhen (Education and Employment Committee, 2001).
Eine jüngere Initiative ist die „Age Positive”-Webseite (http://www.agepo-
sitive.gov.uk/). Diese wurde 2001 gestartet und enthält zum Beispiel:
ArbeitgeberInnenfallstudien, ein Diskussionsforum, Rat und Orientierung,
Updates der „Age Positive“-Kampagne der Regierung und des Fortschritts
der Gesetzgebung. 

Seit der Veröffentlichung der Gleichbehandlungsrichtlinie der EU gibt
es im Vereinigten Königreich eine grundlegende Debatte über die Form 
und den Inhalt der Gesetzgebung zum Verbot der Altersdiskriminierung.
Eine befragte Person schätzte diese Debatte für wichtig ein, da sie das
öffentliche Bewusstsein für dieses Thema erhöht. Verbunden damit gibt es
eine heftige Diskussion über die Zwangspensionierung. Die Regierung ent-
wickelt Entwürfe, um Alterdiskriminierung bei der Arbeit und Berufs-
ausbildung ab Dezember 2006 gesetzlich zu verbieten. Sie präsentierte die
ersten Entwürfe im Jahr 2001 (Cabinet Office, 2001). Dann legte das
Ministerium für Handel und Industrie detailliertere Entwürfe im
Beratungsdokument „Equality and Diversity: Age Matters“ vor. Die vor-
geschlagene Gesetzgebung wird direkte sowie indirekte Diskriminierung
aufgrund des Alters in der Arbeit und Berufsausbildung umfassen. Sie wird
Folgendes anstreben:
�� den Schutz der Arbeitenden, unabhängig davon, ob sie direkt angestellt

sind oder unter einer anderen Art von Vertrag arbeiten, wie Zeit-
arbeiterInnen und einige Selbstständige
�� den Schutz derjenigen, die sich um eine Arbeit bewerben
�� den Schutz von Amtsträgern, die von der Krone ernannt wurden, und

einiger anderer bezahlter Amtsträger (wie Unternehmensdirektoren
und Mitglieder einiger unabhängiger öffentlicher Gesellschaften)
�� den Schutz derjenigen, die eine arbeitsbezogene Ausbildung absolvieren

oder darum ansuchen
�� den Schutz derjenigen, die Kurse an Weiterbildungsinstitutionen und

höheren Bildungsanstalten (nicht Schulen) absolvieren oder die darum
ansuchen
�� in gewissen Situationen den Schutz von Menschen, die einen Arbeits-

platz, eine arbeitsbezogene Ausbildung oder eine Weiterbildungs-
institution oder eine höhere Bildungsanstalt verlassen haben 
�� den Schutz von Gewerkschaftsmitgliedern und Mitgliedern von

Berufsvereinigungen oder von denjenigen, die sich um eine Mit-
gliedschaft bewerben

In den Entwürfen wird erklärt, dass es unter außergewöhnlichen Um-
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ständen erlaubt sein wird, Menschen aufgrund des Alters unterschiedlich zu
behandeln, jedoch müssen ArbeitgeberInnen in der Lage sein, dies zu recht-
fertigen und, falls erforderlich, entsprechende Beweise vorzulegen.
Mögliche, von der Regierung bestimmte Ausnahmen sind:
�� Gesundheit, Wohlergehen und Sicherheit – zum Beispiel der Schutz

von jüngeren ArbeitnehmerInnen
�� Erleichterung der Beschäftigungsplanung – zum Beispiel, wenn eine

Firma eine Reihe von Menschen, die sich dem Pensionsalter nähern,
zur selben Zeit beschäftigt
�� die besonderen Ausbildungserfordernisse der Arbeit
�� Förderung und Belohnung von Loyalität
�� der Bedarf an einer angemessenen Zeit der Beschäftigung vor der

Pensionierung
Die Regierung legte Entwürfe für bestimmte Bereiche der Beschäftigung

dar:
�� Pensionsalter
�� Einstellung, Auswahl und Beförderung
�� Finanzielle und nichtfinanzielle Zuwendungen
�� Ungerechtfertige Entlassung
�� Freisetzung
�� Übergreifende Problemfelder
Eine kürzliche ArbeitgeberInnenbefragung ergab, dass in Bezug auf das

Verschwinden altersbezogener Barrieren vom Arbeitsmarkt noch immer
eine gewisse Wegstrecke vor uns liegt. Es wurde festgestellt, dass: 
�� 67 Prozent wussten, dass die Regierung eine Anti-Altersdiskri-

minierungsgesetzgebung einführt
�� 57 Prozent den Gebrauch von Alterbegrenzungen und altersbezogenen

Wörtern in Stellenanzeigen vermeiden würden 
�� 55 Prozent das Alter nicht als Basis für eine Freisetzung von Arbeits-

kräften verwenden würden 
�� 62 Prozent der Organisationen Schulungen ausschließlich basierend

auf dem Bedarf an Fertigkeiten durchführen würden. 
Im Juli 2005 legte das Ministerium für Handel und Industrie angesichts

der Reaktionen auf das Beratungsdokument die Entwürfe der Verordnungen
vor. Ursprünglich wurden die Entwürfe der Verordnungen in der ersten
Hälfte 2004 erwartet, aber dieser Termin hat sich merklich verzögert. 
Die Folge war, dass die Vorlage des Gesetzes vor dem Parlament, die für
Ende 2004 vorgeschlagen worden war, verschoben werden musste. Das
Ministerium für Handel und Industrie wird auch eine Anleitung entwickeln.
Die Gesetzgebung wird im Oktober 2006 in Kraft treten. Die Absicht hinter
dem früheren Zeitplan war, dass dadurch ArbeitgeberInnen, Ausbildungs-
anbieterInnen und andere mit neuen Pflichten gemäß der EU-Richtlinie
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zwei Jahre für die Beendigung ihrer Vorbereitungen haben würden. Jetzt ist
dieses Ziel nicht mehr erreichbar.

Es gibt erhebliche Differenzen zwischen Arbeitgeber- und Gewerk-
schaftsgruppen in Bezug auf ihre Positionen zu dieser Thematik. Aus der
Perspektive der Wirtschaft nimmt gegenwärtig insbesondere das Alters-
forum der ArbeitgeberInnen („Employers’ Forum on Age“, EFA) Stellung
zu den Entwürfen der Regierung. Während es zum Beispiel akzeptiert, dass
Zuwendungen auf Basis der Länge des Arbeitsverhältnisses als indirekte
Diskriminierung betrachtet werden könnten, gibt es in der Praxis keine 
bessere Alternative, da Kompetenz- und Belohnungsmanagement nicht 
adäquat sind. Ebenso enthalten Pensionssysteme Alterskriterien, was – falls
sie infrage gestellt werden würden – ArbeitgeberInnen dazu veranlassen
könnte, die Systeme aufzulösen. Das EFA glaubt, dass es einen Unterschied
zwischen Regelbefolgung und Best Practice gibt und dass es Arbeit-
geberInnen erlaubt sein sollte zu entscheiden, an welcher Stelle dieser Skala
sie agieren.

Das Thema eines Standardpensionsalters für Unternehmen löste
beträchtliche Kontroversen aus. Das Beratungsgremium für Pensionen der
Regierung argumentierte, dass es kein festgelegtes Alter geben sollte, falls
es jedoch eines gibt, dann sollte es beträchtlich höher als 65 sein. Andere,
wie der Verband der britischen Industrie, würden ein Standardpensionsalter
von 65 Jahren vorziehen (Financial Times, 23. Juni 2004). 

Auch zwischen den beiden Ministerien, die am meisten an den Themen
Alter und Beschäftigung beteiligt sind, gibt es einen offensichtlichen
Konflikt: das Ministerium für Handel und Industrie (DTI) und das
Ministerium für Arbeit und Pensionen (DWP). Einerseits hat das DWP bis
vor Kurzem eine größere Flexibilität in Bezug auf die Pensionierung bewor-
ben und behauptet, dass ein verpflichtendes Pensionsalter nicht angemessen
wäre, während gleichzeitig das DTI sagte, dass keine Entscheidung hin-
sichtlich der Zukunft des Pensionsalters getroffen wurde (Financial Times,
24. und 26. April 2004). Das DTI, zusammen mit Wirtschaftsgruppen wie
dem Verband der britischen Industrie und der Handwerkerorganisation EEF,
soll ein Standardpensionsalter von 65 Jahren favorisieren, das DWP und der
Hauptverband der britischen Gewerkschaften hingegen sollen sich gegen
ein verpflichtendes Pensionsalter aussprechen 2.

Die Meinung eines Gewerkschaftsvertreters war, dass ein Standard-
pensionsalter unerwünschte Auswirkungen auf die Pensionsansprüche und
Pensionsbezüge haben könnte, darüber hinaus war er der Meinung, dass ein
Standardpensionsalter nicht flexibel wäre, obwohl vieles für firmenspezifi-

2 Die beiden Ministerien haben sich kürzlich auf ein Standardpensionsalter von 65
Jahren geeinigt. 
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sche Pensionsabkommen sprechen würde. Des Weiteren wird argumentiert,
dass ein umfassendes nationales Standardpensionsalter gemäß der Gleich-
behandlungsrichtlinie nicht zulässig wäre, da es unter einem gesamtwirt-
schaftlichen Aspekt nicht objektiv gerechtfertigt werden könnte. Schluss-
endlich hat jedoch die Regierung kürzlich zu Gunsten eines Standard-
pensionsalters von 65 entschieden. Dies wird jedoch einer Überprüfung
unterzogen werden. 

3. Abschließende kritische Bemerkungen
In diesem Beitrag habe ich versucht, die gegenwärtige Situation in Bezug

auf Alter und Arbeit im Vereinigten Königreich zusammenzufassen. Die
Situation ist einer schnellen Entwicklung unterworfen, mit häufigen Regie-
rungserklärungen und neuen politischen Initiativen, und daher ist zwangs-
läufig jede Bewertung beinahe sofort nicht mehr aktuell. Die Behauptung,
dass es, bevor die Labour-Regierung 1997 an die Macht kam, kein politisches
Interesse für die Belange der älteren Arbeitnehmer gab, wäre nicht zutref-
fend. Die ersten Strategien gab es Ende der 1980er-Jahre. Es ist jedoch
offensichtlich, dass das Thema nach 1997 einen wichtigeren Platz in der poli-
tischen Agenda einnahm.

Wie steht es – angesichts des derzeitigen Interesses an älteren
ArbeitnehmerInnen im Vereinigten Königreich – mit deren Beschäftigungs-
chancen? Wie gezeigt wurde, sind die Beschäftigungsraten in den letzten
Jahren gestiegen, obwohl es schwierig ist vorherzusagen, ob dieser
Aufwärtstrend anhalten wird, falls zum Beispiel die Wirtschaft des
Vereinigten Königreichs, die derzeit stark ist, ins Schwanken gerät. Trotz
offenkundiger Förderungen und zahlreicher Initiativen, um bei der
Wirtschaft für die älteren ArbeitnehmerInnen zu werben, reagierten die
ArbeitgeberInnen nur langsam auf die sich ändernde Demografie im
Vereinigten Königreich (JRF, 2005). Obgleich die Beschäftigungsraten
unter den älteren ArbeitnehmerInnen gestiegen sind, gibt es Fragen hin-
sichtlich der Qualität ihrer Beschäftigung. Einige argumentieren, dass 
ältere ArbeitnehmerInnen an gefährlichen und unsicheren Arbeitsplätzen
überrepräsentiert sind und eine schlechte Gesundheit sowie Verletzungen
riskieren, die in Zusammenhang mit schlechter Arbeitsorganisation, nicht
geeigneter Ausbildung und mangelndem Wissen um die Gefahren und um
den geeigneten Umgang mit ihnen stehen (Quinlan et al., 2001; Quinlan &
Bohle, 2003; McGovern et al., 2004). Ihre Sicherheit am Arbeitsplatz ist
auch aufgrund der Arbeitsintensivierung und des Verlusts von leichten
Arbeiten und Überbrückungsarbeiten, bedingt durch straffe Produktions-
prozesse, gefährdet (Tros, 2004). Forschungsergebnisse weisen auch auf ein
abnehmendes Niveau der Arbeitszufriedenheit hin (Green, 2002), was mit
einer Neigung zur Pensionierung einher geht. Der Ausstieg aus dem
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Mit der Veranstaltung „Arbeit und Alter – Erfahrungen aus Europa“ 
setzen sich die Sozialpartner erneut mit der Problematik einer alternden
Arbeitswelt auseinander. Einerseits wird es in 25 Jahren in Europa über 20
Millionen ArbeitnehmerInnen weniger geben, andererseits haben Menschen
zwischen 55 und 64 Jahren derzeit auch in Österreich schlechte Chancen
auf Arbeit. Es müssen Maßnahmen gesetzt werden zur Bewußtseins-
änderung bei ArbeitnehmerInnen und ArbeitgeberInnen, zur Anregung
eines Umdenkprozesses in Bezug auf ältere Beschäftigte sowie weiters zur
Sensibilisierung und Information der Öffentlichkeit über die Fähigkeiten
wie auch Entwicklungsmöglichkeiten von älteren ArbeitnehmerInnen und
die wertvolle Nutzung dieser Potentiale.  

Arbeitsmarktpolitische Rahmenbedingungen
Die demografisch bedingte Zunahme älterer Arbeitskräfte, der generelle

wirtschaftliche Strukturwandel und die daraus resultierenden Verän-
derungen erfordern gezielte arbeitsmarktpolitische Schritte in den nächsten
Jahren.

Lohnnebenkostensenkung
Die Lohnnebenkostensenkung, die in einem ersten Schritt durch das

Budgetbegleitgesetz 2003 eingeleitet wurde, muss fortgesetzt werden,
damit eine spürbare Entlastung bei der Beschäftigung von Arbeit-
nehmerInnen bereits ab 50 Jahren eintritt. Die soeben beschlossene
Senkung der Lohnnebenkosten für Personen über 60 Jahren um insgesamt
12,5 Prozent (Entfall des Arbeitslosenversicherungs-Beitrages bereits ab
dem Alter von 56/58, des Unfallversicherungs-Beitrages, des Insolvenz-
entgeltausfallfonds-Zuschlages, und des Familienausgleichsfonds-Beitrages)
sollte in einem zweiten Schritt für ArbeitnehmerInnen ab 50 eingeführt wer-
den. Diese Maßnahme würde den notwendigen Impuls für die
Beschäftigung älterer ArbeitnehmerInnen geben und eine wachstums-
fördernde Entlastung der Betriebe bringen.

Lohnpolitische Modifikationen 
Lohnpolitische Modifikationen (z.B. die Abflachung der Gehalts/ Lohn-

kurve oder eine Reduzierung der Biennalsprünge) würden ebenfalls zu

Gezielte arbeitsmarktpolitische
und betriebliche Schritte setzen 

Martin Gleitsmann, Leiter der Abteilung für Sozialpolitik und
Gesundheit der Wirtschaftskammer Österreich
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einer Verbesserung der Situation der älteren ArbeitnehmerInnen führen. Die
Alterseinkommensprofile unterscheiden sich von Altersproduktivitäts-
kurven. Die feststellbaren Muster im Hinblick auf den Zusammenhang von
Entlohnung und Produktivität zeigen, dass für viele ältere Arbeit-
nehmerInnen die Produktivität beträchtlich hinter der Bezahlung zurück-
bleibt. Ein ungünstiges Verhältnis von Produktivität und Lohn ist auch ein
Indiz dafür, dass Betriebe keine älteren ArbeitnehmerInnen beschäftigen
wollen. Das ist einer der Gründe, warum die Arbeitslosenzeiten bei über 
50-Jährigen sehr lang sind. 

Eine Lösung besteht etwa darin, mehr leistungsbezogene Elemente in
die Berechnung des Lohns einfließen zu lassen. Es gilt also Kriterien zu fin-
den, die als „gerecht“ akzeptiert werden. Die Kriterien können auch mit
gemeinsamen Leistungen wie etwa dem von einer bestimmten Abteilung
erzielten Gewinn oder den Produktionszahlen einer Arbeitseinheit ver-
knüpft sein. 

Finanzielle Anreize
Finanzielle Anreize, wie etwa Lohnzuschüsse, Eingliederungsbeihilfen

oder Prämien („Come back“) – diese arbeitsmarktpolitischen Instrumente
haben sich bereits bewährt und sollten großzügiger gehandhabt werden.
Solche Maßnahmen veranlassen ArbeitgeberInnen, nach Möglichkeiten zu
suchen, die Trennung von älteren Beschäftigten zu verhindern. Daher sollte
die Eingliederungsbeihilfe vom Arbeitsmarktservice (AMS) stark ausge-
baut werden. Mit der Eingliederungsbeihilfe können Betriebe einen
Zuschuss in Höhe von bis zu 66 Prozent der Lohn- und Lohnnebenkosten
für die Zielgruppe der über 50-Jährigen, der Langzeitarbeitslosen (über 12
Monate) oder der von Langzeitarbeitslosigkeit Bedrohten (das können auch
Personen ohne Pflichtschulabschluss sein) erhalten. 

Steigerung der Effizienz und Qualität von Weiterbildungsprogrammen
für ältere Arbeitslose 

Prinzipiell kann sich das ungünstige Verhältnis zwischen Produktivität
und Entlohnung durch Schulungsmaßnahmen verbessern. Die Erwerbs-
quoten sind im Allgemeinen bei niedrig qualifizierten Personen am gering-
sten. Auch die Abnahme der Erwerbsquote mit dem Alter ist bei weniger
ausgebildeten Personen deutlich größer als bei besser ausgebildeten Arbeit-
nehmerInnen. Außerdem neigen besser qualifizierte ArbeitnehmerInnen
eher zu beständiger Weiterbildung im Laufe ihres Arbeitslebens. Daher ist
es wichtig, die Anzahl der weniger ausgebildeten Personen durch zweierlei
Maßnahmen zu reduzieren: durch eine Verbesserung der Grundausbildung
und durch Angebote für weniger ausgebildete Erwachsene, ihr Aus-
bildungsniveau zu verbessern.



137

Betriebliches Altersmanagement  
Betriebe sollten Methoden des Alters- und Personalmanagements 

schaffen, die ein Umfeld kreieren, in dem ältere Personen ihre spezielle
Leistungsfähigkeit optimal ausschöpfen und weiterentwickeln können. Zu
den Methoden des betrieblichen Altersmanagement gehört die Entwicklung
einer Unternehmenskultur, die sich um die Anerkennung der Leistungen,
die Förderung der Stärken und  ein Empowerment durch Wertschätzung der
vorhandenen Fähigkeiten der MitarbeiterInnen bemüht. 

Das Personalmanagement sollte an der Entwicklung generations- und
branchenspezifischer Karrierepläne arbeiten, Teamarbeit anregen, Arbeits-
mobilität innerhalb der Betriebe fördern, individuelle Fähigkeiten der
MitarbeiterInnen ausloten und sie dementsprechend im Unternehmen ein-
setzen. In alternsgerechten Organisationen gibt es horizontale Berufs-
verläufe, systematischen Belastungswechsel zur Erhaltung der Arbeits-
bewältigung und der Gesundheit über das gesamte Berufsleben hinweg
sowie die Einräumung von Karrieremöglichkeiten und die optimale
Nutzung von Kompetenzen.

Die Schaffung von individuellen Arbeitszeitregelungen zur Berück-
sichtigung etwaiger alters- und gesundheitsbedingter Leistungs-
schwankungen kann z.B. zur optimalen Nutzung von Kompetenzen bei-
tragen.

Gesundheitsförderung
Ziel ist es auf Unternehmensebene die Gesundheit der Mitarbeiter 

präventiv zu unterstützen. Ein vorsorgender und gesundheitsfördernder
Ansatz (Teamarbeit, Minimierung der Verschleiß- und Routinetätigkeiten,
Gesundheits- und Sicherheitsmanagement) soll die Gesundheit der
MitarbeiterInnen erhalten und Krankenstände sowie Leistungsabfall ver-
hindern. 

Gesundheitsbezogene Arbeitsanalysen, Gesundheits-Coaching im ver-
traulichen Rahmen mit Präventivkräften der Arbeitsmedizin. Informations-
veranstaltungen über Gesundheitsförderung für die ArbeitgeberInnen- und
ArbeitnehmerInnenseite können einen Beitrag zur Verbesserung der
Gesundheit leisten. 

Eine ergonomische Arbeitsplatzgestaltung zur Verhinderung einseitiger
körperlicher Belastungen wird dazu führen, dass die physische
Leistungsfähigkeit nicht vermindert wird.

Qualifizierung
Eine weitere Maßnahme ist die gezielte Qualifizierung von Mit-

arbeiterInnen: Die lebensbegleitende Weiterbildung kann zur Jobsicherung
aber auch zur Produktivitätssteigerung im Unternehmen führen. Der
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Zugang älterer Menschen zur Bildung muss in Zukunft erheblich erleichtert
und gefördert werden. 

Es wird in den nächsten Jahren weniger junge Erwachsene mit frischem
Wissen aus dem Bildungssystem in den Unternehmen geben. Dieser
Umstand wird unter anderem die Notwendigkeit und Intensität von inner-
und außerbetrieblichen Ausbildungsmaßnahmen vergrößern. 
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Wir wissen, dass 2030 EU-weit 20,8 Millionen Menschen im erwerbsfä-
higen Alter fehlen (6,8 Prozent) 1 werden. Dies wird sich u.a. massiv auf die
Situation in den Betrieben auswirken. Gleichzeitig haben derzeit in Öster-
reich ArbeitnehmerInnen über 50 kaum eine Chance auf Beschäftigung. 

Darüber hinaus wurde mit den jüngsten Pensionsreformen das Pensions-
antrittsalter heraufgesetzt, flächendeckende begleitende Maßnahmen zur
Integration Älterer in den Betrieben und am Arbeitsmarkt blieben aber bis-
her aus. 

Ziel des ÖGB ist es – insbesondere vor diesem Hintergrund – die
Arbeitsfähigkeit der Menschen zu erhalten und ein gesundes Arbeiten bis
zur Pensionierung zu ermöglichen. Diskriminierung von älteren Arbeit-
nehmerInnen am Arbeitsmarkt und in den Betrieben ist für die Betroffenen,
die Volkswirtschaft und auch für die Betriebe selbst mittelfristig von großem
Nachteil. 

Der ÖGB sieht verschiedene Zugänge zu alternsgerechtem Arbeiten:
Neben arbeitsmarktpolitischen und sozialpolitischen Maßnahmen sind ein
gelebter Arbeitnehmerschutz, Betriebliche Gesundheitsförderung, bildungs-
politische Maßnahmen, branchenbezogene Leitlinien und die Bündelung
aller Aktivitäten zu alternsgerechtem Arbeiten in einem nationalen Aktions-
programm von vorrangiger Bedeutung.

1. Ein nationales Aktionsprogramm zu alternsgerechtem Arbeiten sollte
sämtliche Einzelaktivitäten koordinieren und bündeln, Imagekampagnen
initiieren und durchführen, Maßnahmen des Gesundheitsschutzes und der
Betrieblichen Gesundheitsförderung mit Weiterbildung und Arbeitsmarkt-
politik in Einklang bringen und alle Akteure (Bundesregierung, Sozial-
partner, Wissenschaft, Sozialversicherungsträgern, AMS und Arbeits-
inspektion) aktiv in das Programm einbinden.

2. Mit Hilfe von ArbeitnehmerInnenschutz und Betrieblicher
Gesundheitsförderung die Gesundheit von ArbeitnehmerInnen zu erhalten
und zu fördern. Die Prävention arbeitsbedingter Erkrankungen und die

Nationales Aktionsprogramm für
alternsgerechtes Arbeiten

Renate Czeskleba, Leiterin des ÖGB-Referates
Humanisierung, Technologie, Umwelt

1 Grünbuch „Angesichts des demografischen Wandels – eine neue Solidarität zwischen
den Generationen“. 17. März 2005
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gezielte Förderung von Gesundheit am Arbeitsplatz sind geeignete und
erprobte Instrumente. Sie fördern eine ganzheitliche Unternehmens-
strategie, welche die psychische, physische und soziale Gesundheit als eine
Einheit fördert und u.a. Rücksicht auf die unterschiedlichen Bedürfnisse
verschiedener Altersgruppen nimmt. Die Zusammenarbeit der Generationen,
Handlungsspielraum, Vielseitigkeit der Arbeit, Fortbildungs- und Ent-
wicklungsmöglichkeiten, Mitsprache und aktive Beteiligung der Arbeit-
nehmerInnen sind einige der Gesundheitsfaktoren, die maßgeblich zu
alternsgerechtem Arbeiten beitragen.

Die Sozialpartner führen zahlreiche Projekte und Aktivitäten im
ArbeitnehmerInnenschutz und in der Betrieblichen Gesundheitsförderung
durch. Es wird Zeit, dass die Regierung diese Politik verstärkt und durch
Imagekampagnen und finanzielle Förderung noch mehr Gewicht verleiht. 

3. Zur praxisgerechten Umsetzung alternsgerechten Arbeitens kann sich
der ÖGB vorstellen, gemeinsam mit den Sozialpartnern branchenbezogene
Leitlinien zu entwickeln. Sie sollen uns Anhaltspunkte dafür geben, wie in
den jeweiligen Branchen alternsgerechtes Arbeiten in der Praxis funktionie-
ren kann. 

Spätestens seit der Schwerarbeiterdiskussion wissen wir, dass die
Arbeitswelt sehr differenzierte Belastungspotentiale in sich birgt. Es macht
einen gravierenden Unterschied, ob jemand 45 Jahre in der Baubranche
arbeitet oder in einem Bürobetrieb. Deshalb sollten branchenbezogene
Leitlinien für ArbeitnehmerInnen verschiedener Branchen maßgeschneiderte
Programme zur Gesundheitsförderung und ArbeitnehmerInnenschutz ent-
halten. 

Ebenso ist klar, dass auch die Ressourcen von ArbeitnehmerInnen ver-
schiedener Branchen auf unterschiedliche Weise gefördert werden müssen.
Neben fachlichen Weiterbildungsangeboten müssen soziales Lernen und
Fertigkeiten im Zentrum alternsgerechten Arbeitens stehen. Bildungs-
angebote müssen sich an den KundInnen orientieren, wenn sie erfolgreich
zu alternsgerechtem Arbeiten beitragen sollen. Fortbildungsziele und
Bildungsangebote sollten definiert und die Kriterien für zielgruppen-
gerechte Tools erarbeitet werden, um alternsgerechtem Arbeiten in ver-
schiedenen Branchen gerecht werden. 

Auch sollten die Leitlinien Anregungen zu flexibleren Formen der
Arbeitsorganisation und progressiven Personalplanung (unter Einbeziehung
der betrieblichen Altersstruktur und der Situation am Arbeitsmarkt) enthalten. 
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Für eine alternsgerechte Gesellschaft und eine alternsgerechte Arbeits-
welt ist ein Einstellungs- und Kulturwandel erforderlich. Frau Sahlin sagte
zu Recht, dass wir alle Altersgruppen in der Arbeitswelt benötigen. Ebenso
ist Herrn Rantanen beizupflichten, wenn er auf den produktiven Arbeits-
kräfteeinsatz hinweist. Voraussetzung dafür ist, die Anpassungs- und Verän-
derungsfähigkeit der MitarbeiterInnen zu fördern, um deren Beschäf-
tigungsfähigkeit während des Arbeitslebens zu sichern.

Es zeigt sich, dass es ein Maßnahmenmix sein muss ebenso wie ein inte-
grierter Ansatz um die Beschäftigung für alle Altersgruppen zu ermög-
lichen. Herr Buck hat richtigerweise darauf hingewiesen, dass wir uns auf
den Alterungsprozess insgesamt und nicht auf die Gruppe der Älteren ein-
stellen müssen. Dazu sind Anreize und Hilfestellungen das Mittel der Wahl
und nicht gesetzliche Maßnahmen. „Age Management demands new models
of working and learning for the life course”, war für mich eine der zentralen
Aussagen in diesem Symposium. Herr Taylor hat die Ansicht vertreten, dass
das Arbeitsrecht einerseits den Wechsel des Arbeitgebers erleichtern sollte
und andererseits der Schutz der Arbeitskraft durch die Sicherung ihrer
Beschäftigungsfähigkeit gegeben sein sollte. 

Ich bin überzeugt, dass wir den richtigen Ansatz eines gemeinsamen
Vorgehens gewählt haben und rasch Breitenwirkung erzielen müssen – ins-
besondere müssen wir alle Wirtschaftszweige und Branchen erreichen.
Zweifellos haben wir an der Verbesserung der Rahmenbedingungen weiter
zu arbeiten. Einige Anreize zur Qualifikation sind bereits gesetzt worden,
ebenso wie die Entlastung bei den Arbeitszusatzkosten bei den über 56- bzw
58- jährigen Arbeitskräften. Auch die Verpflichtung des AMS zur Erstellung
eines individuellen Betreuungsplanes und die Einrichtung der Implacement-
Stiftung sind ein wichtiger Ansatz zur Förderung der Beschäftigungs-
fähigkeit. 

Es gilt nun das Problembewusstsein in allen Wirtschaftsbereichen,
unterstützt durch gute Vorschläge und Best Practice, zu steigern. Dazu sind
die überbetrieblichen Institutionen und Organisationen aufgerufen, insbeson-
dere auch die Fachverbände und Fachgewerkschaften. 

Auf der Betriebsebene wird Unterstützung durch die Beratungsbranche
und durch Best Practice ein wichtiger Weg sein. Im Rahmen des gemeinsa-
men Vorgehens erscheint es nun besonders wichtig zu eruieren, welche

In allen Wirtschaftsbereichen
das Problembewusstsein steigern

Wolfgang Tritremmel, Bereichsleiter Arbeit und Soziales der
Industriellenvereinigung
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Massnahmen für die alternsgerechte Arbeitswelt besonders förderlich sind;
eine Prioritätenliste nach Wirksamkeit und Kosten kann dabei sehr hilfreich
sein. Alle RednerInnen haben auf Anreize und Hilfestellungen gesetzt, um
den Prozess zur alternsgerechten Arbeitswelt erfolgreich fortzusetzen,
anstelle legistischer Verpflichtungen, wie sie teilweise auch in Österreich
andiskutiert wurden.

Den Vortragenden ist für die Fülle der Anregungen aus ihrer Erfahrung
und den guten Ideen, die sie gegeben haben, sehr zu danken. 
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Die internationalen Beispiele, die uns heute so eindrucksvoll präsentiert
wurden, haben deutlich gemacht, dass es absolut möglich ist, wirkungsvolle
Maßnahmen zur besseren Integration Älterer im Arbeitsleben zu setzen. Sie
haben aber auch deutlich gemacht, welch große Rolle der Faktor Zeit bei
solchen Maßnahmenpaketen spielt. 

Programme zur Anhebung der Qualifikation älterer ArbeitnehmerInnen
greifen ebenso wenig von heute auf morgen, wie arbeitswelt- und arbeits-
platzbezogene Gesundheitsförderungsprogramme, die ein gesundes – und
damit die Arbeitsfähigkeit erhaltendes – Altern auf dem Arbeitsplatz ermög-
lichen sollen. Einmal abgesehen davon, dass die Installation solcher
Programme viel Zeit benötigt für die politische Willensbildung, die Bereit-
stellung der Finanzierung, die Konzeption und die organisatorische Um-
setzung – sowohl Qualifizierungs- als auch Gesundheitsförderungs-
maßnahmen müssen lange vor dem eigentlichen Zielalter für die Wirkung
der Programme einsetzen, wenn eine solche Wirkung erreicht werden soll. Es
macht naturgemäß viel weniger Sinn einen 60-Jährigen aufzuschulen, der
seinen Arbeitsplatz auf Grund einer über zwei Jahrzehnte schleichend ver-
laufenen Dequalifizierung angesichts der Entwicklungen in seiner Branche
verloren hat, als die Qualifikation desselben Arbeitnehmers zwischen sei-
nem 40. und seinem 60. Geburtstag laufend à jour zu halten. Ebenso ist es
ungleich schwieriger, eine 55-jährige Arbeitslose mit schweren beruflich
erworbenen Schäden am Haltungs- und Bewegungsapparat medizinisch und
beruflich zu rehabilitieren, als den Arbeitsplatz der Arbeitnehmerin früh-
zeitig so zu optimieren, dass ihre körperliche Gesundheit und Arbeits-
fähigkeit weitestgehend erhalten bleibt. 

Das heißt: Maßnahmen zur systematischen und flächendeckend wirksamen
Integration Älterer in den Arbeitsmarkt müssen viele Jahre vor dem eigent-
lichen Zielzeitraum gesetzt werden. Die aktuelle Diskussion über die älteren
ArbeitnehmerInnen entspringt nun bekanntlich nicht nur der Sorge darum,
dass die älteren Menschen gesund und in einer Beschäftigung stehend, in
der sie ihre Fähigkeiten und Bedürfnisse zu guten Bedingungen umsetzen
können, in Pension gehen, sondern jenen Sorgen um die Aufrechterhaltung
unserer Wirtschaft und die Finanzierbarkeit unserer Sozialsysteme, die die
Prognosen über die demografische Entwicklung der nächsten Jahrzehnte
auslösen. Wenn – und leider ist noch immer dieses wenn zu betonen – die
Politik der nächsten Zeit entschlossene, energische und konsistente
Maßnahmen im beschriebenen Sinne in Gang setzt, ist es nicht zu spät, dem

Auf das Timing kommt es an
Christoph Klein, Leiter des Bereichs Soziales der

Bundesarbeitskammer
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jetzt absehbaren Timing der demografischen Verschiebungen – also des
starken Anwachsens des Anteiles älterer Menschen in der Bevölkerung – zu
begegnen. Es ist aber jedenfalls höchst angebracht, das Stadium der
Sonntagsreden, der Veröffentlichung von in- oder ausländischen Best
Practice Beispielen, der Appelle an die Wirtschaft usw zu beenden.

Lassen Sie mich noch einen zweiten Gedanken zum Thema des richtigen
Timings ausführen. Natürlich sind auch die Systeme der Alterssicherung
der vorhergesagten demografischen Entwicklung anzupassen. Es ist erfor-
derlich, Anreize und andere Maßnahmen zu setzen, die es den Menschen
ermöglichen bzw. sie dazu motivieren, den Pensionsantritt nach hinten zu
verschieben. 

Werden solche Eingriffe in das Pensionssystem jedoch ohne die richtige
Berücksichtigung des Faktors Zeit gesetzt, produzieren sie vor allem eines:
ein weiteres Steigen der ohnehin schon viel zu hohen Arbeitslosigkeit.
Unter richtiger Berücksichtigung des Faktors Zeit ist dabei zweierlei zu ver-
stehen: 

Erstens müssen Schritte zur Hinaufsetzung des faktischen Pensions-
antrittsalters in Abstimmung mit den einleitend erwähnten Programmen der
Qualifikationserhöhung und der Gesundheitsförderung geschehen. Nur
wenn jene älteren Menschen, deren Pensionszugang verschoben wird,
gesund und für den Arbeitsmarkt ausreichend qualifiziert sind, können sie
den hinausgeschobenen Pensionsantritt in Beschäftigung abwarten. Es
macht nur wenig Sinn, durch eine nicht mit entsprechenden Begleit-
maßnahmen kombinierte Hinaufsetzung des Pensionsalters kranke oder
nicht aktuell qualifizierte Arbeitslose zu produzieren, die zu Recht alles
versuchen werden, um in eine krankheitsbedingte Frühpension, also
Invaliditätspension, zu gelangen.

Einen zweiten Timing-Aspekt muss ich abschließend nennen: Bei dem
Versuch, Ältere länger – insbesondere eben durch die Hinaufsetzung des
Pensionsalters – auf dem Arbeitsmarkt zu erhalten, handelt es sich um eine
Erhöhung des Arbeitskräfteangebots auf dem Arbeitsmarkt. In einer Zeit, in
der bei bereits bestehender Arbeitslosigkeit das Arbeitskräfteangebot auf
Grund verschiedener Faktoren ständig steigt während gleichzeitig die
Beschäftigung stagniert, muss das zwangsläufig zu einem Steigen der
Altersarbeitslosigkeit – auch in versteckter Form wie zum Beispiel bei den
PensionsvorschussbezieherInnen – und Verdrängungseffekten führen. Ich
bin überzeugt davon, dass ein Teil der erschreckend wachsenden Jugend-
arbeitslosigkeit durch das zu rasche Schmälerwerden der Ausgänge am oberen
Ende der Alterspyramide des Arbeitsmarktes verursacht wird – also durch
die Pensionsaltersanhebung der Pensionsreformen 2003 und 2004. 

Zusammenfassend darf ich sagen: Politik, welche die älteren Arbeit-
nehmerInnen besser in den Arbeitsmarkt integrieren will, braucht ein gutes
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Timing. Jetzt sind Maßnahmen der arbeitsweltbezogenen Gesundheits-
förderung und der laufenden Qualifikationsanpassung zu konzipieren und
zu beschließen, die erst in Jahren beginnen können, umfassendere Wirkung
zu zeigen. Nur in Abstimmung damit darf eine nennenswerte Erschwerung
des Pensionszutritts erfolgen, die außerdem zeitlich mit der Entwicklung
auf dem Arbeitsmarkt abzustimmen ist. 

Ein optimales Timing der Beschäftigungspolitik für Ältere würde bedeu-
ten: Wenn sich auf Grund der demografischen Entwicklung anstelle der
jetzt herrschenden Arbeitslosigkeit eine Verknappung der – jüngeren –
Arbeitskräfte auf dem Arbeitsmarkt abzuzeichnen beginnt, greifen voll die
kombinierten Programme aus Gesundheitsförderung, Qualif ikations-
verbesserung und Anreiz zum verschobenen Pensionsantritt, die den älteren
ArbeitnehmerInnen einen guten Verbleib auf dem Arbeitsmarkt ermög-
lichen.
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Wir haben heute vieles gehört zum Thema. „Alter und Arbeit“ und ich
möchte an dieser Stelle keinen weiteren Vortrag halten, jedoch einige
zusammenfassende Bemerkungen zum Thema machen. 

Wie wir heute gehört haben, wird sich in den kommenden Jahren der
Anteil von älteren Menschen dramatisch erhöhen. Dieser Alterungsprozess
birgt Chancen für jeden einzelnen Menschen in sich, gleichzeitig aber auch
zahlreiche wirtschaftliche Probleme für die Gesellschaft. Die altersspezi-
fischen Ausgaben werden proportional zur Anzahl der älteren Bevölkerungs-
quote steigen. Daher sind alle AkteurInnen der Gesellschaft in Österreich
aufgefordert, sich zeitgerecht auf diese Entwicklung vorzubereiten. 

Die Überalterung der Gesellschaft kann sich nachteilig auf Niveau und
Zuwachsrate der Produktivität auswirken. Es wird von den Maßnahmen
abhängen, inwieweit wir mit den durch den Alterungsprozess hervorgerufen
Problemen fertig werden. 

Die WKÖ hat im Herbst 2004 beschlossen, zum Thema „Alter und
Arbeit“ ein Schwerpunktprogramm auszuarbeiten und einen Maßnahmen-
katalog für Sensibilisierung sowie für Serviceleistungen – z. B. Qualifi-
zierung und die Betriebliche Gesundheitsförderung zur Prävention von
Krankheiten – festgelegt. Im Rahmen dieses Programms werden wir gerne
weiter mit den Sozialpartnern kooperieren, besonders dort, wo Synergien
genutzt werden können. 

Die heutige Veranstaltung wurde von den Sozialpartnern organisiert. Es
wird von dieser Konferenz auch einen Tagungsband geben und die einzelnen
Beiträge können im Internet auf der Homepage www.arbeitundalter.at
nachgelesen werden. Ich möchte mich an dieser Stelle für die besonders
freundliche Kooperation bedanken und wünsche mir, dass unsere Zusammen-
arbeit auch in Zukunft so reibungslos und so hervorragend funktioniert. 

Ganz besonders möchte ich mich bei Kommissar Spidla, der uns die
Ehre gab, diese Veranstaltung zu eröffnen sowie bei den internationalen
ExpertInnen, für Ihre interessanten Ausführungen, bedanken. 

Wir werden uns bemühen in Österreich die Erwerbsquote (derzeit bei
30,1 Prozent) der älteren ArbeitnehmerInnen zu erhöhen (Lissabonziel: bis
2010: 50 Prozent) und sicherlich das eine oder andere positive Beispiel, das
wir heute präsentiert bekommen haben, gerne als Anregung aufnehmen, um
dieses Ziel zu erreichen. 

Ein besonderer Dank gilt Ihnen, den TeilnehmerInnen dieser
Veranstaltung, für Ihr Interesse und für Ihre wertvollen Beiträge im Rahmen

Schlussworte
Richard Schenz, Vizepräsident der Wirtschaftskammer 

Österreich
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dieser Veranstaltung. Die zahlreiche Anwesenheit von VertreterInnen aus
der Regierung, der Sozialpartner und von Betrieben zeigt, dass die
Problematik des demografischen Wandels bereits ein zentrales Thema ist.
Wenn Sie alle am heutigen Tag ein Beispiel zur erfolgreichen Bewältigung
dieser Herausforderung mit nach Hause nehmen und dementsprechend
Maßnahmen setzen, dann war diese Veranstaltung erstens erfolgreich und
zweitens sind wir gemeinsam dem Ziel der Erhöhung der Erwerbsquote von
Älteren in Österreich etwas näher gekommen. 

Herzlichen Dank auch an die Organisatoren der Veranstaltung, an die
Übersetzer, die Techniker und an alle weiteren MitarbeiterInnen dieser
Veranstaltung, die gute Arbeit geleistet haben. 
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Die internationalen ExpertInnen

Dr. phil. Vladimir Spidla 
Kommissar der Europäischen Union für Beschäftigung, Soziales und
Chancengleichheit

Vladimir Spidla, ehemaliger Ministerpräsident der Tschechischen
Republik, ist seit dem Jahr 2004 EU-Kommissar. Sein Anliegen ist es, dass
alle Maßnahmen, die auf Ebene der Europäischen Union ergriffen werden –
und damit meint er nicht nur diejenigen im Bereich Beschäftigung und
Soziales – zu verbesserten Arbeits- und Lebensbedingungen führen.
Insbesondere will er jegliche Diskriminierung im Beruf beseitigt wissen,
sodass alle BürgerInnen dieselben Chancen in einer gesunden und sicheren
Arbeitsumgebung haben.

Professor Dr. med. univ. Dr. scient. med. Jorma Rantanen 
Präsident der Internationalen Kommission für Gesundheit und Sicherheit
am Arbeitsplatz

Jorma Rantanen hat mehr als 40 Jahre Erfahrung auf dem Gebiet der
Arbeitsmedizin. In den letzten Jahren hat er sich in Berichten und Be-
sprechungen vor allem mit dem Thema Arbeit im modernen, sich wandelnden
Arbeitsleben und in Hightech-Umgebungen, einschließlich informations-
intensiver Arbeit, auseinandergesetzt. Er hat auch Studien an Forschungs-
instituten in Finnland und in Europa durchgeführt. In den letzten 30 Jahren
war Rantanen aktiv als Fachberater für die WHO, die ILO und die ISSA
tätig.

Professor. Dr. phil. Eskil Wadensjö 
Professor für Arbeitsökonomie am Institut für Sozialforschung der
Universität Stockholm und Dekan der Fakultät für Sozialwissenschaften
ebendort

Primäre Forschungsinteressen von Eskil Wadensjö sind die Ökonomie
der internationalen Migration, die Arbeitsmarktpolitik und soziale Sicherheit.
Seine gegenwärtigen Forschungsthemen sind die wirtschaftlichen Resultate
der Zuwanderung nach Dänemark, Leiharbeitsfirmen und die wirtschaft-
lichen Aspekte der Pensionsreform. Von 1993 bis 1999 war Wadensjö
Präsident der Europäischen Gesellschaft für Arbeitsmarktforschung (EALE),
1992 und 1993 Vorsitzender des Schwedischen Wirtschaftsverbandes, 
darüber hinaus ist er Mitglied in verschiedenen Regierungsausschüssen.
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Mag. phil. Gunilla Sahlin 
Leitende Beraterin des „Verbandes schwedischer Unternehmen“

Seit ungefähr 20 Jahren arbeitet Gunilla Sahlin bei der ehemaligen
schwedischen Arbeitgebervereinigung, die durch den „Verband schwedischer
Unternehmen“ ersetzt wurde. Sie ist Expertin für die Themen ältere Arbeit-
nehmerInnen und Menschen mit Behinderungen. Ihre Hauptaufgaben sind
die Schaffung von Strategien und Werten in Bezug auf ältere Arbeit-
nehmerInnen aus dem Blickwinkel der ArbeitgeberInnen sowie das
Aufzeigen von Good Practice. Weiters vertritt sie die ArbeitgeberInnen in
Untersuchungen und Gutachten und repräsentiert den Verband in Komitees
und Arbeitsgruppen. 

Mag. phil. Hartmut Buck 
Wissenschaftlicher Mitarbeiter am Fraunhofer-Institut für Arbeits-
wirtschaft und Organisation (IAO) in Stuttgart

Harmut Buck ist seit 1996 wissenschaftlicher Mitarbeiter am Fraunhofer-
Institut für Arbeitswirtschaft und Organisation (IAO) in Stuttgart, wo er der-
zeit das Team „Entwicklungsförderliche Organisationsgestaltung“ leitet. Von
2000 bis 2003 koordinierte er das vom Bundesministerium für Bildung und
Forschung geförderte Transferprojekt „Öffentlichkeits- und Marketing-
strategie demografischer Wandel“. Seine Forschungsschwerpunkte sind die
zukünftige Entwicklung der Erwerbsarbeit, Wandlungsprozesse in Unter-
nehmen sowie die Bewertung und Gestaltung von Arbeitssystemen.

Professor Mag. rer. nat. Dr. phil. Philip Taylor 
Verantwortlicher Direktor des Interdisziplinären Forschungsinstitutes
der Universität Cambridge

Philip Taylor ist Professor für Altersforschung und „Public Policy“ an
der Technischen Universität Swinburne sowie Verantwortlicher Direktor des
Interdisziplinäres Zentrums zur Erforschung des Alterns, Universität
Cambridge, wo er auch Lehrbeauftragter an der Fakultät für Sozial- und
Politikwissenschaften und leitender wissenschaftlicher Mitarbeiter der
Abteilung für Soziologie der Fakultät für Sozial- und Politikwissenschaften
ist. Seit mehr als 15 Jahren beschäftigt sich Taylor schwerpunktmäßig mit
der Situation älterer ArbeitnehmerInnen und ist gefragter Experte von
Beratungsausschüssen der Regierung und öffentlicher Komitees.









<<
  /ASCII85EncodePages false
  /AllowTransparency false
  /AutoPositionEPSFiles true
  /AutoRotatePages /None
  /Binding /Left
  /CalGrayProfile (None)
  /CalRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CalCMYKProfile (Europe ISO Coated FOGRA27)
  /sRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CannotEmbedFontPolicy /Warning
  /CompatibilityLevel 1.3
  /CompressObjects /Off
  /CompressPages true
  /ConvertImagesToIndexed true
  /PassThroughJPEGImages false
  /CreateJDFFile false
  /CreateJobTicket true
  /DefaultRenderingIntent /Default
  /DetectBlends true
  /DetectCurves 0.1000
  /ColorConversionStrategy /LeaveColorUnchanged
  /DoThumbnails false
  /EmbedAllFonts true
  /EmbedOpenType false
  /ParseICCProfilesInComments true
  /EmbedJobOptions true
  /DSCReportingLevel 0
  /EmitDSCWarnings false
  /EndPage -1
  /ImageMemory 524288
  /LockDistillerParams false
  /MaxSubsetPct 100
  /Optimize false
  /OPM 1
  /ParseDSCComments true
  /ParseDSCCommentsForDocInfo true
  /PreserveCopyPage true
  /PreserveDICMYKValues true
  /PreserveEPSInfo true
  /PreserveFlatness false
  /PreserveHalftoneInfo false
  /PreserveOPIComments false
  /PreserveOverprintSettings true
  /StartPage 1
  /SubsetFonts true
  /TransferFunctionInfo /Remove
  /UCRandBGInfo /Preserve
  /UsePrologue false
  /ColorSettingsFile ()
  /AlwaysEmbed [ true
  ]
  /NeverEmbed [ true
  ]
  /AntiAliasColorImages false
  /CropColorImages false
  /ColorImageMinResolution 150
  /ColorImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleColorImages true
  /ColorImageDownsampleType /Bicubic
  /ColorImageResolution 305
  /ColorImageDepth -1
  /ColorImageMinDownsampleDepth 1
  /ColorImageDownsampleThreshold 1.48525
  /EncodeColorImages true
  /ColorImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterColorImages true
  /ColorImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /ColorACSImageDict <<
    /QFactor 0.76
    /HSamples [2 1 1 2] /VSamples [2 1 1 2]
  >>
  /ColorImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /JPEG2000ColorACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /JPEG2000ColorImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /AntiAliasGrayImages false
  /CropGrayImages false
  /GrayImageMinResolution 150
  /GrayImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleGrayImages true
  /GrayImageDownsampleType /Bicubic
  /GrayImageResolution 305
  /GrayImageDepth -1
  /GrayImageMinDownsampleDepth 2
  /GrayImageDownsampleThreshold 1.48525
  /EncodeGrayImages true
  /GrayImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterGrayImages true
  /GrayImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /GrayACSImageDict <<
    /QFactor 0.76
    /HSamples [2 1 1 2] /VSamples [2 1 1 2]
  >>
  /GrayImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /JPEG2000GrayACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /JPEG2000GrayImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /AntiAliasMonoImages false
  /CropMonoImages false
  /MonoImageMinResolution 1200
  /MonoImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleMonoImages false
  /MonoImageDownsampleType /Average
  /MonoImageResolution 1200
  /MonoImageDepth -1
  /MonoImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeMonoImages true
  /MonoImageFilter /CCITTFaxEncode
  /MonoImageDict <<
    /K -1
  >>
  /AllowPSXObjects true
  /CheckCompliance [
    /None
  ]
  /PDFX1aCheck false
  /PDFX3Check false
  /PDFXCompliantPDFOnly false
  /PDFXNoTrimBoxError true
  /PDFXTrimBoxToMediaBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXSetBleedBoxToMediaBox true
  /PDFXBleedBoxToTrimBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXOutputIntentProfile (None)
  /PDFXOutputConditionIdentifier ()
  /PDFXOutputCondition ()
  /PDFXRegistryName <FEFF0068007400740070003a002f002f007700770077002e0063006f006c006f0072002e006f00720067ffff>
  /PDFXTrapped /False

  /Description <<
    /DEU <FEFF>
  >>
  /Namespace [
    (Adobe)
    (Common)
    (1.0)
  ]
  /OtherNamespaces [
    <<
      /AsReaderSpreads false
      /CropImagesToFrames true
      /ErrorControl /WarnAndContinue
      /FlattenerIgnoreSpreadOverrides false
      /IncludeGuidesGrids false
      /IncludeNonPrinting false
      /IncludeSlug false
      /Namespace [
        (Adobe)
        (InDesign)
        (4.0)
      ]
      /OmitPlacedBitmaps false
      /OmitPlacedEPS false
      /OmitPlacedPDF false
      /SimulateOverprint /Legacy
    >>
    <<
      /AllowImageBreaks true
      /AllowTableBreaks true
      /ExpandPage false
      /HonorBaseURL true
      /HonorRolloverEffect false
      /IgnoreHTMLPageBreaks false
      /IncludeHeaderFooter false
      /MarginOffset [
        0
        0
        0
        0
      ]
      /MetadataAuthor ()
      /MetadataKeywords ()
      /MetadataSubject ()
      /MetadataTitle ()
      /MetricPageSize [
        0
        0
      ]
      /MetricUnit /inch
      /MobileCompatible 0
      /Namespace [
        (Adobe)
        (GoLive)
        (8.0)
      ]
      /OpenZoomToHTMLFontSize false
      /PageOrientation /Portrait
      /RemoveBackground false
      /ShrinkContent true
      /TreatColorsAs /MainMonitorColors
      /UseEmbeddedProfiles false
      /UseHTMLTitleAsMetadata true
    >>
    <<
      /AddBleedMarks false
      /AddColorBars false
      /AddCropMarks false
      /AddPageInfo false
      /AddRegMarks false
      /BleedOffset [
        8.503940
        8.503940
        8.503940
        8.503940
      ]
      /ConvertColors /NoConversion
      /DestinationProfileName (sRGB IEC61966-2.1)
      /DestinationProfileSelector /NA
      /Downsample16BitImages true
      /FlattenerPreset <<
        /PresetSelector /MediumResolution
      >>
      /FormElements true
      /GenerateStructure false
      /IncludeBookmarks false
      /IncludeHyperlinks false
      /IncludeInteractive false
      /IncludeLayers false
      /IncludeProfiles true
      /MarksOffset 6
      /MarksWeight 0.250000
      /MultimediaHandling /UseObjectSettings
      /Namespace [
        (Adobe)
        (CreativeSuite)
        (2.0)
      ]
      /PDFXOutputIntentProfileSelector /DocumentCMYK
      /PageMarksFile /RomanDefault
      /PreserveEditing true
      /UntaggedCMYKHandling /LeaveUntagged
      /UntaggedRGBHandling /LeaveUntagged
      /UseDocumentBleed false
    >>
  ]
  /SyntheticBoldness 1.000000
>> setdistillerparams
<<
  /HWResolution [2400 2400]
  /PageSize [3.000 3.000]
>> setpagedevice


